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Stiftungen und 
 Teilhabe 
 von Kindern und 
 Jugendlichen

STUDIE



Bildung und Teilhabe gehören zum Existenzminimum. Das legte das Bundes-
verfassungsgericht in seinem wegweisenden Urteil zu den Hartz IV-Sätzen 
im Februar 2010 fest. Der Gesetzgeber reagierte und verabschiedete das 
„Bildungs- und Teilhabepaket“. Um mehr Chancengerechtigkeit zu erreichen, 
erhalten junge Menschen nun materielle Leistungen. Auch zivilgesellschaft-
liche Akteure fördern Bildung und Teilhabe – darunter zahlreiche Stiftungen, 
die mit ihren Angeboten die Chancen von Kindern und Jugendlichen verbes-
sern wollen. 

Die Studie geht deshalb den Fragen nach: Inwiefern können Stiftungen und 
staatliche Einrichtungen kooperieren? Welche Voraussetzungen müssen er-
füllt sein? Was können Staat und Stiftungen voneinander lernen? Auf Grund-
lage einer großen Stiftungsumfrage und von Interviews mit Experten wurden 
sechs Empfehlungen an Stiftungen und Politik für das weitere  Vorgehen 
erarbeitet.

Für die Erarbeitung der Empfehlungen geht ein besonderer Dank an den 
wissenschaftlichen Beirat des Bundesverbandes Deutscher Stiftungen, 
namentlich Frau Prof. Dr. Berit Sandberg, Herrn Prof. Dr. Karl-Heinz Paqué, 
Herrn Prof. Dr. Sebastian Braun und Herrn Prof. Dr. Rainer Hüttemann. Frau 
Conny Feist sei vor allem für die Erstellung des Umfrageverteilers gedankt. 
Einen herzlichen Dank auch an die teilnehmenden Stiftungen der Online-
Befragung sowie an die Stiftungsvertreterinnen und -vertreter, die mit ihrem 
Expertenwissen zur Qualität dieser Studie beigetragen haben.
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Stiftungen und Teilhabe von Kindern und Jugendlichen

In Anbetracht dieser Zahlen steht die 
Politik unter Handlungsdruck. Zumal das 
Bundesverfassungsgericht die Ermitt-
lung der Hartz IV-Bezüge im Februar 
2010 für verfassungswidrig erklärt und 
die Regierung aufgefordert hatte, binnen 
Jahresfrist die Hartz IV-Gesetzgebung zu 
überprüfen. Herausgekommen ist das Bil-
dungs- und Teilhabepaket. Anstatt jedem 
Kind monatlich mehr Geld zuzusprechen, 
erhalten bedürftige Kinder und Jugend-
liche Leistungen, die ihnen die soziale 
und kulturelle Teilhabe ermöglichen 
sollen. Viele dieser Leistungen, seien es 
kostenlose Nachhilfe, warme Mittag essen 

oder Zuschüsse zum Schulbedarf, werden 
an vielen Orten in Deutschland bereits 
von anderen Organisationen erbracht; 
unbürokratisch, ohne Anträge und Be-
dürftigkeitsprüfung. Damit stellt sich die 
Frage, ob Staat und Stiftungen nicht stär-
ker zusammenarbeiten müssen, um Kin-
dern und Jugendlichen bessere Lebens- 
und Entwicklungschancen zu bieten. Wo 
können Staat und Stiftungen voneinander 
lernen? Wo lassen sich  Synergien nutzen? 

1 – Einleitung

Minderjährige Kinder 2010 nach überwiegendem Lebens unterhalt der Eltern und 
Familienform (in Prozent)

Erwerbstätigkeit 
bei  mindestens 
einem Elternteil
Transferzahlungen 
bei allen Elternteilen
Sonstige

Quelle: Statistisches Bundesamt, 
Mikrozensus

bei Alleinerziehenden in Paarfamilien

2,2 
Millionen

57

92

33

10 4 4

10,9 
Millionen
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„Kinder sind unsere Zukunft“, heißt es; „Kein Kind darf verloren gehen“, heißt es; 
„Bildung ist unsere wichtigste Ressource“, heißt es. Doch tut die Gesellschaft alles, 
um diesen Aussagen gerecht zu werden? Mitnichten. Ein Blick in die Statistik zeigt: 
In Deutschland ist das Risiko gerade für Kinder besonders groß, sozial benachteiligt 
zu werden. Sind im bundesdeutschen Durchschnitt 15,6 Prozent der Bevölkerung 
 armutsgefährdet, ist die Gefahr bei den unter 18-Jährigen mit 17,5 Prozent nochmals 
höher.1 Zu Beginn des Jahres 2011 wachsen knapp 1,8 Millionen Kinder in Haushalten 
mit SGB II-Bezug auf.2 Demnach lebt jedes sechste Kind von Sozialgeld. In den neuen 
Bundesländern fällt das Bild noch drastischer aus: Mit 30,7 Prozent stammt fast jedes 
dritte Kind in Ostdeutschland aus einem einkommensarmen Haushalt.3

Armutsrisikoquote nach Sozialleistungen 2008 in Deutschland (in Prozent)

* Als Kind zählen Kinder unter 18 Jahren sowie Personen 
zwischen 18 und 24 Jahren, die nicht erwerbstätig sind 
und mit mindestens einem Elternteil zusammenleben. Quelle: Statistisches Bundesamt, EU-SILC

37,5

15,5

15,0

13,0

7,7

Inhalt und Aufbau der Studie

Die vorliegende Studie setzt sich unter 
Berücksichtigung der Handlungslogiken 
von Stiftungen mit diesen Fragen aus-
einander und sucht Ansatzpunkte für 
eine Zusammenarbeit von Staat und 
Stiftungen. Denn Stiftungen sind nicht 
nur eine starke Säule der Zivilgesell-
schaft, sondern mit ihren mannigfaltigen 
Angeboten oft auch näher an den sozial 
benachteiligten Kindern und Jugendlichen 
als der Staat. Sie verfügen über vielerlei 
Erfahrungen in Bezug auf die Förderung 

von jungen Menschen und den Ausgleich 
von Benachteiligungen. Stiftungen sind 
vor Ort präsent, pflegen langjährige 
Kontakte zu Kindern und Jugendlichen, 
zu Lehrern und Schulen, Sozialarbeitern 
und Kommunen. Was sie auszeichnet, ist 
ihr sprichwörtlicher langer Atem, genauso 
wie die Möglichkeit schnell und flexibel 
auf bestimmte Entwicklungen zu reagie-
ren. Außerdem können Stiftungen mutig 
neue Wege einschlagen und mit Pilot-
projekten neue Ansätze auf ihre Tauglich-
keit prüfen. Und schließlich lautete eine 
Schlussfolgerung im Dritten Armuts- und 

Personen in Haushalten von Alleinerziehenden*

Bevölkerung insgesamt

Personen unter 18 Jahren

Personen in Haushalten mit Kindern*

Personen in Haushalten von zwei Erwachsenen mit zwei Kindern*

1 – Einleitung
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Stiftungen und Teilhabe von Kindern und Jugendlichen

Reichtumsbericht: „Auf Grund der föde-
ralen Struktur Deutschlands wird die 
nachhaltige Vermeidung von Armut und 
das Ziel der sozialen Integration jedoch 
nur durch gemeinsame Aktivitäten auf 
allen staatlichen Ebenen und gemeinsam 
mit allen Akteuren der Zivilgesellschaft 
zu erreichen sein.“4 Ziel der vorliegenden 
Studie ist es also, die Erfahrungen 
der Stiftungen zu bündeln, um daraus 
 Empfehlungen für den weiteren Umgang 
mit dem Bildungs- und Teilhabepaket 
 abzuleiten.

Vier Schritte führen durch die Studie: Im 
ersten Teil werden die in diesem Zusam-
menhang relevanten Begriffe erörtert 
und gesellschaftliche Entwicklungen 
aufgezeigt. Es wird geklärt, was das Bil-
dungs- und Teilhabepaket charakterisiert 
und warum sich das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales (BMAS) für diese 
Form der Mittelzuteilung entschieden 
hat. Der zweite Schritt bietet einen Über-
blick über die Angebote von Stiftungen 
für Kinder und Jugendliche. Diese Best-
Practice-Beispiele sind zwar nur eine 
Kostprobe stifterischen Engagements, 
machen aber doch deutlich, mit welchem 
Ideenreichtum die Gesellschaft auf die 
drängenden Herausforderungen bezüg-
lich der Entwicklungschancen von jungen 
Menschen reagiert. Kern der Studie sind 
die im dritten Schritt vorgestellten Er-
gebnisse einer Online-Befragung unter 
mehr als 550 Stiftungen aus dem sozialen 
und Bildungsbereich, die Kinder und 
Jugend liche fördern. Die Ergebnisse einer 
qualitativen Befragung von 22 Bildungs-
experten aus Stiftungen flankieren die 
quantitative Erhebung. Im vierten Schritt 
werden schließlich die Empfehlungen des 
wissenschaftlichen Beirats vorgelegt, der 
anhand der Einschätzungen, Kritikpunkte 
und Vorschläge seitens der Stiftungen 
zehn Empfehlungen für Kooperationen 
zwischen Staat und Stiftungen formuliert 
hat.

Zentrale Begriffe

  1 Teilhabe

Der Begriff der Teilhabe hat verschiedene 
Facetten. In der Vergangenheit vor allem 
in der Debatte um die bessere Integra-
tion von Menschen mit Behinderungen 
verwendet, spielt er heute in weit mehr 
Zusammenhängen eine Rolle: im Hinblick 
auf Erwerbsarbeit, Bildung, kulturelle 
Aktivitäten, Freizeitverhalten oder in 
Bezug auf die Sprachkompetenz. Am 
gesellschaftlichen und kulturellen Leben 
nicht aktiv teilnehmen zu können, min-
dert die Lebensqualität und -chancen und 
ist zudem politisch verheerend. Demo-
kratien leben von der Teilhabe ihrer Bür-
gerinnen und Bürger. Die Bevölkerung ist 
nicht nur aufgefordert, sich an Wahlen zu 
beteiligen; in pluralistischen Gesellschaf-
ten geht es auch darum, den unterschied-
lichen Interessen der verschiedenen 
gesellschaftlichen Strömungen Ausdruck 
zu verleihen.

Soziale Ausgrenzung indes führt zu Des-
interesse und Resignation. Eine solche 
Haltung ist in manchen Teilen der Gesell-
schaft bereits unübersehbar. Schlimmer 
noch: Häufig wird sie „vererbt“. Wenn die 
Eltern kein Interesse an Politik und ge-
sellschaftlichen Fragen haben, „die Poli-
tik“ gar verachten, ist die Gefahr groß, 
dass auch die staatsbürgerschaftlichen 
Tugenden des Nachwuchses allenfalls 
schwach ausgeprägt sind. Dabei muss 
es sich nicht einmal um eine bewusste 
Entscheidung der Eltern handeln, dem 
Staat den Rücken zu kehren. In be-
stimmten Milieus fehlt es schlicht an der 
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Kompetenz und am Wissen, dass und vor 
allem wie man sich überhaupt einbringen 
könnte. Wenn zudem armutsrisikobedingt 
 existenzielle Fragen den Alltag domi-
nieren, ist ein Streben nach politischer 
Teilhabe kaum zu erwarten. Dennoch wird 
dem demokratischen Staatswesen so 
seine bedeutsamste Ressource entzogen: 
die Beteiligung seiner Bürgerinnen und 
Bürger und die von ihnen verliehene Le-
gitimität. Wenn sich ganze Teile der Ge-
sellschaft nicht mehr in den Prozess der 
Interessenbildung einbringen, entstehen 
blinde Flecken, die das gesellschaftliche 
Miteinander dauerhaft gefährden. Oben-
drein finden die Interessen dieser Grup-
pen noch weniger Berücksichtigung.

Dass der Begriff der Teilhabe in der 
öffentlichen Diskussion zunehmend Ver-
wendung findet, deutet darauf hin, dass 
die Probleme, die sich aus mangelnder 
Teilhabe ergeben, mittlerweile erkannt 
worden sind. So ist es vielen Familien 
nicht möglich, Tätigkeiten nachzugehen, 
die für die Mehrheitsgesellschaft normal 
sind. Besonders Kinder erleben diese 
Exklusion – etwa wenn ihre Schulkame-
radinnen und -kameraden in ihrer Freizeit 
etwas unternehmen, was Geld kostet. 
 Darüber hinaus werden sie daran gehin-
dert, wichtige Erfahrungen zu sammeln.

  2    Teilhabechancen von 
 Kindern

Die Erfahrungen aus Kindheit und Ju-
gend prägen den weiteren Lebensweg. 
Sie bestimmen, welche Kompetenzen 
sich ein Mensch aneignet, wie viel 
Selbstbewusstsein und Toleranz er mit-
bringt, wie vielfältig die persönlichen 
Interessen sind. Diese für das indivi-
duelle Vorankommen entscheidenden 
Schlüsselkompetenzen erwerben Kinder 
und Jugendliche nicht nur in der Schule, 
sondern auch durch ihr privates Umfeld. 
Dort sind die Rahmenbedingungen aber 
höchst unterschiedlich. Interessierte, in-
formierte, kompetente Eltern finden sich 
im Dschungel der Angebote zurecht und 
haben oft genaue Vorstellungen, welche 
Qualifikationen ihren Kindern nützen. Sie 
zeigen ihnen ein Spektrum auf, so dass 
die Kinder eine Wahl haben, Freizeitakti-
vitäten nachzugehen, die ihren Vorlieben, 
Neigungen und Talenten entsprechen.

Ein ungünstiges Umfeld raubt Kindern 
unter Umständen wertvolle Lebenschan-
cen und -perspektiven. Im schlechtesten 
Fall verkümmern Antrieb, Neugier und 
Motivation, bringen ablehnende Erfah-
rungen und Zurückweisungen Kinder 
dazu, sich einzuigeln, anstatt sich neuen 
Herausforderungen zu stellen. In vielen 
Fällen wissen Kinder gar nicht von den 
vielfältigen Möglichkeiten, die sich ihnen 
bieten. Natürlich sind diese Kinder im 
Nachteil – unabhängig von ihren kogni-
tiven Fähigkeiten. Im Wesentlichen gibt 
es dafür zwei Gründe: Es mangelt an 
Kompetenzen oder an den finanziellen 
Möglichkeiten.5 So sind viele Freizeitbe-
schäftigungen mit Kosten verbunden: Bei 
Vereinsmitgliedschaften werden Beiträge 
fällig, viele Sportarten erfordern eine 

1 – Einleitung
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Stiftungen und Teilhabe von Kindern und Jugendlichen

Armut und Bildungsarmut

Wenn in Deutschland von Armut die 
Rede ist, ist in den seltensten Fällen ab-
solute oder primäre Armut gemeint, die 
das Fehlen zum physischen Überleben 
notwendiger Mittel bezeichnet. Wer in 
Deutschland arm ist, muss nicht verhun-
gern, erhält eine Wohnung und ist bei 
Krankheit grundsätzlich abgesichert. 
Daher spricht man von relativer Armut. 
Als relativ arm gilt, wessen monatliches 
Einkommen weniger als 60 Prozent des 
mittleren Einkommens (Medianeinkom-
mens) ausmacht.6 Und doch umfasst der 
Begriff der relativen Armut mehr als nur 
ein geringes Einkommen: „Sie ist eine 
Lebenslage, in der Bildung, Gesundheit, 
Arbeit und Wohnen, oft in Verbindung 
mit problematischen Familienbeziehun-
gen und geringeren sozialen Kontakten, 
beeinträchtigt sind.“7 Kurz gesagt: 
Arme Menschen verfügen über unter-
durchschnittliche Ressourcen.

Bestimmte gesellschaftliche Gruppen 
gelten als besonders armutsgefährdet: 
alleinerziehende Frauen, kinderreiche 
Familien, Menschen mit Migrations-
hintergrund sowie Erwerbslose. Waren 
früher vor allem Alte, Behinderte oder 
chronisch Kranke von Armut betroffen, 
sind seit den 1970er Jahren „neue und 
zahlenmäßig größere Gruppen von 
neuen Armen“ hinzugekommen.8 Vor 
allem Kinder sind zu einem Armutsrisi-
ko geworden – besonders wenn sie in 
einem Alleinerziehendenhaushalt auf-
wachsen.9 Viele Menschen können trotz 
Berufstätigkeit ihren Lebensunterhalt 
nicht finanzieren und sind auf staatliche 
Transferleistungen angewiesen. Ihre 
Zahl stieg von 6,4 Prozent im Jahr 2000 
auf 12 Prozent 2006.10

Der Datenreport 2011 des Statistischen 
Bundesamtes macht deutlich, dass sich 
die Einkommenssituation der ärmsten 
20 Prozent der Bevölkerung in den letz-
ten Jahren verschlechtert hat: Über viele 
Jahre verfügten sie über knapp 10 Pro-
zent des monatlichen Gesamteinkom-
mens. Innerhalb der letzten zehn Jahre 
ist dieser Anteil zurückgegangen: Das 
untere Fünftel verfügt nur noch über 9,4 
Prozent des monatlichen Gesamtein-
kommens. Anders sieht es beim wohl-
habendsten Fünftel aus: Ihr langjähriger 
Anteil am monatlichen Gesamteinkom-
men hat sich im Vergleichszeitraum von 
34,7 auf 36,3 Prozent erhöht.11 So geht 
die Schere zwischen Arm und Reich 
weiter auseinander: „Inzwischen ist das 
Ausmaß der Einkommens ungleichheit 
auf einem der höchsten Niveaus der ver-
gangenen Jahrzehnte angelangt“, heißt 
es im Datenreport von 2011.12

Zu dieser Bestandsaufnahme passt, 
dass die relative Armut in Deutschland 
immer weiter zunimmt: Im Jahr 2008 
waren 15,5 Prozent der Menschen in 
Deutschland armutsgefährdet. Nach 
Zahlungen von Sozialleistungen haben 
diese Personen weniger als 929 Euro 
pro Monat zur Verfügung.13 30 Prozent 
dieser Menschen sind nach eigenen An-
gaben nicht in der Lage, jeden zweiten 
Tag eine vollwertige Mahlzeit einzuneh-
men.14 Allerdings ist ein Leben in Armut 
nicht zwangsläufig ein dauerhafter 
Zustand. 
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Die Folgen von Armut

Armut entscheidet nicht nur über die 
momentanen Lebensverhältnisse, 
sondern auch über die weiteren Zu-
kunftschancen. So haben arme Kinder 
schlechtere Chancen auf höhere Bil-
dungsabschlüsse. Dadurch laufen sie 
Gefahr, im Erwachsenenalter selbst 
in Armut zu leben.15 Die Mobilität von 
unten nach oben ist also eingeschränkt. 
Dass sich die Armut verfestigt, zeigt 
sich nicht zuletzt daran, dass 30 Pro-
zent der Armen mehr als fünf Jahre in 
dieser Situation leben. Und je länger 
sie armutsbedingt Verzicht üben müs-
sen, umso stärker wird die Gefahr der 
 sozialen Exklusion. Wer sich in einer 
solchen Armutsspirale befindet, wird an 
den gesellschaftlichen Rand gedrängt.

Kinder und Jugendliche sind besonders 
armutsgefährdet. Bei den unter 18-Jäh-
rigen liegt die Armutsrisikoquote nach 
Zahlung von Sozialleistungen bei 15 
Prozent. Junge Menschen zwischen 18 
und 24 Jahren sind mit 21,1 Prozent in 
noch höherem Maße armutsgefährdet.16 
Das Aufwachsen in Armut bedeutet für 
Kinder und Jugendliche eine Einschrän-
kung ihrer Erfahrungs-, Entwicklungs- 
und Lernmöglichkeiten17 – und wirkt 
sich negativ auf ihre Bildungschancen 
aus. Im nunmehr Dritten Armuts- und 
Reichtumsbericht heißt es dazu: „Das 
monetäre Armutsrisiko beschreibt die 
Einschränkung der Teilhabechancen von 
Kindern nur unzureichend. Bei Kindern 
und Jugendlichen zeigen sich zusätzlich 
Entwicklungsdefizite, soziale Benachtei-
ligungen bis hin zu Unterversorgung mit 

der Folge möglicher gesundheitlicher 
Probleme. In sozial benachteiligten 
Familien haben Kinder häufiger Über-
gewicht, zeigen häufiger sozial auffäl-
liges Verhalten und nehmen seltener 
an  aktiver Freizeitgestaltung, etwa an 
Sport angeboten teil.“18

Bildungsarmut

Wie wichtig Bildung für ein erfolgreiches 
Leben ist, hält der Dritte Armuts- und 
Reichtumsbericht der Bundesregierung 
in seinen Kernaussagen fest: „Gute 
Bildung muss im frühen Kindesalter 
beginnen und ist unabdingbare Vor-
aussetzung für gute Ausbildungs- und 
Beschäftigungschancen (...)“ Bildungs-
armut lässt sich anhand von Zertifikaten 
(Schulabschlüssen etc.) und Kompeten-
zen (z. B. Alphabetisierung) messen.19 
Das Verhältnis von Armut und Bildungs-
armut ist ein wechselseitiges: Wer arm 
ist, hat schlechtere Chancen auf höhere 
Bildungsabschlüsse. Zugleich ist der 
Einfluss der Bildung auf den ökonomi-
schen Status in hochindustrialisierten 
Gesellschaften in den letzten Jahrzehn-
ten immer weiter gestiegen. Gut aus-
gebildete Menschen haben daher gute 
Chancen auf ein höheres Einkommen, 
das wiederum Weiterbildung und -qua-
lifikation erleichtert. Somit stellt sich 
Bildungsarmut auch als Folge von Bil-
dungsbenachteiligung dar. Die Spirale 
wirkt auch hier.

1 – Einleitung
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Stiftungen und Teilhabe von Kindern und Jugendlichen

Grundausstattung, Schulausflüge oder 
Landheimaufenthalte sind teuer, ebenso 
wie der Nachhilfeunterricht. Kinder und 
Jugendliche aus einem sozial schwa-
chen Umfeld müssen daher auf vieles 
 verzichten.

  3    Chancengerechtigkeit

Wie viele Studien belegen, ist Bildungs-
erfolg in Deutschland in besonders 
hohem Maße vom Elternhaus abhängig. 
Soziostrukturelle Merkmale wie Ein-
kommen der Eltern, Geschlecht oder 
Ethnizität sind derart wirkungsmächtig, 
dass Kinder selbst bei identischen intel-
lektuellen Kapazitäten unterschiedliche 
Chancen auf Bildungserfolg haben. Sozial 
benachteiligte Kinder erzielen niedrigere 
Bildungsabschlüsse, als es ihrem Lei-
stungspotenzial entspricht.20 Während 
vier Fünftel der Kinder mit akademischem 
Bildungshintergrund nach der Grund-
schule auf das Gymnasium wechseln, 
liegt der Anteil der Jugendlichen ohne 
familiären akademischen Hintergrund bei 
29 Prozent.21 Eine ähnliche Schieflage 
zeigt der Blick auf die Hauptschülerinnen 
und -schüler: 26 Prozent der Kinder aus 
Familien ohne akademischen Bildungs-
hintergrund besuchen eine Hauptschule, 
aber nur 5 Prozent der Kinder aus Fami-
lien mit  akademischem Hintergrund.

Dieser Zusammenhang zeigt sich beson-
ders ausgeprägt bei Kindern von Men-
schen nicht deutscher Herkunft: „Kinder 
von gering qualifizierten Zuwanderern 
erreichen sehr häufig nur den Haupt-
schulabschluss, während Kinder quali-
fizierter Zuwanderer ebenso häufig wie 
deutsche Kinder studieren“, konstatiert 
der Dritte Armuts- und Reichtumsbericht 
der Bundesregierung.22

Ungerechtigkeiten bei der Chancen-
verteilung zuzulassen, kratzt seit der 
Veröffentlichung der PISA-Studien nicht 
nur am Image Deutschlands. Angesichts 
der demografischen Entwicklung und des 
Fachkräftemangels kann es sich Deutsch-
land schlichtweg nicht mehr leisten, die 
Talente und Fähigkeiten junger Menschen 
zu vergeuden. Um diese Probleme zu 
überwinden, bedarf es der konzertierten 
Anstrengung verschiedener Ministerien 
und der Zivilgesellschaft. Das BMAS will 
mit dem Bildungs- und Teilhabepaket 
dazu beitragen. 

  4    Das Bildungs- 
 und Teilhabepaket

Ein zentraler Ansatz, das Risiko von 
Kinderarmut zu minimieren und Kindern 
gleiche Teilhabechancen zu gewähren, 
besteht in der Vergabe materieller Leis-
tungen. Bis Ende 2010 erhielten Kinder 
– abhängig von ihrem Alter – nur einen 
Anteil des Regelsatzes des Haushalts-
vorstandes: Kinder bis sechs Jahre beka-
men 60 Prozent, Kinder zwischen sechs 
und 14 Jahren mussten mit 70 Prozent 
auskommen, ab dem 14. Geburtstag bis 
zur Volljährigkeit erhielten sie 80 Prozent 
des Erwachsenensatzes.

Am 9. Februar 2010 erklärte das Bun-
desverfassungsgericht die Regelsätze 
beim Arbeitslosengeld II und beim So-
zialgeld für verfassungswidrig, da die 
Regelleistungen für Erwachsene und 
Kinder „nicht den verfassungsrechtlichen 
Anspruch auf Gewährleistung eines 
menschenwürdigen Existenzminimums 
(...) erfüllen“, so die Begründung in 
der Pressemitteilung vom 9. Februar 
2010.23 Das Bundesverfassungsgericht 
machte deutlich, dass gemäß dem So-
zialstaatsprinzip allen Hilfebedürftigen 
eine Sicherung der materiellen Voraus-
setzungen gewährleistet werden müsse, 
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die für die „physische Existenz“ und „für 
ein Mindestmaß an Teilhabe am gesell-
schaftlichen, kulturellen und politischen 
Leben unerlässlich sind“. Im Klartext 
bedeutet das: Bildung und Teilhabe sind 
Bestandteil des Existenzminimums – eine 
Neuorientierung in der bundesrepublika-
nischen Sozialpolitik. Konsequenterweise 
kritisierte das Bundesverfassungsgericht 
auch nicht die absolute Höhe der Zuwen-
dungen, sondern deren Berechnung. Bei 
der Berechnung der Beitragshöhe des 
Sozialgeldes, das Kinder bis zur Vollen-
dung des 14. Lebensjahres erhalten, habe 
der Gesetzgeber „jegliche Ermittlungen 
zum spezifischen Bedarf eines Kindes, 
der sich im Unterschied zum Bedarf eines 
Erwachsenen an kindlichen Entwick-
lungsphasen und einer kindgerechten 
Persönlichkeitsentfaltung auszurichten 
hat, unterlassen“.24 Das Bundesverfas-
sungsgericht setzte dem Gesetzgeber 
eine Frist bis zum 31. Dezember 2010, um 
eine Neuregelung vorzulegen.

Nach langwierigen Verhandlungen mit der 
Opposition, die auch den Vermittlungs-
ausschuss beschäftigten, verabschie-
deten Bundestag und Bundesrat schließ-
lich im Februar 2011 die Hartz IV-Reform. 
Kernergebnis war, neben einer Erhöhung 
des Hartz IV-Regelsatzes um fünf Euro, 
das Bildungs- und Teilhabe paket; beides 
trat rückwirkend zum 1. Januar 2011 in 
Kraft. Der Bund entlastet die kommu-
nalen Träger des Bildungspakets bis 
2013 um jährlich 1,3 Milliarden Euro, ab 
2014 um rund 0,9 Milliarden Euro. Die 
Bildungs- und Teilhabeleistungen für die 
etwa 2,5 Millionen leistungsberechtigten 
Kinder werden im Wesentlichen in Form 
von Gutscheinen oder Direktzahlungen 
an den Leistungsanbieter erbracht. Ein 
Paradigmenwechsel, denn bis dato hatte 
der Staat den Anspruchsberechtigten 
in vergleichbaren Situation stets einen 
höheren Betrag ausgezahlt. Dr. Annette 
 Niederfranke, Staatssekretärin beim 

BMAS, sagte dazu: „Geld für Bildung und 
Teil habe an die Eltern der bedürftigen 
Kinder zu überweisen, indem einfach der 
Kinder regelsatz etwas erhöht worden 
wäre, wäre einfacher gewesen. Viel ver-
bessert hätte sich im Leben der betrof-
fenen Kinder dadurch aber leider nicht. 
Daher sind wir den Weg der Ausgestal-
tung über Sachleistungen gegangen.“25

Das Bildungs- und Teilhabepaket 
umfasst folgende Leistungen:

  Aufwendungen für das gemeinschaft-
liche Mittagessen in Kita, Kindertages-
pflege und Schule, soweit sie über einen 
Euro pro Essen hinausgehen.

  Lernförderung von Schülerinnen und 
Schülern, sofern sie Gefahr laufen, we-
sentliche Lernziele nicht zu erreichen 
und die Lernförderung die Chancen ver-
bessert, die gesetzten Lernziele doch zu 
erreichen.

  Teilhabe an Kultur, Sport und Freizeit 
für alle Kinder und Jugendlichen bis zur 
Vollendung des 18. Lebensjahres. Es 
können etwa Mitgliedsbeiträge für Sport-
vereine oder Gebühren für den Musik-
unterricht finanziert werden. Dafür ste-
hen pro Kind monatlich zehn Euro bereit.

  Teilnahme an Tagesausflügen und 
mehrtägigen Ausflügen, die von Schulen 
oder Kitas organisiert werden.

  Mittel des persönlichen Schulbedarfs, 
z. B. Schulranzen, Hefte, Stifte, in Höhe 
von 100 Euro jährlich (70 Euro im ersten 
Halbjahr, 30 Euro in der zweiten Jahres-
hälfte).

  Beförderung für Schülerinnen und 
Schüler, die die nächstgelegene Schule 
ihres Bildungsgangs besuchen, sofern 
tatsächlich Kosten anfallen, die nicht 
anderweitig getragen werden.

1 – Einleitung
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Um diese Leistungen zu erhalten, müssen 
die Eltern der anspruchsberechtigten Kin-
der und Jugendlichen bei den jeweiligen 
kommunalen Trägern des Bildungs- und 
Teilhabepakets – z. B. im Jobcenter – ei-
nen Antrag stellen.

Der Deutsche Städtetag begrüßte die Ent-
scheidung zur Umsetzung des Bildungs- 
und Teilhabepakets. Die Beschlüsse von 
Bundestag und Bundesrat seien eine 
„Entlastung der Städte von Sozialaus-
gaben“. Auch die zentrale Rolle der Kom-
munen bei der Umsetzung des Bildungs-
pakets wurde positiv bewertet.26 Aller-
dings fiel vor allem die mediale Resonanz 
auf die Ausgestaltung des Bildungspa-
kets überwiegend negativ aus.Zu kompli-
ziert und bürokratisch sei das Paket.27 Die 
Jobcenter seien über lastet, es mangele an 
Kompetenz, über die Förderung von Kin-
dern und Jugendlichen zu entscheiden. 
Hinzu kam, dass die überwiegende Zahl 
der Anspruchsberechtigten innerhalb der 
ersten Monate keine Anträge stellte. Noch 
Ende Juni, vier Monate nach der parla-
mentarischen Einigung, hatten weniger 
als 30 Prozent Anträge  eingereicht.

Zwar steigt die Nachfrage – unter ande-
rem dank aufwendiger Informationsmaß-
nahmen durch das BMAS –, die Kritik 
reißt jedoch nicht ab: Als das Ministerium 
Anfang November meldete, mittlerweile 
hätten 44 Prozent der Anspruchsbe-
rechtigten Leistungen aus dem Paket 
beantragt, kritisierte der Paritätische 
Wohlfahrtsverband: Da nicht alle Eltern 
die Leistungen für ihre Kinder abrufen 
würden, entpuppe sich das Bildungs-
paket als ein „Sparpaket“28. Andere 
Organisationen monierten, dass Doppel-
strukturen aufgebaut würden, da viele 
der Leistungen bereits zuvor von anderen 
Einrichtungen angeboten worden seien29. 

Des Weiteren wird vielfach bemängelt, 
dass die monatlich bereitgestellten 
Gelder für Vereinsaktivitäten die nötige 
Ausrüstung wie etwa Sportschuhe nicht 
beinhalten.30

  5 Engagement 
 der Zivilgesellschaft

Eine nahezu unüberschaubare Zahl von 
Initiativen aus der Zivilgesellschaft hat 
zum Ziel, gesellschaftliche Benachteili-
gungen abzubauen. Traditionell nehmen 
deutsche Stiftungen dabei eine beson-
ders prägnante Rolle ein. Schließlich 
wurden über Jahrhunderte die meisten 
Stiftungen zu sozialen Zwecken gegrün-
det. Noch heute verfolgt knapp ein Drittel 
der Stiftungen hauptsächlich soziale 
Zwecke.31

Auf unterschiedliche Weise fördern Stif-
tungen benachteiligte Kinder und Jugend-
liche. Zahlreiche Stiftungen vergeben z.B. 
Stipendien, entweder in Form monetärer 
Mittel oder als Sachleistungen. In aller 
Regel umfassen Stipendien mehr als 
finanzielle Unterstützung: Die Stipen-
diaten lernen sich zu fokussieren, auf 
ein Ziel hinzuarbeiten, sich in neuen 
Kreisen zu bewegen und entwickeln über 
einen längeren Zeitraum ihre sozialen 
 Kompetenzen.

Andere Stiftungen haben sich auf eine 
institutionelle Förderung spezialisiert. Sie 
stärken Jugendeinrichtungen, Stadtteil-
zentren, Elterntreffs und Sportvereine; 
sie bauen Spielplätze, bieten Kurse im 
Kochen, Gärtnern oder in Medientechnik; 
sie begleiten Kinder und Jugendliche an 
ihren freien Nachmittagen, sorgen da-
für, dass sie ein warmes und gesundes 
Mittag essen bekommen, machen mit 
ihnen Hausaufgaben und geben ihnen 
einen Platz, an dem sie ungestört oder 
gemeinsam mit anderen lernen können.
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Quelle: Bundesverband Deutscher Stiftungen 
(Mai 2011)
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So sind Stiftungen in allen Milieus ver-
treten; sie engagieren sich an sozialen 
Brennpunkten und Problemschulen 
genauso wie an Gymnasien in bürger-
lichen Vierteln. Ein Ziel aber verfolgen 
alle Stiftungen: Die Chancen derjenigen, 
die sie unterstützen, zu verbessern – im 
Bewusstsein, dass Talente ohne diese 
Förderung verloren gingen.

Vor diesem Hintergrund scheinen Stif-
tungen als geradezu ideale Partner, um 
den Staat dabei zu unterstützen, dass 
die Leistungen aus dem Bildungs- und 
Teilhabepaket ihre Zielgruppe erreichen. 
Ob und unter welchen Bedingungen Stif-
tungen als private Akteure zu der artigen 
Kooperationen bereit sind, wird die 
 Studie zeigen. 

1 – Einleitung
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2 – Status quo: Stiftungsengagement 
für Teilhabe in Deutschland

Stiftungen engagieren sich bundesweit 
für die Teilhabe von Kindern und Ju-
gendlichen. In den verschiedenen Bun-
desländern variieren Stiftungsbestand 
und -dichte, ebenso wie die Projekte 
und  Initiativen für junge Menschen. 
Welche Angebote stehen Kindern und 
Jugendlichen in den verschiedenen 
Bundesländern zur Verfügung?32 Wie 
viele Menschen erhalten staatliche 
 Sozialleistungen, und wie hoch ist die 
Armutsrisikoquote? Diese Fragen sollen 
im Folgenden beleuchtet werden. 

Erläuterungen zu den Porträts der 
 Bundesländer auf den Seiten 16 bis 31

a) Empfängerinnen und Empfänger 
von Leistungen der sozialen Mindest-
sicherung (in Prozent): 
Stand am Jahresende 2009, Quote als 
Anteil an der Gesamtbevölkerung. Soziale 
Mindestsicherung umfasst die folgenden 
Sozialleistungen: Arbeitslosengeld II/ 
Sozialgeld nach dem Sozialgesetzbuch 
Zweites Buch (SGB II/ Hartz IV) „Grund-
sicherung für Arbeitsuchende“, laufende 

Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von 
Einrichtungen im Rahmen der „Sozial-
hilfe“ nach dem SGB XII, laufende Leis-
tungen der Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung im Rahmen der 
„Sozialhilfe“ nach dem SGB XII, Regel-
leistungen nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz (AsylbLG), Leistungen der 
Kriegsopferfürsorge nach dem Bundes-
versorgungsgesetz (BVG).33

b) Empfängerinnen und Empfänger 
von Sozialgeld nach dem Zweiten Buch 
 Sozialgesetzbuch (SGB II /Hartz IV) unter 
15 Jahren (in Prozent):
Quote als Anteil an der Bevölkerung im 
Alter von unter 15 Jahren. Statistische 
Ämter des Bundes und der Länder, letzte 
Änderung: 21.09.2011.34
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Mehr als 30 Prozent der deutschen Stiftungen sind im sozialen Bereich tätig, mehr als 
15 Prozent widmen sich Bildung und Erziehung. Viele dieser Stiftungen konzentrieren 
sich in ihrer Arbeit auf die Förderung und Unterstützung von Kindern und Jugendlichen. 
Bei den gut 300 deutschen Bürgerstiftungen findet sich das Engagement für diese 
Gruppe fast durchgängig in der Satzung. Ein zentrales Ziel besteht darin, die Lebens-
perspektiven benachteiligter Kinder und Jugendlicher zu verbessern. Die aus dieser 
Arbeit resultierenden Erfahrungen haben häufig Vorbildcharakter. Dieses Kapitel soll 
daher zweierlei leisten: erstens einen Blick in die einzelnen Bundesländer werfen, um 
zu sehen, wie Stiftungen auf die heterogenen Lebensverhältnisse und die sich daraus 
ergebenden Herausforderungen reagieren; zweitens anhand ausgewählter Beispiele 
demonstrieren, wie erfolgreich das Stiftungsangebot für Kinder und Jugendliche ist 
und wo bereits vorbildhafte Kooperationen existieren.

2 – Status quo: Stiftungsengagement für Teilhabe in Deutschland

Kategorien:

Bildung

Wissen-
schaft und 
Forschung

Mittagessen

Kultur

Freizeit

Sport

Soziale 
Zwecke

Bildung 
und 
Erziehung

Kunst 
und 
Kultur

Umwelt-
schutz

andere 
gemein-
nützige 
Zwecke

privat-
nützige 
Zwecke

Gewichtete Hauptgruppen der Stiftungszwecke:

Zur besseren Orientierung wurden die 
Stiftungsangebote Kategorien zuge-
ordnet. „Bildung“ umfasst z. B. Haus-
aufgabenhilfe, Sprachförderung und 
materielle Unterstützung wie Bücher, 
Hefte und Stifte. In der Kategorie  „Kultur“ 
versammeln sich Musikunterricht, 
 Theaterworkshops, Museumsbesuche 
u.v. m. „Freizeit“ beinhaltet z. B. Ausflüge 
und Ferienwochen.

c) Armutsrisikoquote von unter 
18-Jährigen (in Prozent):
Die Armutsrisikoquote ist ein Indikator 
zur Messung relativer Einkommens-
armut und wird – entsprechend dem 
EU-Standard – definiert als der Anteil der 
Personen, deren Äquivalenzeinkommen 
weniger als 60 Prozent des Medians der 
Äquivalenzeinkommen der Bevölkerung 

(in Privathaushalten) beträgt. Die Anga-
ben beziehen sich auf den Bundesmedian 
und das Jahr 2009.35

d) Stiftungsbestand 2010

e) Stiftungsdichte – Stiftungen pro 
100.000 Einwohner (2010)
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Baden-Württemberg

  Günter Reimann-Dubbers Stiftung 
 (Heidelberg),    Dürr-Stiftung (Hamburg)

Deutsch für den Schulstart.  
Sprachförderung für Kinder 
in Kita und Grundschule

Das Sprachförderkonzept bereitet die 
Kinder gezielt auf die Anforderungen in 
der Schule, das Lesen- und Schreiben-
lernen vor. Seit 2004 wird es in städti-
schen Kindertagesstätten in Heidelberg 
erprobt; aktuell arbeiten ca. 800 Förder-
kräfte auch in anderen Einrichtungen und 
 Regionen.
www.deutsch-für-den-schulstart.de

  Jugendstiftung Baden-Württemberg 
(Sersheim) 

Integration durch Bildung

Die Stiftung fördert Bildungskurse 
für Kinder aus Migrantenfamilien und 
einkommensschwachen Haushalten in 
der Gemeinde Bretten. Ihnen werden 
kostenlose Kurse angeboten, z. B. mathe-
matische Frühförderung, bildende Kunst, 
Theater, Lesewerkstatt, kreatives Tanzen.
www.jugendstiftung.de

  Baden-Württemberg Stiftung 
(Stuttgart), in Kooperation mit dem 

  VfB Stuttgart

kicken & lesenA

Die Projektpartner wollen gezielt die 
 Lesefähigkeit von Jungen im Alter von 
zehn bis 14 Jahren aus „lesefernen“ 
Elternhäusern fördern, um ihre Bildungs-
chancen zu verbessern. Durch ihre Be-
geisterung für den Fußball werden die 
Jungen zum Lesen motiviert. Das Projekt 
dient zudem der Integration, Stärkung der 
Sozialkompetenz und Gewaltprävention.
www.bwstiftung.de

27 1515 17 5 516

a) Empfänger Mindestsicherung 5,4

b) Empfänger Hartz IV 8,9

c) Armutsrisikoquote 12,9

d) Stiftungsbestand 2010 2.707

e) Stiftungsdichte 2010 25,2
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Bayern

  SOS-Kinderdorf-Stiftung (München) 

Die Stiftung verwendet einen Teil 
ihrer Mittel für den Bereich Schul- 
und Berufsausbildung. Sie finanziert 
hierfür Familienzentren und Förder-
angebote an unterschiedlichen Stand-
orten  bundesweit. 
www.sos-kinderdorf-stiftung.de

  Musik zum Leben 
(Treuhandstiftung unter dem Dach 
der Bürgerstiftung  München) 

MUS-E 

17 „MUS-E“-Klassen an vier Münchner 
Grundschulen in benachteiligten Stadt-
teilen erhalten für jeweils drei Jahre zwei 
Wochenstunden besonderen Unterricht 
im musischen Bereich. Kinder und Lehrer 
arbeiten zusammen mit Künstlern aus 
Musik, Theater, Tanz oder den bildenden 
Künsten. 
www.bürgerstiftung-münchen.de 

  Emanuel Stiftung (Nürnberg) 

Die jungeMET

Die „jungeMET“ produziert ab 2012 als 
Kooperation des Stadttheaters Fürth 
und des Theaters Pfütze Musiktheater 
für Kinder und Jugendliche. Die Emanuel 
Stiftung hat einen Hilfsfonds eingerichtet, 
der Kindern aus einkommensschwachen 
Familien ermöglicht, zusammen mit 
ihren Eltern das Theater kostenlos zu 
 besuchen.
www.emanuel-stiftung.info

36 1412 16 3 414

Empfänger Mindestsicherung 4,9

Empfänger Hartz IV 7,8

Armutsrisikoquote 12,5

Stiftungsbestand 2010 3.334

Stiftungsdichte 2010 26,6

2 – Status quo: Stiftungsengagement für Teilhabe in Deutschland
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Berlin

  Stiftung SPI, Sozialpädagogisches 
 Institut Berlin – Walter May

Haus der Jugend

Jugendfreizeiteinrichtung für Kinder und 
Jugendliche von sechs bis 21 Jahren in 
Berlin Wedding, einem Stadtteil mit pro-
blematischer sozialer Struktur. Das An-
gebot umfasst neben offenen Angeboten 
u. a. Hausaufgabenhilfe, Sport, Kochen, 
Kunst, Fotografie, Musik.
www.stiftung-spi.de

  Bürgerstiftung Neukölln 

Neuköllner Talente

Das Projekt hilft, Talente von Kindern 
zwischen acht und zwölf – im Sinne von 
Gaben, Wünschen und Interessen – zu 
entdecken, aufzugreifen und mit Hilfe von 
ehrenamtlichen „Talentpaten“ zu fördern. 
www.neukoelln-plus.de

  Die Chancenstiftung

Bildungspaten für Deutschland 

Aus den regelmäßigen Spenden von 
Bildungspaten werden bundesweit „Lern-
stipendien“ an Kinder und Jugendliche 
aus einkommensschwachen Familien 
vergeben. Damit können sie am Unterricht 
einer professionellen Nachhilfeeinrichtung 
teilnehmen.
www.chancenstiftung.de

  Berliner Tafel Stiftung 

Kinder- und Jugendimbiss 
KIMBA,  Kinder- und 
Jugendrestaurant TALMARANT 

Bei KIMBA zeigen Küchenprofis Kindern 
und Jugendlichen, wie man Snacks gesund 
und nahrhaft zubereitet. Das KIMBAmobil, 
ein mit moderner Küchentechnik ausge-
statteter Doppeldeckerbus, fährt Schulen 
und Jugendzentren in Berlin an. 
Im Restaurant TALMARANT lernen die 
jungen Gäste gesunde Ernährung kennen. 
Im Centre Talma stehen ihnen zudem Tanz- 
und sportliche Bewegungsangebote offen.
www.kinderrestaurant-berlin.de

Empfänger Mindestsicherung 19,5

Empfänger Hartz IV 35,6

Armutsrisikoquote 25,9

Stiftungsbestand 2010 725

Stiftungsdichte 2010 21,1

31 1317 16 2 318
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Brandenburg

  „Lernen vor Ort“ (Public Private Part-
nership von BMBF, Kommunen und einem 
Verbund von 26 Stiftungen, Landkreis 
Elbe-Elster),   Deutsche Kinder- und 
Jugendstiftung,   Sparkassenstiftung 
„Zukunft Elbe-Elster-Land“ sowie ein 

  Stiftungsverbund von vier örtlichen 
Stiftungen

Lebenslang Lernen – für uns Ziel 
und Selbstverständlichkeit! 

Jugendliche mit besonderem Bedarf 
werden lückenlos bis zum Eintritt in 
den Beruf durch aufsuchende Beratung 
von Lernbegleiterinnen und -begleitern 
 unterstützt. Ein Übergangsmanagement 
fördert kommunale Kooperationen zum 
Übergang Kita – Schule und Schule – 
 Beruf.

Die Deutschlandkarte auf Seite 44 zeigt 
alle Kommunen und Stiftungen, die 
am Förderprogramm „Lernen vor Ort“ 
 teilnehmen.
www.lernen-vor-ort.info

  Stiftung Paretz (Ketzin OB Paretz)

Schülerfirma „Paretzer Café“

Im Schülerunternehmen organisieren 
Schülerinnen und Schüler aus Ober- und 
Grundschulen der Region den Betrieb 
 eigenverantwortlich. Das Café bietet 
einmal wöchentlich Getränke und selbst-
gebackenen Kuchen sowie Kino für 
 Jugendliche mit Getränken und Pizza.
www.stiftung-paretz.de

Empfänger Mindestsicherung 12,7

Empfänger Hartz IV 22,3

Armutsrisikoquote 21,5

Stiftungsbestand 2010 157

Stiftungsdichte 2010 6,3

24 2011 16 5 123

2 – Status quo: Stiftungsengagement für Teilhabe in Deutschland
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Bremen

  Bürgerstiftung Bremen

MahlZeit und mehr

Das Projekt MahlZeit bietet im Bremer 
Stadtteil Neue Vahr sonntags bedürfti-
gen Kindern ein Mittagessen an. Es wird 
ehrenamtlich getragen von der Gesell-
schaft für Wohnen und Bauen GmbH, dem 
Balladins Superior Hotel und der Bremer 
Sozialverwaltung. Benachteiligte  Familien 
mit Kindern und Jugendliche werden 
mit Schularbeitenhilfe, der Vermittlung 
von Lehrstellen und Sachleistungen 
 unterstützt.
www.buergerstiftung-bremen.de

  Gib Bildung eine Chance (Bremen)

Ferienfreizeit des NABU

Kindern aus einkommensschwachen Fa-
milien wird die Teilnahme an den Ferien-
fahrten durch Übernahme eines Großteils 
der Kosten ermöglicht. Bei den erlebnis- 
und umweltpädagogischen Fahrten in 
die Natur wird die ganzheitliche Bildung, 
Persönlichkeitsentwicklung und soziale 
Kompetenz der Kinder gefördert.
www.gibbildungeinechance.de

Empfänger Mindestsicherung 16,7

Empfänger Hartz IV 30,7

Armutsrisikoquote 28,6

Stiftungsbestand 2010 303

Stiftungsdichte 2010 45,8

25 1611 19 3 1016

  Weserterrassen-Stiftung

Bildungsbrücke

Im Rahmen des Projektverbunds 
 „Bildungsbrücke“ werden Stipendien 
an Kinder aus einkommensschwachen 
Familien vergeben, die in den Bremer 
Stadtteilen Mitte und Östliche Vorstadt 
wohnen oder zur Schule gehen. Sie sollen 
helfen, die „Nebenkosten“ der Bildung 
wie Klassen fahrten, Sprachreisen, 
 Mittagessen, zusätzliche Bücher oder 
Sportkleidung zu bezahlen.
www.bildungsbruecke-viertel.de

  Stadtteil-Stiftung Hemelingen

Dritte-Klasse-Event

Das „Dritte-Klasse-Event“ ermöglicht 
Grundschülerinnen und -schülern durch 
einen Zuschuss von je zehn Euro einen 
Ausflugstag oder ein kleines Fest an ihrer 
Schule. Damit können die Kinder Museen, 
Theaterstücke oder Kinoveranstaltungen 
besuchen, kindgerechte Führungen in 
Unternehmen mitmachen oder sich bei 
Aktionen mit der Deutschen Kammer-
philharmonie Bremen beteiligen.
www.stiftung-hemelingen.de



21

Hamburg

  BürgerStiftung Hamburg

Zwei Schulen in Hamburg-Schnelsen 
bieten ein Förderprogramm, das 
Kindern mit Lernentwicklungsstörungen 
gezielt hilft. Die Bürgerstiftung trägt die 
Kosten für Kinder, deren Eltern nicht dazu 
in der Lage sind.
www.buergerstiftung-hamburg.de 

Musica Altona 

Der von der Bürgerstiftung mit ins  Leben 
gerufene Verein Musica Altona e. V. 
nimmt Musikinstrumente als Spenden 
entgegen und vermittelt Patenschaften 
für Musikunterricht. Hierdurch können 
mehr als 250 Kinder, die sonst nicht 
die Möglichkeit hätten, ein Instrument 
erlernen.
www.musica-altona.de

Ein Nest im Astweg 

Rund 15 Schulkinder werden an fünf Ta-
gen in der Woche mit einem kostenlosen 
Mittagstisch versorgt. Sie lernen, gesun-
de und leckere Gerichte selbst zuzuberei-
ten. Erfahrene Betreuerinnen unterstüt-
zen die Kinder auch bei der Erledigung 
der Hausaufgaben und anderen Fragen.

  Philip Breuel Stiftung

KinderKunstKlub

Kinder an Grundschulen in sozialen 
Brennpunkten werden in den „Kinder-
KunstKlubs“ der Stiftung kunstpäda-
gogisch gefördert. Erfahrene Kunst-, 
Theater- und Musikpädagogen leiten 
die „KKKs“ und fördern Kreativität, 
 Motivation, Selbstvertrauen und soziale 
 Kompetenz.
www.philip-breuel-stiftung.de

Empfänger Mindestsicherung 13,3

Empfänger Hartz IV 22,9

Armutsrisikoquote 21,7

Stiftungsbestand 2010 1.199

Stiftungsdichte 2010 67,6

37 1213 17 2 315

2 – Status quo: Stiftungsengagement für Teilhabe in Deutschland
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Stiftungen und Teilhabe von Kindern und Jugendlichen

Hessen

  Gemeinnützige Hertie-Stiftung (Frank-
furt am Main),   Gölkel Stiftung (Mainz) 
gemeinsam mit der   Türkisch-Deutschen 
Gesundheitsstiftung e.V. (Gießen), dem 

  Hessischen Sozialministerium und dem 
  Hessischen Kultusministerium

Frühstart. Deutsch und interkultu-
relle Bildung im Kindergarten

36 Kindergärten verschiedener Träger in 
zehn hessischen Städten bieten ein vor-
schulisches Sprachförderprogramm für 
Kinder aus Zuwandererfamilien und Kinder 
mit sprachlichen Defiziten an, um bereits 
im Kindergarten den Grundstein für Inte-
gration und schulischen Erfolg zu legen. 
www.projekt-fruehstart.de

  Peter Fuld Stiftung (Frankfurt am Main)

Unterstützt werden Schüler und 
Schülerinnen mit kognitiven und 
sozialen Defiziten und Sprachproblemen. 
Die Benachteiligung der Kinder soll aus-
geglichen und ihre soziale Integration 
gefördert werden. Die Stiftung ermöglicht 
gezielt Förderunterricht, Hausaufgaben-
hilfe und individuelle Maßnahmen wie 
Lerntechniken oder Verhaltenstraining.
www.peterfuldstiftung.de

  Hessenstiftung – Familie hat Zukunft 
(Bensheim) zusammen mit dem

  FSV Frankfurt 1899

Kicken & Lesen. Denn Jungs 
lesen ander(e)s

Seit 2011 übernimmt die Hessenstiftung 
das bewährte Konzept zur Leseförderung 
von Jungen durch die Begeisterung für 
Fußball der Baden-Württemberg Stiftung. 
(Siehe Seite 16) 
www.hessenstiftung.de

  Accenture-Stiftung (Kronberg, Taunus), 
  Deutsche Bank Stiftung (Frankfurt am 

Main),   sdw (Stiftung der Deutschen 
Wirtschaft, Berlin)

Studien-Kompass / Elternkompass

Das Stipendienprogramm soll Schüle-
rinnen und Schülern aus Nichtakademi-
ker-Familien zum Studieren motivieren. 
Ihnen werden Workshops und Trainings 
zur Orientierung und Hilfestellung im 
Studienalltag angeboten. Der „Eltern-
kompass“ bietet Informationen für Eltern 
studieninteressierter Jugendlicher zu 
Fördermöglichkeiten, Stipendien etc.
www.studienkompass.de

Empfänger Mindestsicherung 8,7

Empfänger Hartz IV 15,1

Armutsrisikoquote 16,0

Stiftungsbestand 2010 1.643

Stiftungsdichte 2010 27,1

29 1416 15 3 221
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Mecklenburg-
Vorpommern

  „Lernen vor Ort“,   Achterkerke 
 Stiftung für Kinder  (Heringsdorf) mit dem 

  Landkreis  Ostvorpommern

Bildung für alle im Landkreis 
 Ostvorpommern

Die allgemeine Bildung in der Region soll 
verbessert werden, damit mehr Jugend-
liche ein Studium aufnehmen. Darüber 
hinaus werden Schulen und Kinder-
einrichtungen in der Region z. B. durch 
die Ausstattung mit moderner Computer-
technik unterstützt. 

  „Lernen vor Ort“,   Achterkerke 
 Stiftung für Kinder  (Heringsdorf) mit dem 

  Landkreis Uecker-Randow

Bildung schafft Zukunft 

Für Eltern, Kinder und Jugendliche wird 
ein Bildungsberatungszentrum aufge-
baut, das mit niedrigschwelliger, mobiler 
Beratung bildungsferne Familien sowie 
Menschen im ländlichen Raum erreichen 
soll.
www.lernen-vor-ort.info

  Sozialstiftung Ostufer Schweriner See 
(Leezen)

Die Stiftung fördert Kinder und 
Jugendliche aus sozial schwachen 
Familien in den Gemeinden des Amtes 
Ostufer Schweriner See mit individuellen 
Schul- und Ausbildungskosten-Beihilfen 
und Stipendien. Auch die Jugend- und die 
Schulsozialarbeit werden unterstützt.
www.amt-ostufer-schweriner-see.de

Empfänger Mindestsicherung 15,0

Empfänger Hartz IV 27,2

Armutsrisikoquote 32,8

Stiftungsbestand 2010 151

Stiftungsdichte 2010 9,1

27 218 13 8 122

2 – Status quo: Stiftungsengagement für Teilhabe in Deutschland
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Stiftungen und Teilhabe von Kindern und Jugendlichen

Niedersachsen

  Bürgerstiftung Lilienthal

Kinderakademie: außerschulische 
 Lernbetreuung an Grundschulen

Mit Kursen, Vorträgen und Mitmach-
angeboten soll das kindliche Forscher-
interesse geweckt werden, dazu gehören 
Kurse wie: Forschen und Entdecken, 
 Astronomie, Kunst-Workshops, Experi-
mente mit Pflanzen u. a.
www.kinderakademie-lilienthal.de

  Stiftung unsere Kinder in 
 Braunschweig

Unterstützung für 
benachteiligte Kinder 
in Braunschweig durch die Förderung von 
Kitas und Schulen in  sozialen Brennpunk-
ten, besonders in den Bereichen gesunde 
Ernährung, musikalische Früherziehung 
und Bewegung.
www.skibs.de

  Volksbank BraWo Stiftung 
 (Braunschweig)

United Kids Foundations

Von der Volksbank BraWo Stiftung ge-
gründetes und koordiniertes Netzwerk, 
das Projekte für Kinder in der Region 
Braunschweig-Wolfsburg unterstützt und 
selbst fördert. Überregionale Stiftungen 
und regionale Partner werden zusammen-
gebracht. Geförderte Projekte sind u. a.: 
Medienkompetenz in der Grundschule, 
Hausaufgabenhilfe, Kinderzirkus, Kinder-
musicalfreizeit, Lern-werk-statt-Schul-
verweigerung, Mathe erleben, Sprach-
förderung, Sport etc.
www.united-kids-foundations.de

Empfänger Mindestsicherung 9,6

Empfänger Hartz IV 15,4

Armutsrisikoquote 20,8

Stiftungsbestand 2010 1.906

Stiftungsdichte 2010 24,0

28 1511 14 6 620
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Nordrhein-Westfalen

  Bielefelder Bürgerstiftung, 
  Familie-Osthushenrich-Stiftung 

 (Gütersloh)

Kein Schulkind ohne Mittagessen 

Finanzierung von Schulmittagessen 
von Kindern in Ganztagsschulen, wo 
neben dem Essen in Gemeinschaft auch 
 pädagogische Betreuung angeboten wird. 
Dies kommt kinderreichen Familien und 
Geringverdienerhaushalten zu Gute, die 
den Eigenanteil für das Schulessen nicht 
aufbringen können.
www.bielefelder-buergerstiftung.de
www.tabula-bielefeld.de
www.familie-osthushenrich-stiftung.de

  Stiftung Jedem Kind ein Instrument 
 (Bochum)

Jedem Grundschulkind des Ruhr-
gebiets soll die Möglichkeit offen 
stehen, ein Musikinstrument zu erlernen, 
das es sich selbst ausgesucht hat. Im 
Mittelpunkt steht das gemeinsame Musi-
zieren der Kinder.
www.jedemkind.de

  Vodafone Stiftung (Düsseldorf)

familY Programm

Das Pilotprojekt setzt bei Familien als 
zentrale Bildungsinstanz an. Es soll die 
Lernausgangsbedingungen von Kindern 
verbessern und ihre Bildungschancen er-
höhen. Das Angebot richtet sich an Eltern 
mit Kindern im Vor- oder Grundschulal-
ter in einer der drei Projektkommunen 
 (Berlin, Düsseldorf, Kreis Lippe).
www.buddy-ev.de/familY-Programm
www.vodafone-stiftung.de

  Stiftung Mitmachkinder (Münster)

Förderfonds der kommunalen 
Stiftung Bürgerwaisenhaus 

Die Stiftung erschließt individuelle 
Fördermöglichkeiten für Kinder und 
Jugendliche aus Familien mit geringem 
Einkommen, die in Münster leben, in 
außerschulischen Bereichen wie Sport, 
Musik, Kultur etc.
www.stiftungen-muenster.de

Empfänger Mindestsicherung 10,7

Empfänger Hartz IV 17,9

Armutsrisikoquote 21,0

Stiftungsbestand 2010 3.510

Stiftungsdichte 2010 19,6

29 1513 15 4 420

2 – Status quo: Stiftungsengagement für Teilhabe in Deutschland
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Stiftungen und Teilhabe von Kindern und Jugendlichen

Rheinland-Pfalz

  Koblenzer Bürgerstiftung

Lernpatenprojekt „Keiner 
darf verloren gehen“

Grundschulkindern mit besonderem Be-
treuungsbedarf werden Paten zur Seite 
gestellt, die vorher von der Bürgerstiftung 
auf diese Aufgabe vorbereitet wurden. 
Die individuelle Begleitung soll die 
 Chancen von „bildungs-benachteiligten“ 
Kindern verbessern.
www.koblenzerbuergerstiftung.de

  SOS-Kinder- und Familienzentrum 
 Eisenberg 

Lese- und Rechtschreibwerkstatt

Gezielte Lese- und Rechtschreibförderung 
für Kinder der 3. und 4. Grundschulklasse 
und der 5. und 6. Klasse der Dualen Ober-
schule für die Versetzung in die weiter-
führende Klasse.
www.sos-kinderdorf-stiftung.de

  Kulturstiftung Trier 

KinderKulturFonds

Der Fonds vergibt unbürokratisch Hilfen 
für Kinder aus Familien mit niedrigem 
Einkommen. Sie können mit einem 
Stipendium bspw. an der Musikschule 
ein Musikinstrument erlernen und ein 
Leih instrument bekommen; gefördert 
werden aber auch Maßnahmen, die Kin-
der an bildende oder darstellende Kunst 
 heranführen.
www.kulturstiftung-trier.de

Empfänger Mindestsicherung 7,2

Empfänger Hartz IV 12,6

Armutsrisikoquote 18,2

Stiftungsbestand 2010 843

Stiftungsdichte 2010 21,0

28 2012 15 4 219
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Saarland

  Lichtpunkte RWE Stiftung (Essen), 
  Deutsche Kinder- und Jugendstiftung 

(Berlin)

Darf es auch etwas Meer 
sein/ Homburger Tafel e.V.

Kinder und Jugendliche lernen in Koch-
kursen, wie man sich gesunde Mahlzeiten 
selbst zubereitet. Ehrenamtliche Mit-
arbeiter bieten darüber hinaus kosten-
losen Schwimmunterricht an.
www.lichtpunkte.info

  Baustoffwerk Sehn-Stiftung 
(St. Ingbert)

Schüler-Stipendien

Die Stiftung vergibt jedes Schulhalbjahr 
Stipendien für die Klassenstufen 5– 9 der 
allgemeinbildenden Schulen des Saar-
landes, die Schülerinnen und Schüler mit 
100 Euro für ein halbes Jahr unterstützen. 
Zudem können Kinder aus einkommens-
schwachen Familien oder bildungsfernem 
Elternhaus Förderstunden, Sprachunter-
richt oder Hausaufgabenhilfe erhalten.
www.sehn.de/stiftung

Empfänger Mindestsicherung 9,4

Empfänger Hartz IV 16,4

Armutsrisikoquote 19,5

Stiftungsbestand 2010 151

Stiftungsdichte 2010 14,8

26 1716 12 4 323

  AWO-Saarland-Stiftung (Saarbrücken)

Aktionskampagne 
„Kinderarmut.  
Erkennen, laut werden, handeln!“

Mit der Aktionskampagne will die 
 Stiftung Bewusstsein für Kinderarmut 
schaffen und konkrete Hilfe leisten. Diese 
reicht von Einzelfallhilfen für Familien 
und Kinder in schwierigen Situationen 
bis zu einer Vielzahl von geförderten 
Projekten, wie z. B. Ausflügen und 
 Ferienfahrten, „Bildungs-Checks“ für 
Schulen in  sozialen Brennpunkten, 
 Schul  mittag essen, Sportkursen, Theater-
workshops etc.
http://awo-saarland-stiftung.de

2 – Status quo: Stiftungsengagement für Teilhabe in Deutschland
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Stiftungen und Teilhabe von Kindern und Jugendlichen

Sachsen

  „Lernen vor Ort“, 
  Medienstiftung der Sparkasse Leipzig, 
  Schader-Stiftung (Darmstadt)

Selbstbestimmt lernen und 
schöpferisch teilhaben

Kulturelle Bildung im Sinne einer ästhe-
tischen Basisqualifikation insbesondere 
für Kinder und Jugendliche soll in Kitas 
und Schulen getragen werden, indem 
 deren Vernetzung mit Kultureinrich-
tungen und die kulturpädagogische 
 Arbeit  gestärkt wird.
www.leipzig.de/lernen-vor-ort

  Stiftung Bürger für Leipzig

Musik macht schlau

Grundschulkinder aus Familien mit gerin-
gem Einkommen können ein Jahr lang ein 
Instrument ihrer Wahl erlernen. Patinnen 
und Paten finanzieren durch Spenden die 
Unterrichtskosten von 500 Euro pro Kind. 
Bei besonders begabten und engagierten 
Schülerinnen und Schülern ist geplant, 
den Unterricht über ein Jahr hinaus zu 
finanzieren. 
www.buerger-fuer-leipzig.de

  Deutsche Stiftung Kindergeld 
 (Potsdam)

Gripsfabrik, Dresden

Die „Gripsfabrik“ ist ein Betreuungs- 
und Förderangebot im Stadtteilzentrum 
 Emmers. Dort kochen Kinder gemeinsam 
mit ehrenamtlichen Betreuern ihr warmes 
Mittagessen, es können Hausaufgaben 
gemacht werden und Kinder bekommen 
Nachhilfe.
www.deutsche-stiftung-kindergeld.de

  Lichtpunkte RWE Stiftung (Essen), 
  Deutsche Kinder- und 

Jugendstiftung (Berlin)

Kinderrestaurant, Diakonie 
Riesa-Großenhain gGmbh, 
Zeithain

Jugendliche bieten ehrenamtlich Koch-
kurse an und bereiten gemeinsam mit 
Kindern Mahlzeiten zu. Die Kinder ler-
nen etwas über gesunde Ernährung, 
bewirtschaften das Restaurant, planen, 
kaufen ein, kochen und servieren. Auch 
die Eltern sind zum gemeinsamen Essen 
eingeladen.
www.lichtpunkte.info

Empfänger Mindestsicherung 12,6

Empfänger Hartz IV 23,3

Armutsrisikoquote 26,1

Stiftungsbestand 2010 392

Stiftungsdichte 2010 9,4

26 2612 13 4 316
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Sachsen-Anhalt

  Stiftung Moritzburg (Halle)

Bei den Familiennachmittagen im 
Kunstmuseum des Landes Sachsen-
Anhalt schauen Jung und Alt gemeinsam 
Bilder an, entdecken Details, erzählen Ge-
schichten und werden selbst künstlerisch 
aktiv. Z. B. bietet die Malwerkstatt viel 
Platz für die eigene Kreativität der Kinder.
http://stiftung-moritzburg.de

  Bürgerstiftung Halle 

Halle hat Talent

Talente hallescher Kinder sollen sichtbar 
gemacht und mit Patenschaften gestärkt 
werden. Viele Kinder sollen die Chance 
erhalten, ihre Begabungen zu entdecken 
und zu entwickeln. 50 Prozent der Pa-
tenschaften sind für Talente vorgesehen, 
deren Familien besondere Hilfe benötigen.
www.halle-hat-talent.de

  Stiftung für sozial schwache, 
 hoch begabte Kinder und Jugendliche 
(Magdeburg)

Kinder aus Familien mit gerin -
gem  Einkommen, die in den 
Bereichen  Naturwissenschaften und 

Technik oder Kunst und Kultur besonders 
begabt sind, können finanzielle Hilfen 
beantragen. Die Stiftung fördert darüber 
hinaus den Austausch zwischen den jun-
gen Menschen. 
www.seli-stift.de

  Stiftung humalios (Halle-Merseburg)

Bildungsförderung im 
Grundschulalter

In dem Schülerhilfeprojekt arbeiten 
Studierende der Sonderpädagogik und 
der Grundschulpädagogik der Martin-
Luther-Universität Halle-Wittenberg mit 
Schülerinnen und Schülern des 1. und 
2. Schuljahrs, die gravierende Lern-
schwierigkeiten haben.

Kinderdruckwerkstatt

Kinder und Jugendliche drucken eigene 
Texte, Plakate, Visitenkarten und stellen 
in Schulprojektwochen eigene Bücher her. 
Das Drucken fördert besonders Kinder mit 
Schwierigkeiten im Schriftspracherwerb, 
sozial benachteiligte Kinder und Jugend-
liche und Kinder mit  Behinderungen.
www.stiftung-humalios.de

Empfänger Mindestsicherung 15,1

Empfänger Hartz IV 28,5

Armutsrisikoquote 31,7

Stiftungsbestand 2010 236

Stiftungsdichte 2010 10,0

34 127 15 2 623

2 – Status quo: Stiftungsengagement für Teilhabe in Deutschland
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Stiftungen und Teilhabe von Kindern und Jugendlichen

Schleswig-Holstein

  Michael-Haukohl-Stiftung (Lübeck)

Reise ins Instrumentenland

Kinder sollen schon im Kindergartenalter 
Musik und die Instrumente eines Orches-
ters kennenlernen. Das Kita-Personal wird 
musikpädagogisch fortgebildet, Musiker 
besuchen die Kitas und führen ihr Instru-
ment vor, die Kinder besuchen ein Kon-
zert. Dann können sie mit ihren Eltern am 
Instrumenten-Karussell der Musikschule 
teilnehmen, um schließlich ihr Lieblings-
instrument zu erlernen. 
www.michael-haukohl-stiftung.de 

  Stiftung „JOVITA“ (Hamburg)

Kindermuseum musiculum – Lern- 
und Experimentierwerkstatt für 
Kinder und Jugendliche, Kiel

Auf der Fläche von ungefähr 2.000 qm 
der ehemaligen Sternschule bilden die 
Musik, ihre Instrumente und deren Physik 
den  didaktischen Schwerpunkt. An den 
Nachmittagen werden Projekte angebo-
ten, Schulklassen können vormittags die 
Angebote des „musiculums“ für den sym-
bolischen Eintritt von einem Euro nutzen.
www.musiculum.de

  „START“ für Schleswig-Holstein

Das Schülerstipendienprogramm

Besonders engagierte und leistungs-
starke Schülerinnen und Schüler mit 
Migrationshintergrund erhalten durch 
START ein monatliches Bildungsgeld 
und eine PC-Grundausstattung. Außer-
dem werden die Stipendiaten durch ein 
ideelles Förderprogramm unterstützt: 
Sie können z. B. an Seminaren und 
 Exkursionen teilnehmen.
www.start-stiftung.de

  Stiftung Jugendarbeit Schleswig- 
Holstein (Kiel)

Kein Kind ohne Ferienerholung

Die Stiftung Jugendarbeit ist eine Platt-
form zur Unterstützung der freien Jugend-
arbeit. Sie fördert u. a. die Initiative „Kein 
Kind ohne Ferienerholung“. Das Ziel ist, 
jedem Kind in Schleswig-Holstein einen 
Sommerurlaub zu ermöglichen. Denn für 
junge Menschen sind Freizeiten wichtig, 
um soziale Kompetenzen zu stärken und 
Selbstständigkeit zu lernen. 
http://stiftung-jugendarbeit.de

Empfänger Mindestsicherung 9,7

Empfänger Hartz IV 15,9

Armutsrisikoquote 17,2

Stiftungsbestand 2010 660

Stiftungsdichte 2010 23,3

36 198 14 4 415
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Thüringen

  Bürgerstiftung Weimar, Kinder- und 
Jugendfonds

Essensversorgung und Kochkurse 
im Kinderhaus

Mit den Geldern konnte die Küche des 
Kinderhauses ausgestattet, eine regel-
mäßige Versorgung mit Lebensmitteln 
gesichert und eine Honorarkraft für ein 
Jahr finanziert werden.
www.kinder-und-jugendfonds.de

  Bürgerstiftung Weimar u. a.

Ferienpass Weimar

Sechs Jugend- und Kulturvereine haben 
sich für den Ferienpass in der IG Papier-
graben e.V. zusammengeschlossen und 
bieten in den Sommerferien viele Ange-
bote für über 400 Kinder zwischen neun 
und 14 Jahren, die nicht verreisen können. 
www.ferienpass-weimar.de

  Lichtpunkte RWE Stiftung (Essen), 
  Deutsche Kinder- und Jugendstiftung 

(Berlin)

Hallo, hier spricht der Hunger, 
Herderschulverein Weimar e.V., 
Weimar

Die Jugendlichen der Schülerfirma SAG 
Lecker unterhalten ein Schülerrestau-
rant und zeigen ihren Altersgenossen in 
Jugendclubs und soziale Einrichtungen, 
wie man gesund und schmackhaft kocht. 
Die besten Rezepte werden mit Kindern 
in Schulen und Kindereinrichtungen 
zubereitet und schließlich als Kochbuch 
veröffentlicht.
www.lichtpunkte.info

  BürgerStiftung Landkreis Saalfeld-
Rudolstadt (Saalfeld) 

In den Sommerferien ermög-
licht die BürgerStiftung Land-
kreis Saalfeld-Rudolstadt 25 Kindern im 
Alter von sechs bis elf Jahren aus sozial 
benachteiligten und bildungsfernen Fami-
lien eine Ferienwoche mit Bildungseffekt 
auf einem Bauernhof. 

Empfänger Mindestsicherung 11,1

Empfänger Hartz IV 21,7

Armutsrisikoquote 26,7

Stiftungsbestand 2010 245

Stiftungsdichte 2010 10,9

28 2212 14 7 215

2 – Status quo: Stiftungsengagement für Teilhabe in Deutschland
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Stiftungen und Teilhabe von Kindern und Jugendlichen

Die folgenden Beispiele skizzieren die 
Landschaft stifterischen Engagements in 
Deutschland. Die ausgewählten Projekte 
und Programme zeigen, wie Stiftungen 
auf die Herausforderungen bezüglich der 
Entwicklungschancen von Kindern und 
Jugendlichen reagieren. 

Die Best-Practice-Beispiele sind in zwei 
Gruppen untergliedert:

Zunächst werden Angebote vorgestellt, 
die ein ähnliches Leistungsspektrum wie 
das Bildungs- und Teilhabepaket abde-
cken. Dabei geht es überwiegend um die 
Versorgung mit warmem Essen, Bildungs-
förderung, Sport- und Freizeitangebote. 

Die zweite Gruppe hebt Programme be-
sonders hervor, die auf einer Kooperation 
verschiedener Partner basieren. Hier wird 
gezeigt, wie sektorübergreifende Zusam-
menarbeit erfolgreich gestaltet werden 
kann. 

Engagement für Kinder und Jugend-
liche: Bildung, Sport, Kultur & Co.

Hunger in Deutschland

Children for a better world e.V., 
 München
www.children.de

Die Stiftung unterstützt im Programm-
bereich „Hunger in Deutschland“ bun-
desweit einen festen Kreis von mehr als 
50 ausgesuchten Kinder- und Jugend-
einrichtungen, die in sozialen Brennpunk-
ten gegen die Folgen von Kinderarmut 
arbeiten – im Jahr 2011 mit einem För-
dervolumen von rund 850.000 Euro. Um 
auf die spezifischen Bedürfnisse armer 
Kinder und Jugendlicher eingehen und 
ihre Potenziale angemessen fördern zu 
können, benötigen die Einrichtungen zu-
sätzliche Gelder und fachliche Anregun-
gen. Ein Großteil der finanziellen Mittel 
kommt direkt den Kindern zugute: für das 
tägliche Kochen mit und für Kinder (Bau-
stein Mittagstisch), sowie für Aktivitäten, 
die sie in Bewegung bringen und ihnen 

Best-Practice-Beispiele
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neue Erfahrungen jenseits ihrer durch 
Armut eingeengten Welt ermög lichen 
(Baustein Entdeckerfonds). Darüber 
 hinaus bietet Children den Einrichtungen 
Möglichkeiten zum gegenseitigen Ler-
nen, fachliche Impulse und individuelle 
Fortbildungsangebote (Baustein Partner-
förderung). So sind die Fachkräfte immer 
stärker in der Lage, die Lebenssituation 
und die Zukunftschancen der Kinder und 
Jugendlichen nachhaltig zu verbessern. 
Und das mit Erfolg: Die Kinder sind we-
niger oft krank, ihre Leistungsfähigkeit 
in der Schule steigt und ihre sozialen 
Kompetenzen werden gestärkt. Die neuen 
Erlebnisse heben das Selbstwertgefühl 
der Kinder und sie erweitern ihre Alltags-
kompetenz.

Warmes Essen macht 
nicht nur satt 

Stiftung Mittagskinder, 
Hamburg 
www.stiftung-mittagskinder.de

Die Stiftung Mittagskinder ist Träge-
rin zweier Betreuungsprojekte in zwei 
Hamburger Stadtteilen, die als soziale 
Brennpunkte gelten. In diesen Kinder-
treffs erhalten mehr als 200 sozial be-
nachteiligte Hamburger Kinder zwischen 
fünf und elf Jahren unentgeltlich gesunde 
Mahlzeiten, Hausaufgabenhilfe und 
sozialpädagogische Betreuung. Die Stif-
tung bietet den Kindern auch ein Stück 
Geborgenheit und Behütet-Sein, weil 
viele das von ihren Eltern nicht erhalten. 
Oft sind diese Eltern aus verschiedensten 
Gründen so überfordert, dass sie sich 

nicht oder doch zu wenig um ihre Kinder 
kümmern. In den Betreuungseinrichtun-
gen der Stiftung essen die Kinder und die 
Betreuungskräfte mittags und abends 
gemeinsam. Zuvor helfen die Kinder beim 
Kochen und machen Tischdienst. Dieser 
Einsatz vermittelt nicht nur Kenntnisse 
über gesunde Ernährung, sondern stärkt 
auch das Selbstwertgefühl der Kinder. 
Nach dem Abendbrot können sie sich eine 
Frühstücksbox mit selbst belegten Bro-
ten, Obst, Milch oder Saft zum Mitneh-
men für den nächsten Morgen packen. In 
den Treffs können die Kinder auch spielen 
und sie bekommen Hilfe bei den Schul-
arbeiten. Das zusätzlich angebotene Pro-
gramm „Bildungsimpulse” besteht u. a. 
aus Sprach- und Leseförderung, einem 
Mitmachlabor für naturwissenschaftliche 
Basisexperimente, dem Chorprojekt so-
wie Schwimmunterricht und Fußballtrai-
ning für Jungen und Mädchen. Außerdem 
besuchen die Betreuungskräfte der Treffs 
mit den Kindern Theater, Konzerte und 
Museen und machen Stadterkundungen.

Musikalische Früherziehung 
und Elementare Musik-
pädagogik,  Bläserband

Stiftung Persönlichkeit, Nürnberg 
www.stiftung-persoenlichkeit.de
www.blaeserbands.de

Ästhetische Bildung kommt an deutschen 
Schulen häufig zu kurz. Oftmals geht die 
Fokussierung auf die sogenannten MINT-
Fächer einher mit dem Unterrichtsausfall 
„weicher Fächer“ wie Musik, Sport oder 
Kunst. Die Stiftung Persönlichkeit geht 
davon aus, dass gerade die musische 

2 – Status quo: Stiftungsengagement für Teilhabe in Deutschland
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und physische Entwicklung von Kindern 
und Jugendlichen eine Voraussetzung 
für den Erfolg in anderen Fächern ist. In 
diesen Fächern eignen sich Kinder und 
Jugendliche eine Reihe von Kompetenzen 
an, die ihnen bei der Entwicklung zu einer 
vielfältigen Persönlichkeit helfen. Um 
ihrem Ziel Geltung zu verschaffen, hat die 
Stiftung gemeinsam mit der Bouhon-Stif-
tung, der Stadt Nürnberg, der Hochschule 
für Musik Nürnberg und der Universität 
Nürnberg ein Konzept zur flächendecken-
den musikalischen Früherziehung und 
elementaren Musikpädagogik in den 
Schulen und Kindertageseinrichtungen 
Nürnbergs entwickelt, das seit Septem-
ber 2011 umgesetzt wird. Das Besondere 
am pädagogischen Konzept ist die Ein-
beziehung von Profis in den Unterricht, 

um eine hohe Qualität zu gewährleisten. 
 Außerdem ermöglicht die Stiftung Kin-
dern ab acht Jahren, deren Familien ihnen 
keine musikalische Ausbildung finanzie-
ren können, für die Dauer von zwei Jahren 
das Erlernen eines Blasinstruments. Sie 
werden durch qualifizierte Musiklehrerin-
nen und -lehrer im Rahmen des gemein-
nützigen Vereins Bläserbands unterrich-
tet und spielen parallel zum Unterricht 
mit anderen Kindern im Ensemble.

Bildungspaket und Stiftungs-
leistungen

Treffen Förderungen von mildtätigen 
Stiftungen (z. B. Geldleistungen, 
Schulranzen zur Einschulung, ge-
stellte Busfahrt im Rahmen eines 
Schulausflugs etc.) mit staatlichen 
Leistungen für Bildung und Teilhabe 
(i. S. d. § 28 SGB II, § 34 SGB XII, § 6b 
Bundeskindergeldgesetz) zusammen, 
so stellt sich die Frage, wie sich die 
Finanzgaben von privater Seite auf die 
öffentlich-rechtlichen Ansprüche des 
Geförderten auswirken. Es gibt unter-
schiedliche Perspektiven: Aus staat-
licher Sicht sollen Leistungen nach dem 
Recht der Grundsicherung für Arbeit-
suchende erst dann gewährt werden, 
wenn es dem Betroffenen nicht gelingt, 
sich eigenständig – ggf. mit der Unter-
stützung Dritter – zu helfen (vgl. §§ 2, 9 
I SGB II, §§ 2, 19 Abs. 1 und 2 SGB XII). 

Stiftungen wollen demgegenüber in der 
Regel den Geförderten eine Unterstüt-
zung gewähren, die neben die zu erbrin-
gende staatliche Leistung tritt.

Der Gesetzgeber hat das Spannungsver-
hältnis der widerstreitenden Interessen 
erkannt und versucht, einen Ausgleich 
herbeizuführen: „In der Zusammenar-
beit mit gemeinnützigen und freien Ein-
richtungen und Organisationen wirken 
die Leistungsträger darauf hin, dass sich 
ihre Tätigkeit und die der genannten 
Einrichtungen und Organisationen zum 
Wohl der Leistungsempfänger wirksam 
ergänzen“ (vgl. § 17 Abs. 3 Satz 1 SGB 
I). Eine unmittelbare Auswirkung auf 
die Zuwendung von Stiftungen hat die 
Bestimmung freilich nicht. Die Prüfung, 
welches Einkommen auf die staatliche 
Sozialleistung anzurechnen ist, hat viel-
mehr anhand der spezial gesetzlichen 
Regelung zu erfolgen.
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Kinder brauchen Bücher, 
wenn sie arm sind noch viel 
mehr! 

Selbst.Los!-Kulturstiftung. 
Annelie & Wilfried Stascheit, 
Überlingen, Kultur für Alle e.V., 
Frankfurt am Main
www.selbstlos-stiftung.de  

„Jedem Kind sein eigenes Buch“, darum 
geht es den Initiatoren der Aktion, dem 
Verlegerehepaar Stascheit, mit ihrer 
Stiftung Selbst.Los!. Ihr Grundgedanke: 
Was bei vielen Lebensmitteldiscountern, 
kleinen Einzelhandelsgeschäften und 
dem Bäcker um die Ecke klappt, nämlich 
brauchbare „Reste“ dorthin zu bringen, 
wo sie gebraucht werden, das ist auch 

im Buchhandel möglich. Wenn Deutsch-
land eine Kulturnation bleiben soll, muss 
Kindern der Zugang zu Büchern erleich-
tert werden, anstatt dass Bücher weg-
geworfen werden. Inzwischen zweifelt 
keiner mehr daran, dass ein bücherfreies 
Zuhause automatisch Schulchancen 
reduziert. Kinder brauchen aber auch 
eigene  Bücher, die sie als ihr Eigentum 
empfinden, immer wieder hervorkramen, 
mit sich herumtragen, anschauen und 
lesen können. Die Selbst.Los! Kulturstif-
tung verteilt seit 2009 neue Kinder- und 
Jugendbücher bundesweit über das 
Logistiknetz der Tafeln. Über 20 Verlage 
und 175 Buchhandlungen beteiligen sich 
an dem Projekt. Inzwischen wurden über 
150.000 neue Kinderbücher von Verlagen 
gespendet und über die Tafeln verteilt. 
Die Bücher wurden nur an nachweislich 
bedürftige Einzelpersonen abgegeben. 

Im Einzelfall kann die Leistung der 
Stiftung dazu führen, dass ein beson-
derer Bedarf (z. B. für die tatsächlichen 
Aufwendungen eines Schulausflugs, 
i. S.d. § 28 Abs. 2 Nr. 1 SGB II, § 34 Abs. 
2 Nr. 1 SGB XII, § 6b Abs. 2 Satz 1 BKGG) 
nicht mehr besteht – dementsprechend 
auch keine Mittel von staatlicher Seite 
zu gewähren sind. Im Übrigen sind im 
Rahmen der Grundsicherung für Arbeit-
suchende Zuwendungen von Stiftungen 
als Zuwendungen der freien Wohl-
fahrtspflege oder als Zuwendungen, die 
ohne Bestehen einer rechtlichen Pflicht 
erbracht werden, zumindest dann nicht 
als Einkommen zu berücksichtigen, so-
weit sie die Lage des Empfängers nicht 
so günstig beeinflussen, dass daneben 
Leistungen nach dem SGB II und dem 
SGB XII nicht gerechtfertigt wären (vgl. 
§ 11a Abs. 4, Abs. 5 Nr. 2 SGB II, § 84 
SGB XII).

Im Rahmen der gerichtlich voll überprüf-
baren Gerechtfertigkeitsprüfung ist zu 
untersuchen, ob (z. B. bei laufenden mo-
natlichen Beihilfen) bei einem Vergleich 
mit anderen Hilfebedürftigen und unter 
Beachtung des fiskalischen öffentlichen 
Interesses ungekürzte Leistungen nach 
dem SGB II noch als gerechtfertigt er-
scheinen. Zu berücksichtigen  sind dabei 
z. B. Art, Wert, Umfang und Häufigkeit 
der Zuwendung. Dieser Vorbehalt wird 
bei Zuwendungen von Stiftungen nur 
in seltenen Einzelfällen Bedeutung 
haben, insbesondere dann, wenn re-
gelmäßige hohe Zahlungen erfolgen. 
Gleichwohl sollte ggf. Rücksprache mit 
dem jeweiligen Sozialleistungsträger 
genommen werden, da die Abwägung 
und somit die Frage der Anrechnung 
nur im konkreten Einzelfall beantwortet 
werden kann.

Prof. Dr. Burkhard Küstermann, LL.M.
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Max geht in die Oper/
Max macht Oper

Bürgerstiftung Halle, Halle (Saale) 
www.buergerstiftung-halle.de
www.max.buergerstiftung-halle.de

Aufgrund ihres familiären Umfelds, der 
sozialen oder finanziellen Situation der 
Familie, haben viele Kinder keinen Zu-
gang zu Kunst und Kultur, waren noch nie 
im Museum oder Theater. Im Rahmen des 
Projektes „Max geht in die Oper“ soll ih-
nen dieses Erlebnis durch Kulturpatinnen 
und -paten ermöglicht werden. Über Kin-
dereinrichtungen in Stadtbezirken Halles 
mit vielen Familien in prekären Situati-
onen werden Kinder für das Programm 
gewonnen. Die Bürgerstiftung Halle orga-
nisiert Patenschaften zwischen Bürgerin-
nen und Bürgern, die ein Kind unterstüt-
zen möchten, und den entsprechenden 
Kindern. Innerhalb von sechs Monaten 
besuchen die Patinnen und Paten mit den 
Kindern vier kulturelle Einrichtungen oder 
Veranstaltungen, bspw. Museen, das 
Planetarium, die Oper oder den Zirkus. 
Dabei erkunden die Kinder auch die Stadt 
jenseits ihres Wohnbereichs und lernen 
neue (kulturelle) Räume kennen. Häufig 
übertragen die Patinnen und Paten ihre 
Begeisterung für Kunst und Kultur auf 
die Kinder. So tragen sie dazu bei, den 
oft eingeschränkten Erfahrungshorizont 
der Kinder zu erweitern und ihre Persön-
lichkeit zu stärken. Seit dem Schuljahr 
2011/12 ermöglicht die Bürgerstiftung 
Halle Kindern auch, sich selbst künstle-
risch auszuprobieren. An sechs Schulen 
und sieben Kindereinrichtungen in Halle 
werden dafür 27 Kunst- und Kulturprojek-
te angeboten – das Spektrum reicht vom 
Zirkus über Literatur und Musik bis zu 
künstlerischen und Theaterprojekten.

Elbstation Akademie

Initiative der MPC Capital 
Stiftung, Hamburg
www.elbstation.de
www.mpc-capital-stiftung.de

Die „Elbstation Akademie“ ist eine Bil-
dungsinitiative für Hamburger Jugend-
liche, die Haupt- und Realschulen (neu: 
Stadtteilschulen) besuchen und über-
wiegend einen Migrationshintergrund 
haben. Die Schülerinnen und Schüler 
der 7. bis 9. Klassen von ausgewählten 
Kooperationsschulen bewerben sich für 
die Teilnahme am einjährigen Programm. 
In der Zeit erarbeiten die Jugendlichen 
Projekte in den Bereichen Theater, Radio, 
Film und Foto, die jeweils halbjährlich 
vor Publikum in Hamburger Theatern 
präsentiert, online und beim Stadtsender 
TIDE veröffentlicht werden. Die Elbstation 
möchte Jugendlichen helfen, ihre Chancen 
für die schulische und berufliche Zukunft 
zu erhöhen, ihr Selbstvertrauen stärken 
und ihre Leistungsbereitschaft wecken. 
Dafür sollen die Jugendlichen ihre Kompe-
tenzen und Mehrsprachigkeit als Stärken 
erleben und in die Projekte einbringen. 
Nach Projektabschluss erhalten sie das 
Zertifikat „Kompetenznachweis Kultur“, 
das bei späteren Bewerbungen behilflich 
ist. Ein „Lotsenprogramm“ stellt den 
Jugendlichen auf Wunsch ehrenamtliche 
Helfer (Lotsen) zur Seite, die sich einmal 
pro Woche mit ihnen treffen, um z. B. für 
die Schule zu lernen. Das Nachfolge-Pro-
gramm „Alumni an Bord!“ begleitet die 
Jugendlichen nach dem Projektjahr u. a. 
mit Berufsberatung, Hausaufgabenhilfe 
und Bewerbungstrainings weiter auf ih-
rem Weg ins Berufsleben. Die Teilnahme 
an der Elbstation wurde von der Schulbe-
hörde als Unterricht außerhalb des schu-
lischen Stundenplans anerkannt.
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KinderUni Barnim 
Uckermark/Lesezauber

Bürgerstiftung Barnim Uckermark, 
Eberswalde
www.barnim-uckermark-stiftung.de
www.lesezauber.de

Gemeinsam mit der Hochschule für 
nachhaltige Entwicklung Eberswalde hat 
die Bürgerstiftung 2008 die „KinderUni 
Barnim Uckermark“ für Grundschüler und 
Grundschülerinnen der Klassen 5 und 6 
aus den Landkreisen Barnim und Ucker-
mark ins Leben gerufen. Schon früh inter-
essieren sich Kinder für wissenschaftliche 
Fragestellungen, die KinderUni fördert 
dieses Potenzial, motiviert für ein späte-
res Hochschulstudium und erreicht auch 
talentierte Kinder, deren Eltern sie nicht 
ausreichend fördern können. So verbes-
sert die KinderUni die Bildungschancen 
der Kinder in der von Abwanderung be-
troffenen Region. Mehr als 700 Kinder 
pro Jahr besuchen die Vorlesungen der 
KinderUni. 

Richtig lesen zu können, regt nicht nur die 
Fantasie an und öffnet den Kindern neue 
Welten, sondern ist auch eine Schlüs-
selqualifikation für ihr weiteres Leben. 
Lesen fördert die Entwicklung der Sprach-
fähigkeit und Intelligenz von Kindern 
und ist eine wichtige Voraussetzung für 
schulischen und beruflichen Erfolg. Seit 
2005 bieten ehrenamtliche Lesepatinnen 
und -paten in Bibliotheken und Kinder-
gärten, einer Grundschule und einer 
Kinderklinik der Region Leseförderung in 
„Lesezauber“-Gruppen an. 

Schülerstipendien 
„grips gewinnt“

Joachim Herz Stiftung, Hamburg
Robert Bosch Stiftung, Stuttgart
www.grips-stipendium.de
www.joachim-herz-stiftung.de 
www.bosch-stiftung.de

Das zum Schuljahr 2011/12 gestartete 
Stipendienprogramm „grips gewinnt“ 
wendet sich an talentierte, engagierte 
Schülerinnen und Schüler ab der achten 
Klasse, die eine allgemeinbildende Schu-
le in Hamburg, Mecklenburg Vorpommern 
oder Bremen besuchen. Trotz guter 
schulischer Leistungen stehen viele von 
ihnen aufgrund ihrer sozialen Herkunft 
vor finanziellen, kulturellen oder sprach-
lichen Hürden, die den Weg zum Abitur 
erschweren. Diese Benachteiligung soll 
das Stipendium ausgleichen. Die Vergabe 
erfolgt sowohl nach Begabung und Enga-
gement als auch nach sozialen Kriterien. 
Es umfasst ein Bildungsprogramm mit 
Seminaren, Sommerakademien, Aus-
flügen und kulturellen Aktivitäten und 
eine  monatliche finanzielle Unterstützung 
von 150 Euro für alle Arten von Bildungs-
ausgaben, z. B. für Kurse,  Materialen, 
Fahrtkosten sowie persön liche Beratung 
in Bildungs- und Lebensfragen. 50 Schü-
lerinnen und Schüler, die sich selbst für 
das Stipendium bewerben, werden jedes 
Jahr in das Programm aufgenommen und 
bis zum Schulabschluss gefördert.

2 – Status quo: Stiftungsengagement für Teilhabe in Deutschland
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Bildungsbrücke/
Sport akademie Bremen/
Elternbildung 

Deutsche KindergeldStiftung, 
Bremen
www.deutsche-
kindergeldstiftung.de

Die mit der Bremer Bürgerstiftung ver-
bundene Initiative fördert Kinder aus 
Familien mit geringem Einkommen. 
Durch Steuervorteile erhalten Familien 
mit hohen Einkommen bis zu 40 Prozent 
mehr staatliche Kinderunterstützung 
als Normal- und Geringverdiener. Einige 

dieser Eltern haben beschlossen, ihr 
 Kindergeld dort wirksam einzusetzen, wo 
es dringender gebraucht wird – und finan-
zieren durch Spenden die Programme der 
 Stiftung.

Projekte:

Bildungsbrücke
Auf Initiative einer Kirchengemeinde hat 
sich im Bremer Stadtteil Mitte ein Netz-
werk mit Vertretern von Ortsamt, Schulen 
und Elternschaft gebildet. Sie sammeln 
Spenden, um Familien mit erheblichen 
finanziellen Problemen zu unterstützen, 
sie übernehmen Schulnebenkosten oder 
bezahlen Klassenfahrten. In anderen 
sozial benachteiligten Stadtteilen sollen 
ähnliche Initiativen folgen.

Bürgerstiftungen und 
Bildungs förderung

Von ihrem Selbstverständnis her haben 
Bürgerstiftungen grundsätzlich einen 
breiten Stiftungszweck, wollen sie 
doch die Möglichkeit haben, überall 
dort zu (re-)agieren, wo vor Ort „Not 
am Mann“ ist. Gleichwohl machen die 
Ergebnisse einer von der Initiative Bür-
gerstiftungen jährlich durchgeführten 
Umfrage deutlich, dass die Bürgerstif-
tungen seit einigen Jahren einen klaren 
Schwerpunkt auf die Bereiche „Bildung 
und Erziehung“ (28 Prozent der veraus-
gabten Mittel in 2010) und „Jugend“ (27 
Prozent) legen.

Eine Begründung hierfür gibt z. B. die 
Bürgerstiftung Lilienthal, die auf ihrer 
Internetseite ausführt: „Ausgehend von 
der Überlegung, dass die Zukunft un-
serer Gesellschaft entscheidend davon 
abhängt, die Jugend auf ihre Rolle und 

ihre Aufgaben in dem Gemeinwesen 
angemessen vorzubereiten, hat sich 
die Bürgerstiftung zunächst als obers-
tes Förderziel für ,Zukunftsinvestition 
Kinder und Jugendliche‘ entschieden.“ 
Auf der Homepage der BürgerStiftung 
Hamburg findet sich das Statement: 
„Wir verstehen uns als Chancenorgani-
sation. Wir wollen Menschen – zur Zeit 
schwerpunktmäßig jungen Menschen – 
in dieser Stadt Chancen eröffnen, die sie 
sonst nicht bekämen. Dabei setzen wir 
das Augenmerk auf Eigeninitiative und 
Verantwortungsbewusstsein.“
 
Inhaltlich richten sich die von den Bür-
gerstiftungen entwickelten Projekte in 
gleicher Weise an Kinder, Jugendliche 
und junge Erwachsene:

Im Rahmen ihres Projekts „Musik im 
Kindergarten“ führt die Bielefelder 
Bürgerstiftungen Kinder an die ele-
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Sportakademie Bremen
Das Projekt Sportakademie bietet ca. 500 
Kindern und Jugendlichen im Stadtteil 
Mitte während der Schulzeit zwei zusätz-
liche wöchentliche Sportstunden. Auf den 
Anlagen kooperierender Vereine trainie-
ren qualifizierte Trainerinnen und Trainer 
mindestens ein Halbjahr mit den Kindern. 
Dadurch entsteht ein pädagogisches 
Netzwerk von Schulen, Sportvereinen 
und Jugendarbeit. Die Deutsche Kinder-
geldStiftung hat dieses Projekt auf zwei 
weitere Stadtteile ausgeweitet.

Elternbildung zur Förderung von 
3- bis 4-jährigen Kindern
Das Engagement der Eltern ist ein wich-
tiger Schlüssel für eine erfolgreiche Teil-
nahme der Kinder an Schule und Gesell-
schaft. Hierauf zielt ein Projekt, welches 
sich an die Mütter von 3- bis 4-jährigen 
Kindern richtet. Ausgebildete Frauen, teil-
weise mit Migrationshintergrund, zeigen 
jungen Müttern, wie sie ihre Kinder durch 
regelmäßiges gemeinsames „Arbeiten“ 
optimal fördern können. Hierfür wurde 
eigens ein breites Spektrum an Bilder-, 
Lese- und Arbeitsheften  entwickelt.

mentarste Art zu musizieren heran: 
das Singen. Ganz nebenbei werden sie 
in Sprache und Bewegung gefördert, 
Konzentrationsfähigkeit und Ausdauer 
werden gestärkt, soziales Verhalten 
entwickelt und Aggressionen abgebaut.
Das Projekt „Mädchen und Technik“ der 
Bürgerstiftung Berlin ist ein Chemie-
Club nur für Mädchen. An zwei Tagen in 
der Woche treffen sich Schülerinnen der 
Romain-Rolland-Oberschule aller Klas-
senstufen zum Experimentieren. Ziel ist 
es, Kompetenzen aufzubauen, um sich 
für Jugend forscht bewerben zu können.
„Hand in Hand“ heißt das Projekt der 
Bürgerstiftung Isernhagen, in dessen 
Rahmen Schülerinnen und Schülern 
der Hauptschule bei der Suche nach 
Ausbildungs- oder Praktikumsplätzen 
geholfen wird. Die Ehrenamtlichen der 
Bürgerstiftung begleiten die Jugend-
lichen bei ihren Aktivitäten und verbes-
sern durch persönliche und berufliche 
Kontakte Bewerbungschancen.

Die Bürgerstiftung Braunschweig hat 
sich zum Ziel gesetzt, „Azubi Enga-
gement“ anzustoßen und zu fördern. 
Dazu führen Auszubildende unter-
schiedlicher Unternehmen gemeinsam 
ein soziales Projekt vor Ort durch. Die 
Erfahrungen mit sozialen Einrichtungen 
lassen einen Blick über den Tellerrand 
zu. Die Teilnehmer werden zudem in 
Projekt management und Teambuilding 
geschult.

Die unterschiedlichen Ansätze und Pro-
jekte zeigen das gemeinsame Ziel der 
Bürgerstiftungen, durch die Förderung 
von Kindern, Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen einen effektiven und 
nachhaltigen Beitrag zur Gestaltung des 
örtlichen Gemeinwesens zu leisten. 

Prof. Dr. Burkhard Küstermann, LL.M.

2 – Status quo: Stiftungsengagement für Teilhabe in Deutschland
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Erfolgreiche sektorübergreifen-
de Kooperationen für Kinder und 
 Jugendliche

Ein Quadratkilometer 
Bildung

„Ein Quadratkilometer Bildung“ 
wurde 2007 von der Freudenberg 
Stiftung, Weinheim/Bergstraße, in 
Zusammenarbeit mit der Groeben 
Stiftung gestartet. Das Programm 
wird durch einen Stiftungsver-
bund fachlich begleitet, der eine 
 unselbstständige Stiftung gegrün-
det hat. Diese Stiftung betreibt eine 
gemeinsame Lernplattform der 
lokalen Projektstandorte, die sie 
berät und im Hinblick auf Qualitäts-
sicherung und Öffentlichkeitsarbeit 
unterstützt.Im Stiftungsverbund 
engagieren sich die Breuninger 
Stiftung, die Stiftungs- und Förder-
gemeinschaft Modellprojekte 
GmbH, die BMW Stiftung Herbert 
Quandt, die Lindenstiftung und die 
Regionale Arbeitsstelle für Bildung, 
Integration und Demokratie (RAA) 
e.V.
www.ein-quadratkilometer-
bildung.org 

Programmziel seit dem Start 2007 ist, 
innerhalb von zehn Jahren zu erproben 
und modellhaft zu zeigen, wie Bildungs-
förderung von Kindern und Jugendlichen 
im  Einzugsbereich ausgewählter Brenn-
punktgrundschulen gelingen kann. Mess-
latte für das Gelingen ist, was wirklich bei 
den Kindern und Jugendlichen an Kompe-
tenzgewinn verlässlich erreicht wird. Mit 

dem Modellwissen aus der Erprobungs-
phase in unterschiedlichen Bundeslän-
dern  soll ein Prototyp sozialräumlicher 
Bildungssteuerung und Bildungspraxis 
in Verantwortung von Kommune, Land 
und Partnerstiftungen entwickelt wer-
den. 2007 erstmals im Berlin-Neuköllner 
Reuterkiez erprobt, wurde das Konzept 
seither nach Berlin-Moabit, Mannheim, 
Herten, Wuppertal, Hoyerswerda und 
Bernsdorf transferiert. Die jeweiligen 
Stadtteile sind geprägt durch eine über-
durchschnittliche Armutsbelastung der 
Familien, in Westdeutschland durch eine 
hohe Zahl von Menschen nichtdeutscher 
Herkunft und eine unterdurchschnittliche 
Zahl von Kindern, die das Gymnasium 
besuchen. Um kein Kind zu verlieren, 
müssen die Lücken in den Bildungswegen 
aufgespürt und geschlossen werden. 
„Ein Quadratkilometer Bildung“ ist ein 
überregionales Programm mit lokalen 
Projekten. Über zehn Jahre wird ein loka-
ler Bildungsverbund aufgebaut, in dem 
Bildungseinrichtungen wie Kindertages-
stätten, Einrichtungen der Jugendhilfe 
und Schulen bestmöglich kooperieren. 
Eltern und vor allem Kinder selbst werden 
in den Prozess einbezogen. Zu jedem 
Quadratkilometer gehört eine unabhängi-
ge Pädagogische Werkstatt als zentraler 
Ort im Stadtteil. Sie steht allen Beteilig-
ten offen, berät, bietet Weiterbildungen 
an und bündelt private und staatliche 
Aktivitäten.
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Lübecker Bildungsfonds  

Der Lübecker Bildungsfonds 
wird getragen durch die 
Hansestadt  Lübeck, das Land 
Schleswig- Holstein und durch 
einen Stiftungs verbund von 
sechs Stiftungen.
www.familie.luebeck.de/
bildungsfonds

In einer bisher einmaligen Initiative der 
öffentlichen Hand mit sechs Lübecker 
Stiftungen ist es gelungen, einen Bil-
dungsfonds zur Bekämpfung der Kinder- 
und Bildungsarmut in Lübeck aufzulegen. 
Dazu stellen Kommune, Stiftungen 
und private Förderer seit 2008 Jahr für 
Jahr zwei Millionen Euro bereit; mehr 
als 50 Prozent werden von Stiftungen 
 getragen.

Unterstützung können Familien erhal-
ten, wenn sie Arbeitslosengeld II oder 
Sozialhilfe beziehen, ein ermäßigtes 
Betreuungsentgelt in Kitas zahlen, 
Wohngeld beziehen oder ihren Kindern 
aus anderen Gründen wichtige Bildungs-
angebote nicht ermöglichen können. Zu 
den Leistungen, die aus dem Bildungs-
fonds finanziert werden können, zählen 
Sprachförderung, Mittagessen, Nachmit-
tagsbetreuung in der Schule, Klassenaus-
flüge, Schulbeiträge, Arbeitsmaterialien, 
Musik- und Sportangebote und sonstige 
 Bildungsangebote.

Ursprünglich wurden die Mittel aus dem 
Bildungsfonds unbürokratisch und los-
gelöst von den Regularien staatlicher 
Unter stützung vergeben. Schulen und 
Kitas verfügten über eigene Etats. So 
konnten sie den Kindern Zuschüsse auf 
Vertrauensbasis gewähren. Seit 2011 

werden die Leistungen aus dem Bildungs- 
und Teil habepaket integriert, wobei die 
Hansestadt Lübeck mit dem Jobcenter 
kooperiert, um eine unkomplizierte 
Struktur aufzubauen. So sollen Kinder 
und Jugendliche weiterhin schnell und 
unbürokratisch Unterstützung erhalten. 
Wo das Bildungs- und Teilhabepaket nicht 
greift, springt der Bildungsfonds ein. 
Zusätzlich frei gewordene Mittel aus dem 
Lübecker Bildungsfonds fließen in das 
Programm „Schule als Lebens- und Lern-
ort“, das mehr Kindern eine verlässliche 
Ganztagsbetreuung ermöglicht.

Bündnisse für 
Chancengerechtigkeit  

Deutsche Kinder- und Jugend-
stiftung (DKJS), Berlin, unter -
stützt von der Körber-Stiftung, 
der Jacobs Foundation und 
der Robert Bosch Stiftung. 
Die Ministerpräsidenten Christine 
Lieberknecht (Thüringen),  Matthias 
Platzeck (Brandenburg) und 
 Stanislaw Tillich (Sachsen) beglei-
ten die Initiative als Schirmherren.
www.dkjs.de
www.buendnisse-fuer-
chancengerechtigkeit.de

Bildungs- und Teilhabechancen hängen 
in Deutschland stark vom sozialen Hin-
tergrund ab. Die Initiative Bündnisse für 
Chancengerechtigkeit lädt Kommunen, 
Länder, Stiftungen und Wissenschaft ein, 
gemeinsam darüber nachzudenken, wie 
die Bildungs- und Teilhabechancen für 
jedes einzelne Kind verbessert werden 
können.

2 – Status quo: Stiftungsengagement für Teilhabe in Deutschland
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Sie schafft einen neutralen Raum, in dem 
sich Kommunen über ihre Konzepte für 
Chancengerechtigkeit und gute Praxis 
austauschen können. Die DKJS unter-
stützt diesen Prozess und motiviert die 
Akteure, gemeinsam Bündnisse gegen 
Bildungsarmut zu schmieden. Viele Kom-
munen haben bereits kreative Herange-
hensweisen entwickelt: Ein neues Amt 
einrichten, das alle Angebote der Kinder- 
und Jugendhilfe bündelt, oder mit einem 
Sponsor kostenlose Mittagessen für alle 
Kinder ermöglichen.

 Von diesem Wissen sollen auch andere 
Kommunen profitieren. Beratungssalons 
bieten Raum für kollegiale Beratungen 
und Entwicklungsfragen. Auf regionalen 
und überregionalen Tagungen entwickeln 
Praktiker gemeinsam mit Vertretern von 
Bund und Ländern sowie Wissenschaft-
lern kommunale Strategien zur Verbesse-
rung der Bildungs- und Teilhabechancen. 
Die Initiative bereitet das Wissen aus den 
Kommunen und den Veranstaltungen in 
Interviews, Reportagen und Filmen auf.

Early Excellence 

Karl Kübel Stiftung für Kind 
und Familie, Bensheim, in 
Zusammenarbeit mit Stadt-
verwaltungen, Kindertages -
stätten und anderen Partnern.
www.kkstiftung.de

Die Karl Kübel Stiftung hat im Jahr 2008 
ein Programm gestartet, das bis 2018 in 
jedem Bundesland eine Modellinstitution 
für Kinder und Familien aufbauen will. 
Diese Zentren sollen nach den Grund-
sätzen des im Großbritannien erprobten 
Sure-Start-Programms und dem Konzept 
„Early Excellence“ arbeiten. Im Mittel-
punkt steht die Überzeugung, dass jedes 
Kind wichtig ist und über „Exzellenz“ 
verfügt. Mit vernetzten Angeboten wer-
den Familien und Kinder unterstützt – von 
der vorgeburtlichen Beratung bis ins 
 Erwachsenenalter.

Das Sure-Start-Programm setzt auf die 
Selbstwirksamkeit der Eltern und ihrer 
Kinder. Sie sollen lernen, ihr Leben selbst 
in die Hand zu nehmen und sich um 
Sicher heit, Gesundheit, Fortschritt und 
Lebensfreude zu sorgen. Dazu zählt, El-
tern und Kinder zu positiven Beziehungen 
zu befähigen, einen Beitrag für die Gesell-
schaft zu leisten und für ihr eigenes Aus-
kommen zu sorgen. Stetige Lernprozesse 
bilden dafür die Grundlage. Um Eltern 
und ihre Kinder mit einem Modulsystem 
von bedarfsgerechten privaten, staat-
lichen, materiellen oder ideellen Hilfen zu 
unterstützen, müssen Einrichtungen und 
Dienste im Bildungs- und Sozialbereich 
eng vernetzt arbeiten. An den ausge-
wählten Standorten sollen modellhaft 
Beispiele entstehen, die als Leuchttürme 
für andere Organisationen und Initiativen 
fungieren.
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Diesterweg-Stipendium 
für Kinder und ihre Eltern
 
Das Diesterweg-Stipendium ist 
ein Kooperationsprojekt der 
 Stiftung Polytechnische Gesell-
schaft, Frankfurt am Main, mit dem 
Hessischen Kultusministerium, 
dem Hessischen Ministerium der 
Justiz, für Integration und Europa, 
der Stadt Frankfurt am Main und 
der Marga und Kurt Möllgaard-
Stiftung.
www.sptg.de/diesterweg-
stipendium.aspx

 
Das Diesterweg-Stipendium unterstützt 
Frankfurter Kinder und ihre Eltern. Kinder 
mit gutem Leistungspotenzial aber even-
tuell förderungsbedürftigen Deutsch-
kenntnissen werden auf ihrem Weg von 
der Grundschule auf eine weiterführende 
Schule begleitet. Das Stipendium fördert 
die Kinder für zwei Jahre in den Klassen 
vier und fünf, um ihnen eine schulische 
Laufbahn zu ermöglichen, die ihren Bega-
bungen entspricht. Bei Akademietagen, 
Exkursionen, kulturellen Veranstal-
tungen, Ferienkursen und Kindertreffs 
zur Deutschförderung sowie Eltern-
Gesprächsrunden und Beratung zu un-
terschiedlichen Fragen können die Kinder 
ihre Sprachkenntnisse verbessern und 
gemeinsam mit den Eltern ihren Horizont 
erweitern. Zugleich besteht ein enger 
Kontakt zu den betreffenden Grund- und 
weiterführenden Schulen. Darüber hin-
aus umfasst das Diesterweg-Stipendium 

einen Bildungsfonds, aus dem pro Sti-
pendium jeweils bis zu 600 Euro pro Jahr 
für Bildungsanschaffungen und -maß-
nahmen beantragt werden können. Nach 
Beendigung des Diesterweg-Stipendiums 
können die Familien in das Anschluss-
projekt „Hand in Hand“ wechseln, das 
ihnen weitere Begleitung bei Erziehungs- 
und Bildungsfragen bietet.

2 – Status quo: Stiftungsengagement für Teilhabe in Deutschland
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Lernen vor Ort

Bund, Länder, Kommunen und Stiftungen 
engagieren sich gemeinsam für eine 
bessere Koordinierung öffentlicher und 

privater Bildungsangebote. Stiftungen 
bringen ihre Netzwerke und Expertise 
ein, um Kommunen zu unterstützen.

www.lernen-vor-ort.info
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Einzelvorhaben

Verbundvorhaben

Teilnehmende Kommunen

1 Stadt Freiburg im Breisgau
2 Stadt Mannheim
3 Rems-Murr-Kreis
4 Stadt Kaufbeuren
5 Landkreis Lindau
6 Landkreis Mühldorf am Inn
7 Landeshauptstadt München
8 Stadt Nürnberg
9 Landkreis Barnim

10 Landkreis Elbe-Elster
11 Freie Hansestadt Bremen
12 Freie und Hansestadt Hamburg
13 Stadt Frankfurt am Main
14 Stadt Offenbach
15 Rheingau-Taunus-Kreis
16 Landkreis Müritz
17 Landkreis Ostvorpommern
18 Landkreis Uecker-Randow
19 Stadt Osnabrück
20 Landkreis Osnabrück
21 Landkreis Soltau-Fallingbostel
22 Landkreis Stade
23 Stadt Aachen 

(für die StädteRegion Aachen)
24 Kreis Borken
25 Stadt Duisburg
26 Stadt Essen
27 Stadt Herne
28 Stadt Köln
29 Kreis Lippe
30 Kreis Recklinghausen
31 Stadt Speyer
32 Stadt Trier
33 Regionalverband Saarbrücken
34 Landeshauptstadt Dresden
35 Landkreis Görlitz
36 Stadt Leipzig
37 Stadt Dessau-Roßlau
38 Hansestadt Lübeck
39 Stadt Erfurt
40 Kyffhäuserkreis

Beteiligte Stiftungen

Achterkerke Stiftung für Kinder 
Alfred Toepfer Stiftung F.V.S. 
Alfried Krupp v. Bohlen u. Halbach-Stiftung 
Alles-Gute Stiftung d. Kreissparkasse Stade 
Bertelsmann Stiftung 
Breuninger Stiftung 
Bürgerstiftung Duisburg 
Bürgerstiftung Erfurt
Bürgerstiftung Osnabrück 
Bürgerstiftung Vreden
Deutsche Bank Stiftung 
Deutsche Bundesstiftung Umwelt 
Deutsche BP Stiftung 
Deutsche Kinder- und Jugendstiftung 
Deutsche Telekom Stiftung 
Eberhard von Kuenheim Stiftung 
Freudenberg Stiftung 
Haspa Hamburg Stiftung 
Hertener Bürgerstiftung 
Johann-Joachim-Becher Stiftung 
Körber Stiftung 
Medienstiftung der Sparkasse Leipzig 
Peter Gläsel Stiftung 
Possehl-Stiftung 
Randstad Stiftung 
RheinEnergieStiftungen 
Roland Berger Stiftung 
Schader Stiftung 
Software AG Stiftung 
Stiftung Bildung für Thüringen 
Stiftung Bildung und Handwerk 
Stiftung der Deutschen Wirtschaft 
Stiftung der Kreissparkasse Fallingbostel 
in Walsrode
Stiftung Forum für Verantwortung 
Stiftung Haus der kleinen Forscher 
Stiftung IBZ St. Marienthal 
Stiftung „Nürnberg – Stadt des Friedens 
und der Menschenrechte“ 
Stiftung Polytechnische Gesellschaft 
Frankfurt am Main 
Stiftung Stahlwerk Georgsmarienhütte
Stiftung Standortsicherung Kreis Lippe 
Stiftungsverwaltung Freiburg
TUI Stiftung 
Vodafone Stiftung Deutschland 
VolkswagenStiftung 

2 – Status quo: Stiftungsengagement für Teilhabe in Deutschland



46

Stiftungen und Teilhabe von Kindern und Jugendlichen

3 – Ergebnisse der Stiftungsbefragungen

Methode der Online-Befragung

Teilhabe von Kindern und Jugendlichen ist 
ein typisches Querschnittsthema. Da sich 
hier viele unterschiedliche Stiftungen en-
gagieren, war es zunächst notwendig, ein 
genaueres Bild der Aktivitäten deutscher 
Stiftungen in diesem Bereich zu zeichnen. 
Zu diesem Zweck wurden

  die Einträge der Datenbank des 
 Bundesverbandes Deutscher Stiftungen 
mit rund 25.000 Datensätzen und

  die Registratur mit einer ähnlich 
 großen Zahl von Akten zu den einzelnen 
Stiftungen ausgewertet sowie 

  die Spezialbibliothek des Bundes-
verbandes mit Jahresberichten und 
 anderen Veröffentlichungen von Stiftun-
gen zu Rate gezogen.  

Die auf Basis dieser Recherchen gefil-
terte Stichprobe umfasste rund 3.500 
Stiftungen. Unter den angeschriebenen 
 Stiftungen befanden sich 

  Bildungs-, Kultur-, Umwelt- und Sport-
stiftungen, 

  Bürgerstiftungen (mit dem Güte-
siegel des Bundesverbandes Deutscher 
 Stiftungen),

  kommunale Stiftungen sowie 

  Sparkassenstiftungen.

Mit einem professionellen Dienstleister 
für Online-Befragungen wurde die Umfra-
ge im Zeitraum vom 16. bis 30. September 
2011 durchgeführt. Sämt liche Daten wur-
den anonym erhoben und mit Hilfe des 
Statistikprogramms SPSS  ausgewertet.



47

Die Ergebnisse der Online-Befragung und der Experteninterviews zum Thema „Teil-
habe von Kindern und Jugendlichen“ bilden die Einstellungen der befragten Stiftungen 
sowie ihre bisherigen und geplanten Aktivitäten auf diesem Gebiet ab. Die erhobenen 
Daten ermöglichen eine validere Einschätzung der aktuellen Situation und liefern 
 Hinweise, wie Kooperationspotenziale genutzt werden können. 

Methode der Expertenbefragung

Neben der Online-Befragung wurden 
außerdem offene, leitfadenorientierte 
Experteninterviews geführt. Mit Hilfe von 
Interviews lassen sich Meinungen und 
Positionen genauer erkennen. Sie eröff-
nen die Möglichkeit, das Verständnis der 
Stiftungen von Teilhabe bzw. ihrer Rolle 
im Rahmen des Bildungs- und Teilhabe-
pakets konkreter zu ermitteln. 

  Im Zeitraum von Mitte September bis 
Mitte Oktober 2011 wurden 22 Interviews 
geführt.

  Als Interviewpartner wurden Perso-
nen in Schlüsselpositionen verschiede-
ner Stiftungen gewählt, die aufgrund 
 ihrer  Expertise und Akzeptanz für den 
 Stiftungssektor sprechen können. 

  Ein Interviewleitfaden lag allen 
Expertengesprächen zugrunde, um 
die Vergleichbarkeit der Aussagen zu 
 gewährleisten. 

Die Datenerhebung und -auswertung 
wird im Anhang ab Seite 81 ausführlich 
erläutert.

3 – Ergebnisse der Stiftungsbefragungen
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A. Wer hat mitgemacht?  
Die Eckdaten

Zunächst wurden allgemeine Daten 
 abgefragt, um sich ein genaueres Bild 
von den in der Stichprobe enthaltenen 
 Stiftungen zu machen. 

Angeschrieben wurden: 3.500 Stiftungen 
Geantwortet haben: 558 Stiftungen
Der Rücklauf betrug: 16 Prozent

Von diesen 558 Stiftungen sind: 

  48,6 Prozent fördernd tätig, 
  13,6 Prozent operativ und 
  37,8 Prozent beides

  75,5 Prozent selbstständige Stiftungen 
bürgerlichen Rechts 

  17 Prozent kommunale Stiftungen
  5 Prozent kirchliche Stiftungen

Gut 40 Prozent der befragten Stiftungen 
verfügen über ein Stiftungskapital von 
über einer Million Euro

Quelle aller Grafiken in diesem Kapitel: Online-Stiftungsumfrage „Teilhabe von Kindern und Jugendlichen“, 
Bundesverband Deutscher Stiftungen (September 2011).
Die Prozentangaben beziehen sich stets auf die gültigen Prozente. Als Basis (n) ist demnach jeweils die Zahl 
der gültigen Fälle angegeben.

Die Stiftung hat ein Kapital… 
(in Prozent)

Prozent6050403020100 8070

Unter 100.000 Euro
 13,4
100.000 bis 500.000 Euro
 31,3
500.000 bis 1 Mio. Euro
 14,3
1 Mio. bis 10 Mio. Euro
 30,5
10 Mio. bis 100 Mio. Euro
 7,2
100 Mio. Euro und mehr
 3,4

n = 531

Ergebnisse der Online-Befragung
Wie sieht das Engagement von Stiftungen aus, die sich für die Teilhabe von jungen 
Menschen stark machen? Wie ist ihr Selbstverständnis, welche Aktivitäten unter-
stützen sie? Unter welchen Voraussetzungen kooperieren sie und mit wem? Welche 
 Rahmenbedingungen wünschen sie sich?
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Die meisten der befragten Stiftungen 
haben Gesamtausgaben zwischen 10.000 
und 100.000 Euro pro Jahr

Wie hoch waren die Gesamtausgaben 
Ihrer Stiftung im Jahr 2010?*

B. Aus der Stiftungspraxis: Teil-
habe von Kindern und Jugendlichen

Dieser Teil der Befragung fokussierte auf 
allgemeine Aktivitäten der Stiftungen zur 
Teilhabe von Kindern und Jugendlichen.

„Teilhabe“ ist ein typisches 
 Querschnittsthema

Bei einem Großteil der befragten Stif-
tungen ist das Thema Teilhabe von Kin-
dern und Jugendlichen in der Satzung 
verankert. Nur selten gibt es einen eige-
nen Programm bereich „Teilhabe“.

Wie ist das Thema Teilhabe von Kindern 
und Jugendlichen in Ihrem Stiftungs-
auftrag verankert? (Mehrfachantworten 
möglich)

3 – Ergebnisse der Stiftungsbefragungen

Prozent

Prozent
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Unter 10.000 Euro
 23,1
10.000 bis 100.000 Euro
 42,5
100.000 bis 500.000 Euro
 17,3
500.000 bis 1 Mio. Euro
 4,9
1 Mio. bis 10 Mio. Euro
 8,3
10 Mio. bis 100 Mio. Euro
 3,6
100 Mio. Euro und mehr
 0,4

* Ausgaben zur Verwirklichung des 
 Stiftungszweckes, für Verwaltung sowie 
die Bildung von Rücklagen zur Leistungs-
erhaltung

In der Satzung
 62
Eigener Programmbereich
 11,8
Als Querschnittsthema bzw. als Bestand-
teil anderer Programme oder Projekte
 35,2
Sonstiges
 7,3

n = 532

n = 508
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Kinder, Kunst, Kultur: Satzungszwecke, 
die mit Teilhabe zusammengehen

Die Teilhabe von Kindern und Jugend-
lichen wird am häufigsten im Zusammen-
hang mit den Satzungszwecken „Bildung 
und Erziehung“ und „Kinder- und Jugend-
hilfe“ gefördert. An dritter Stelle folgt der 
Satzungszweck „Kunst und Kultur“.

Im Zusammenhang mit welchem 
 Satzungszweck fördert Ihre Stiftung die 
Teilhabe von Kindern und Jugendlichen? 
(Mehrfach antworten möglich)

Lernen lernen. Theater besuchen. 
 Musik machen. Hier machen Stiftungen 
 Teilhabe möglich

Lernförderung und kulturelle Angebote 
gehören zu den häufigsten Stiftungs-
tätigkeiten auf dem Gebiet der Teilhabe. 
Politische Bildung spielt dagegen nur 
eine sehr untergeordnete Rolle. Schul-
beförderung steht so gut wie nie auf der 
Agenda. Das zählen Stiftungen offenbar 
nicht zu ihrem Aufgabenbereich.

In welche Kategorien würden Sie die 
Aktivitäten Ihrer Stiftung zum Thema 
Teilhabe einordnen? (Mehrfachantworten 
möglich)

Prozent

Prozent
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40
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0
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70

Mildtätige Zwecke
  32,8
Kinder- und Jugendhilfe
 58,5
Wohlfahrtswesen
 15
Kirchliche Zwecke
 10,4
Familienschutz
 11,7
Sport
 25
Bildung und Erziehung
 65
Wissenschaft und Forschung
 15,9
Kunst und Kultur
 38,1
Bürgerschaftliches Engagement
 22
Umweltschutz
 15,3
Gesundheitswesen
 15,3
Andere Zwecke
 9,7

Lernförderung (z.B. Nachhilfeangebote)
  42,6
Exzellenzförderung
 12,9
Politische Bildung
  11,3
Essensversorgung (Angebot in 
Kita, Schule, Hort oder anderen 
 außer  fami liären Einrichtungen)
 20,2
Sport
  28,8
Kultur (Musik, Theater, Kunst)
 51,6
Freizeitangebote allgemein
 38
Ausflüge (Unterstützung des Angebots in 
Kita u. Schule)
 22,3
Schulbedarf
 17,3
Schulbeförderung (Bus oder Zug)
 3,1
Eltern- und Familienbegleitung
 21,9
Sonstiges
 27,8

n = 521

n = 528
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Etwas mehr als ein Drittel der Befragten 
gibt bis zu einem Viertel der Gesamt-
ausgaben für die Teilhabe von jungen 
Menschen aus

Im Durchschnitt wurden 46 Prozent der 
Gesamtausgaben im Jahr 2010 für die 
Teilhabe von Kindern und Jugendlichen 
eingesetzt. Das Histogramm verdeutlicht 
allerdings, dass die Daten nicht normal-
verteilt sind, sondern es vielmehr zwei 
Gruppen von Stiftungen gibt. Der Median 
liegt bei 40 Prozent. Unter denjenigen, 
die 100 Prozent angegeben haben, sind 
vermutlich die Stiftungen, die das Thema 
Teilhabe in einem eigenen Programm-
bereich verankert haben.

Wie hoch schätzen Sie die jährlichen 
Ausgaben Ihrer Stiftung für den Bereich 
Teilhabe von Kindern und Jugendlichen? 
Bitte nennen Sie den geschätzten pro-
zentualen Anteil an den Gesamtausgaben 
2010.

So engagieren sich Stiftungen für mehr 
Teilhabe: Fordern und Fördern

Drei Viertel der befragten Stiftungen un-
terstützen die Teilhabe von jungen Men-
schen, indem sie konkrete Projekte för-
dern. Auch eigene Stiftungsprogramme 
und -projekte werden häufig genannt. 
Daneben spielen Ehrenamtlichkeit und 
Auszeichnungen eine wichtige Rolle. Risi-
kokapital für Ideen (Think-Tanks) stellen 
Stiftungen so gut wie nie zur Verfügung.

Wie unterstützt Ihre Stiftung die 
 Teilhabe von Kindern und Jugendlichen? 
 (Mehrfachantworten möglich)

Prozent6050403020100 8070

Fördermittel für Projekte
 75,6
Fördermittel für Stipendien
 14,5
Auszeichnungen und Preise
 19,7
Risikokapital (z. B. Fördermittel für 
Ideen/ Think-Tanks)
 2,7
Entwicklung und Durchführung 
eigener Programme bzw. Projekte
 36,3
Ehrenamtlichkeit
 20,7
Sachspenden
 10,4
Andere
 14,5

Häufigkeit n = 482
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Prozentualer Anteil an den Gesamtausgaben

n = 512

3 – Ergebnisse der Stiftungsbefragungen
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Kommunal ist erste Wahl: Teilhabe wird 
überwiegend vor Ort gefördert 

Stiftungen sind nah bei den Menschen: 
Knapp 60 Prozent geben an, vor Ort zu 
fördern.

Wie verteilen sich die Ausgaben für die 
Förderung der Teilhabe von Kindern und 
Jugendlichen geografisch? (Mehrfach-
antworten möglich)

Das Selbstbild der Stiftungen: nach haltig 
unterstützen, den Staat ergänzen

Stiftungen sind überzeugt, die Teilhabe 
von Kindern und Jugendlichen nachhaltig 
unterstützen zu können. Etwas mehr als 
die Hälfte der befragten Stiftungen hat 
außerdem angegeben, die staatliche 
Förderung zu ergänzen. Die Mehrheit der 
Befragten versteht sich weder als Brücke 
zwischen Drittem Sektor, Politik und Wirt-
schaft noch als Sprachrohr der Kommune 
für die Belange junger Menschen.

Wie sehen Sie die Rolle Ihrer Stiftung 
im Bereich Teilhabe von Kindern und 
Jugendlichen? (Mehrfachantworten 
 möglich)

Prozent6050403020100 8070

Örtlich
  59,7
Regional
 46,4
Bundesweit
 14,8
EU-weit
 1,5
International
 6,2

Prozent6050403020100 8070

Sie ergänzt die staatliche Förderung.
 53,5
Ihr gelingt es, mit ihrer Projektarbeit 
die Rahmenbedingungen für Kinder 
und Jugendliche vor Ort nachhaltig zu 
 gestalten.
 62,9
Sie möchte mit ihrer Arbeit Eingang 
in den gesellschaftlichen Diskurs zur 
 Thematik Teilhabe von Kindern und 
Jugend lichen finden.
 22,5
Sie versteht sich als Brücke zwischen 
 Drittem Sektor, Politik und Wirtschaft.
 13,3
Sie versteht sich als Sprachrohr in der 
 Kommune für Belange der Kinder und 
 Jugendlichen.
  12,7
Sie versteht sich als Förderin von Wissen-
schaft und Forschung zum Thema.
 9,8
Sonstiges
 11,4

n = 519

n = 510
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Unterstützung vor allem für Schulen und 
Kitas

Bildungseinrichtungen gehören mit Ab-
stand zu den wichtigsten Destinatären 
in punkto Teilhabe, aber auch Organisa-
tionen des Dritten Sektors werden sehr 
häufig von Stiftungen unterstützt.

Welche der folgenden Personen/Orga-
nisationen gehören zu den Begünstigten 
Ihrer Stiftungsaktivitäten im Bereich 
Teilhabe von Kindern und Jugendlichen? 
(Mehrfachantworten möglich)

Angebote werden online und offline 
 bekannt gemacht

Viele Stiftungen nutzen Online-Medien, 
um auf ihre Angebote aufmerksam zu 
machen. Allerdings spielt „Mundpropa-
ganda“ eine ebenso wichtige Rolle bei 
der Verbreitung von Informationen.

Wie werden die Begünstigten auf die 
Angebote Ihrer Stiftung aufmerksam? 
(Mehrfachantworten möglich)

Prozent

Prozent
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70

Organisationen des Dritten Sektors
 54
Universitäten und Forschungs-
einrichtungen
 12,5
Schulen
 58,5
Institutionen der öffentlichen Hand, 
 Ministerien, Kommunen etc.
 11,2
Social Entrepreneurs
 4,4
Vorschulische Einrichtungen (z. B. Kitas, 
Betreuung von Kleinkindern)
 41,9
Einzelpersonen
  32,7
Eltern und Familien
 30,6
Kirchliche Einrichtungen
 21,2
Andere
 10

Wir informieren über das Internet 
(z. B. Website, Social Media).
 62,9
Wir informieren über Flyer, Broschüren 
oder andere Printprodukte.
 54,8
Informationen zu unseren  Angeboten 
werden über „Mundpropaganda“ 
 übermittelt.
 62,1
Unsere Stiftung spricht die Begünstigten 
persönlich an.
 31,9
Kommunen, Kreise oder Länder machen 
auf unsere Angebote aufmerksam.
 26,7
Schulen oder Kitas machen auf unsere 
Angebote aufmerksam.
 33,3
Wohlfahrtsverbände oder Träger von 
Jugendhilfe-Maßnahmen machen auf 
unsere Angebote aufmerksam.
 25,2
Wir nutzen andere Kanäle.
 15

n = 520

n = 520

3 – Ergebnisse der Stiftungsbefragungen
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Stiftungen und Teilhabe von Kindern und Jugendlichen

Auf den Punkt gebracht

  Stiftungen fördern überwie-
gend konkrete Projekte zur 
Teilhabe von Kindern und Jugend-
lichen oder sie entwickeln eigene 
 Programme und Projekte. 

  Der Fokus der Aktivitäten 
liegt auf den Bereichen Bildung, 
 Erziehung, Kinder- und Jugend-
hilfe sowie Kunst und Kultur. 

  Stiftungen agieren haupt-
sächlich auf kommunaler Ebene.

  Ihre Angebote sehen Stiftungen 
als Ergänzung zu staatlichen 
 Leistungen. 

  Die meisten Stiftungen sind 
überzeugt, vor Ort die Bedin-
gungen für junge Menschen nach-
haltig gestalten zu können.

  Schulen, Kitas und Organisa-
tionen des Dritten Sektors, z. B. 
Vereine, gehören zu den wich-
tigsten Begünstigten. 

  Die Empfänger werden häufig 
über das Internet, Printprodukte 
und „Mundpropaganda“ auf 
die Angebote der Stiftungen 
 aufmerksam.

C. Kooperationen zum Thema 
 Teilhabe

In diesem Teil der Umfrage wurden die 
bisherigen Kooperationserfahrungen von 
Stiftungen im Zusammenhang mit der 
Teilhabe von Kindern und Jugendlichen 
thematisiert. Welches sind die Erfolgs-
faktoren für eine gelungene Kooperation? 
Mit wem kooperieren Stiftungen bereits?

So gelingen Kooperationen: 
 gemeinsam planen und auf Augenhöhe 
 kommunizieren

Stiftungen konnten auf einer Skala von 
1 (trifft voll zu) bis 4 (trifft überhaupt 
nicht zu) beurteilen, inwieweit bestimmte 
Aussagen auf ihre bisherigen Koopera-
tionserfahrungen zutreffen. Nicht nur 
die Kommunikation auf Augenhöhe ist 
Stiftungen bei der Zusammenarbeit mit 
anderen wichtig, sondern auch ein klarer 
thematischer Zuschnitt des Vorhabens.
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Fast die Hälfte der befragten Stiftungen 
kooperiert mit anderen

Haben Sie Aktivitäten zur Teilhabe 
von Kindern und Jugendlichen in Koope-
ration mit anderen Organisationen 
entwickelt?

Prozent 20 605030 7040 80 90 100

Es ist für den Erfolg einer Kooperation 
entscheidend, dass die Zusammenarbeit 
von Beginn an gemeinsam geplant 
wird.

Die Kooperationspartner müssen 
auf Augenhöhe miteinander 
kommunizieren.

Für den Erfolg einer Kooperation ist 
entscheidend, dass alle Partner 
 gleichermaßen öffentliche Anerkennung 
bekommen.

Kooperationen brauchen einen klaren 
thematischen Zuschnitt.

Es ist für den Erfolg einer Kooperation 
entscheidend, dass alle Kooperations-
partner regelmäßig Rechenschaft über die 
Fortschritte ihrer Arbeit ablegen.

Kooperationen müssen vertraglich 
 geregelt werden.

Es muss sichergestellt werden, dass alle 
Partner kontinuierlich am Kooperations-
prozess teilhaben.

8,1

4,7

15,1

3,6

26

25,7

8,1

2,6

0,8

4,2

0,4

9,5

10,1

1,8

31,1

23,5

32,2

26

30

24,5

37,5

38

51,9

26,2

51,7

14,1

20

32,9

20,3

19,1

22,3

18,3

20,3

19,8

19,7

trifft voll zu
trifft eher zu
keine Angabe möglich 

trifft eher nicht zu
trifft überhaupt nicht zu

Zunächst würden wir gerne etwas über 
Ihre Kooperationserfahrungen im All-
gemeinen erfahren. Bitte geben Sie an, 
inwieweit die folgenden Aussagen auf 
Ihre bisherigen Kooperationserfahrungen 
zutreffen.

Prozent6050403020100 8070

Ja
  45,3
Nein
 54,7

Prozent6050403020100 8070

Andere Stiftungen
  42,1
Wohlfahrtsverbände
 26,9
Vereine
 59,5
Kirchliche Akteure
 24,4
Kommunen / Landkreise
 37,6
Landesbehörden / Bundesbehörden
 13,2
Universitäten
 17,4
Wirtschaftsorganisationen u. Unternehmen
 16,5
Medien
 10,7
Andere Organisationen
 21,9

Kooperationen mit Vereinen stehen an 
erster Stelle …

… aber auch mit anderen Stiftungen wird 
im Bereich Teilhabe von Kindern und Ju-
gendlichen häufig zusammengearbeitet. 
Immerhin haben knapp 40 Prozent der be-
fragten Stiftungen angegeben, mit Land-
kreisen oder Kommunen zu kooperieren.

Falls Sie mit anderen kooperieren, bitte 
geben Sie die Art der Partnerorganisation 
an (Mehrfachantworten möglich) 

n = 242

n = 537

n = 508

n = 507

n = 503

n = 503

n = 503

n = 506

n = 507

3 – Ergebnisse der Stiftungsbefragungen
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Gemeinsam mehr erreichen – auch mit 
Geld

Als Gründe für eine Kooperation  wurden 
am häufigsten die gemeinsamen Ziele 
und die verbesserte Finanzierung 
 angegeben.

Aus welchen Gründen sind Sie  diese 
Kooperationen eingegangen? 
(Mehrfachantworten möglich)

Auf den Punkt gebracht

  Gemeinsame Planung, Zusam-
menarbeit auf Augenhöhe und 
klare thematische Zuschnitte sind 
für erfolgreiche Kooperationen 
 entscheidend.

  Im Bereich Teilhabe von Kindern 
und Jugendlichen kooperiert fast 
die Hälfte der befragten Stiftungen, 
und zwar am häufigsten mit Verei-
nen oder anderen Stiftungen. 

  Stiftungen gehen vor allem Koope-
rationen ein, um sich ergänzende 
Ziele gemeinsam zu verfolgen oder 
die Finanzierung eines bestimmten 
Projektes zu verbessern. 

Prozent6050403020100 8070

Um die Finanzierung eines bestimmten 
Projektes zu verbessern
 67,1
Um Expertise und/ oder Infrastruktur zu 
bündeln
 45,8
Um Kosten für die Stiftung zu sparen
 27,1
Um den Wirkungsbereich der eigenen 
Aktivitäten (national oder international) 
auszubauen
 38,8
Um sich ergänzende Ziele gemeinsam 
zu verfolgen
 73,8
Um doppelte Arbeit zu vermeiden
 30
Andere Gründe
 10

n = 240
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D. Das Bildungs- und Teilhabepaket

Das Bildungs- und Teilhabepaket ist im 
April rückwirkend zum Januar 2011 in 
Kraft getreten. Die Stiftungen wurden 
daher um ihre Einschätzung zu den neuen 
Regelungen gebeten. Außerdem konnten 
die Befragten angeben, unter welchen 
Rahmenbedingungen sie in punkto Bil-
dungspaket aktiv werden möchten.

Beteiligungsmöglichkeiten und Rolle der 
Stiftungen in punkto Bildungspaket noch 
unklar

Auf einer Skala von 1 (trifft voll zu) bis 
4 (trifft überhaupt nicht zu) konnten die 
Stiftungen Aussagen zum Bildungs- und 
Teilhabepaket bewerten. Die Befragten 
fühlen sich offenbar von Bund, Ländern 
oder Kommunen noch nicht ausreichend 
über ihre Beteiligungsmöglichkeiten am 
Bildungs- und Teilhabepaket informiert. 
Viele sind sich noch unsicher, ob sie sich 
im Rahmen des Pakets neu positionieren 
oder neue Netzwerke knüpfen werden. 
Konkrete Schritte haben bislang die we-
nigsten unternommen. Der Anteil derje-
nigen, die sich in ihrem Urteil noch nicht 
festlegen können oder wollen, ist bei den 
meisten Aussagen relativ hoch.

Die Stiftung wurde von staatlicher Seite 
(Bund, Land, Kommune) ausreichend 
über Möglichkeiten informiert, wie sie 
sich aktiv an der Umsetzung des Bil-
dungs- und Teilhabepakets beteiligen 
kann.

Die Stiftung hat noch keine Überlegun-
gen angestellt, welche Rolle sie bei der 
Umsetzung des Bildungs- und Teilhabe-
pakets spielen kann.

Die Stiftung wird sich im Rahmen des 
Bildungs- und Teilhabepakets neu  posi -
tionieren, z. B. neue Kooperationen ein-
gehen oder Netzwerke knüpfen.

Die Stiftung wird dazu beitragen, dass 
die Leistungen des Bildungs- und Teil-
habepakets bei den Leistungsberechtig-
ten ankommen.

Die Stiftung hat bereits Schritte in Bezug 
auf das Bildungs- und Teilhabepaket 
unternommen (z. B. Kooperationen einge-
leitet, Projekte in Gang gesetzt).

Durch die Regelungen des Bildungs- 
und Teilhabepakets sind für die Stif-
tung neue Anknüpfungspunkte ent-
standen (z. B. Auf stockung bestimmter 
 Leistungen).

Durch die Einführung des Bildungs- und 
Teilhabepakets kann die Stiftung nun 
finanzielle Mittel in anderen, neuen 
Bereichen der Teilhabe von Kindern und 
Jugendlichen aufwenden.

Prozent 20 605030 7040 80 90 100

15,7

17,9

20,5

12

20,9

14,9

15,1

46,3

36,3

54,6

8,7

24,1

37,3

21,6

4,5

8,1

5,1

23,1

14,4

8,1

14,7

6,3

3,4

1,9

36,7

3,2

4,1

8

27,2

34,3

17,9

19,4

37,4

35,6

40,6

trifft voll zu
trifft eher zu
keine Angabe möglich 

trifft eher nicht zu
trifft überhaupt nicht zu

Inwieweit treffen die folgenden  
Aussagen zum Bildungs- und Teilhabe-
paket auf Ihre Stiftung zu? 
(Mehrfachantworten möglich)

n = 513

n = 515

n = 506

n = 510

n = 508

n = 507

n = 509

3 – Ergebnisse der Stiftungsbefragungen
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dennoch 65,5 Prozent auf die Frage „Die 
Stiftung wurde von staatlicher Seite 
(Bund, Land, Kommune) ausreichend über 
Möglichkeiten informiert, wie sie sich 
aktiv an der Umsetzung des Bildungs- und 
Teilhabe pakets beteiligen kann“ mit „trifft 
eher nicht zu“ oder „trifft überhaupt nicht 
zu“ geantwortet. Hier besteht trotz vor-
handener Kontakte ein Bedarf für mehr 
Austausch zum Bildungspaket.

Die Stiftungen wurden auch danach ge-
fragt, ob ihre Aktivitäten besonders auf 
die Förderung bedürftiger Kinder und 
Jugendlicher ausgerichtet sind (z. B. nied-
riges Einkommen, Migrationshintergrund, 
Behinderung). Die Frage hat die Hälfte der 
Befragten bejaht (49,6 Prozent von 526). 
Diese Gruppe unterscheidet sich hinsicht-
lich ihrer Aussagen zum Bildungspaket 
von den übrigen Befragten.

Zwar ist der Anteil derjenigen, die keine 
Kooperationen eingehen wollen, auch hier 
noch vergleichsweise hoch, dennoch sind 
Stiftungen, die explizit bedürftige junge 
Menschen unterstützen, offenbar häufiger 
zu einer Zusammenarbeit im Rahmen des 
Bildungspakets bereit und wollen eher 
dazu beitragen, dass die Leistungen bei 
den jungen Menschen ankommen.

Auf die 
Förderung 
 bedürftiger 
Kinder und 
Jugend-
licher aus-
gerichtet

Ja
n = 260

Nein
n = 266

Die Stiftung wird sich im Rahmen des 
Bildungs- und Teilhabepakets neu 
positionieren, z.B. neue Kooperationen 
eingehen oder Netzwerke knüpfen.

trifft voll zu + trifft 
eher zu
trifft eher nicht 
zu + trifft überhaupt 
nicht zu
keine Angabe 
möglich

403020100 Prozent

Stiftungen, die besonders bedürftige 
 Kinder fördern, scheinen dem Bil-
dungs- und Teilhabepaket gegenüber 
 aufgeschlossener zu sein

  11,3
 40,6
 42,1

  22,3
 45
 28,1

Mit Hilfe von Kreuztabellen (siehe 
Anhang, Seite 83, Angaben zur Daten-
erhebung und -auswertung) wurden 
Ergebnisse aus Teil B der Umfrage den 
Aussagen der befragten Stiftungen zum 
Bildungs- und Teilhabepaket gegenüber-
gestellt:

Von den 273 Stiftungen, die in Teil B 
angegeben haben, die Rolle des Staates 
zu ergänzen, haben 57,5 Prozent bei der 
Aussage „Die Stiftung hat noch keine 
Überlegungen angestellt, welche Rolle 
sie bei der Umsetzung des Bildungs- und 
Teilhabepakets spielen kann“ die Kate-
gorie „trifft voll zu“ oder „trifft eher zu“ 
angekreuzt. Und 59,7 Prozent von diesen 
273 haben auf die Frage „Die Stiftung 
hat bereits Schritte in Bezug auf das 
Bildungs- und Teilhabepaket unternom-
men (z. B. Kooperationen eingeleitet, 
Projekte in Gang gesetzt)“ mit „trifft eher 
nicht zu“ oder „trifft überhaupt nicht zu“ 
 geantwortet.

Von den 139 Stiftungen, die in Teil B 
bejaht haben, dass Kommunen, Kreise 
oder Länder auf die Stiftungsangebote 
aufmerksam machen – bei denen of-
fenbar bereits ein gewisser Austausch 
mit staatlichen Stellen besteht – haben 
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Stiftungen können sich vorstellen, ergän-
zend zum Bildungspaket aktiv zu werden

Bei dieser Frage konnten die teilneh-
menden Stiftungen drei Optionen 
 ankreuzen: Ob sie grundsätzlich zu 
 Inves titionen in einem bestimmten Be-
reich bereit sind, ob sie es im Rahmen 
des Bildungs- und Teilhabepakets sind 
oder ob keine Bereitschaft besteht. 
Grundsätzlich gibt es die höchste Bereit-
schaft für Investitionen im Bereich Kultur. 
Nur wenige Stiftungen wollen sich für die 
Schulbeförderung engagieren. Vermut-
lich sehen Stiftungen dies als eine kom-
munale Aufgabe an. Insgesamt möchten 
Stiftungen außerhalb des Bildungs pakets 
oder ergänzend dazu investieren, denn 
die grundsätzliche Bereitschaft zu einem 
Engagement, z.B. bei der Lernförderung, 
ist fast immer vorhanden. Dazu passt, 
dass Stiftungen gemäß ihrem Rollenbild 
staatliche Leistungen ergänzen wollen 
(siehe Seite 52).

403020100 Prozent

Die Stiftung wird dazu beitragen, 
dass die Leistungen des Bildungs- 
und Teilhabepakets bei den 
Leistungsberechtigten ankommen.

  29,6
 35,4
 31,5

  14,7
 35
 44,7

Prozent6050403020100 8070

Sind Sie bereit, als Stiftung in den 
folgenden Bereichen Investitionen 
zu tätigen bzw. Ihre Investitionen 
in diesen Bereichen auszuweiten? 
 (Mehrfachantworten möglich)

grundsätzliche Bereitschaft
im Rahmen des Bildungs- u. Teilhabepakets
keine Bereitschaft

Lernförderung n = 397
 64,0
 8,3
 31,0
Politische Bildung n = 321
 36,1
 8,7
 57,0
Essensversorgung n = 345
 42,9
 6,7
 51,3
Sport n = 349
 57,3
 7,2
 37,0
Eltern- und Famlienbegleitung n = 358
 56,1
 8,9
 36,0
Freizeitangebote allgemein n = 362
 59,7
 10,2
 32,0
Ausflüge (Unterstützung des Angebots 
in Kita und Schule) n = 342
 52,6
 9,1
 40,9
Schulbedarf n = 323
 45,2
 9,3
 46,4
Schulbeförderung (Bus oder Zug) n = 276
 15,6
 7,2
 77,5
Kultur (Musik, Theater, Kunst) n = 409
 73,8
 8,3
 21,3

3 – Ergebnisse der Stiftungsbefragungen
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Die eigenen Gestaltungsmöglichkeiten 
der Stiftung sind gesichert.

Das Personal der Jobcenter/ der zustän-
digen kommunalen Stellen ist aus-
reichend über die Angebote der Stiftun-
gen  informiert.

Es gibt keine Doppelstrukturen (z.B. 
konkurrierende Angebote) zu kommu-
nalen oder anderen bereits bestehenden 
Projekten.

Die Zuständigkeiten der unterschied-
lichen Akteure (Jobcenter, Kommunen, 
Vereine, Stiftungen etc.) sind klar 
 festgelegt.

Bei den 234 Stiftungen, die laut Teil B der 
Befragung Schulen zu ihren Begünstigten 
zählen, liegt die grundsätzliche Bereit-
schaft, sich für Lernförderung zu engagie-
ren, etwas höher als bei der Gesamtheit 
der Befragten, nämlich 76,9 Prozent 
gegenüber 64 Prozent. Ein Engagement 
im Rahmen des Bildungspakets können 
sich 9,4 Prozent gegenüber 8,3 Prozent 
vorstellen, also immer noch sehr wenige. 
Auch dieses Ergebnis unterstreicht, dass 
Stiftungen ihre Aktivitäten zwar durchaus 
im Sinne des Bildungspakets ausrichten, 
aber selbst nicht innerhalb, sondern 
außerhalb des Pakets eigene Aktivitäten 
hinzufügen möchten.

Prozent 20 605030 7040 80 90 100

3,1

10,6

8,5

3,3

1

7,3

4,3

3,5

21,1

24

27,4

28,4

49,9

17,1

27

32

24,9

40,9

32,8

32,8

Viele Gestaltungsmöglichkeiten – wenig 
Bürokratie

Die Stiftungen konnten sich zu verschie-
denen Aussagen auf einer Skala von 1 
(sehr wichtig) bis 4 (unwichtig) äußern. 
Es zeigt sich, dass den Stiftungen die 
eigenen Gestaltungsmöglichkeiten und 
wenig Bürokratie besonders wichtig sind. 
Ein Hinweis auf den oben bereits genann-
ten Informationsbedarf der Stiftungen ist 
auch die jeweilige Häufigkeit der Katego-
rie „keine Angabe möglich“.

Unter welchen Rahmenbedingungen 
wären Sie bereit, Aktivitäten zum Bil-
dungs- und Teilhabepaket aufzunehmen 
oder Ihre Aktivitäten zu intensivieren? 
Bitte entscheiden Sie, wie wichtig Ihnen 
die folgenden Bedingungen sind. 

n = 489

n = 479

n = 485

n = 482
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Eine zentrale Stelle zur Koordination der 
Aktivitäten wurde etabliert.

Bereits vorhandene Leistungen werden 
nicht zurückgefahren.

Der bürokratische Aufwand wird gering 
gehalten. 

Es existiert ein Kooperationskonzept, 
das an die Stiftungsidee / die Satzung 
anschlussfähig ist.

Die Teilnahme / das Engagement 
der  Stiftungen wird öffentlich wahr-
genommen.

Es werden regelmäßig regionale 
 Teilhabekonferenzen einberufen.

Die in Teil C abgefragten allgemeinen 
Voraussetzungen für Kooperationen wur-
den mit den Bedingungen, unter denen 
Stiftungen zu einer Teilnahme am Bil-
dungspaket bereit sind, kreuztabelliert. 
Daraus ergeben sich eine Reihe interes-
santer Aussagen. Für diese Aussagen gilt, 
dass eine signifikante Abweichung der 
beobachteten von den erwarteten Häufig-
keiten vorliegt, nämlich in allen Fällen die 
tatsächlich beobachtete Häufigkeit über 
der erwarteten liegt (siehe Anhang, Seite 
81 – 83, Angaben zur Datenerhebung und 
-auswertung).

Von den 351 Stiftungen, die bei der Aus-
sage „Es ist für den Erfolg einer Koopera-
tion entscheidend, dass die Zusammen-
arbeit von Beginn an gemeinsam geplant 
wird“ die Kategorie „trifft voll zu“ oder 
„trifft eher zu“ gewählt haben, halten es 
59,3 Prozent in Bezug auf die Teilnahme 
am Bildungspaket für sehr wichtig oder 
wichtig, dass Doppelstrukturen (z. B. 
konkurrierende Angebote) zu kommu-
nalen oder anderen bereits bestehenden 
Projekten vermieden werden. Von diesen 
351 finden es außerdem 66,4 Prozent 
sehr wichtig oder wichtig, dass die Zu-
ständigkeiten der unterschiedlichen 
Akteure (Jobcenter, Kommunen, Vereine, 
Stiftungen etc.) klar festgelegt sind.
Es sagt viel über das Selbstverständnis 
von Stiftungen, dass von den 382 Stif-
tungen, die sich in Teil C bei der Aussage 
„Die Kooperationspartner müssen auf 
Augenhöhe miteinander kommunizieren“ 
für „trifft voll zu“ oder „trifft eher zu“ 
entschieden haben, fast drei Viertel (73,3 
Prozent) eigene Gestaltungsmöglich-
keiten als eine wichtige oder sehr wich-
tige Voraussetzung für die Teilnahme am 
Bildungspaket erachten.

Zu diesem Selbstverständnis gehört auch 
die Wahrnehmung der Stiftungsarbeit 
durch die Öffentlichkeit: Von den 357 
Stiftungen, die über gelungene Koope-
rationen sagen „Es muss sichergestellt 
werden, dass alle Partner kontinuierlich 
am Kooperationsprozess teilhaben“, also 
hier „trifft voll zu“ oder „trifft eher zu“ an-
gekreuzt haben, legen 61,9 Prozent Wert 
darauf, bei einer eventuellen Teilnahme 
am Bildungspaket öffentlich sichtbar zu 
sein („sehr wichtig“ oder „wichtig“).
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Beim Bildungspaket sind bisher kaum 
Schwierigkeiten aufgetreten

Der Anteil der Stiftungen, der bereits mit 
rechtlichen Schwierigkeiten konfrontiert 
war, lag zum Zeitpunkt der Umfrage unter 
10 Prozent. Es ist zu hoffen, dass durch 
eine enge Auslegung der Anrechnungs-
vorschriften sich dies auch künftig nicht 
ändern wird.

Das Bildungs- und Teilhabepaket be-
findet sich noch in der Anfangsphase. 
Vieles muss sich erst einspielen, deshalb 
können mitunter Schwierigkeiten auftre-
ten. Hatte Ihre Stiftung in diesem Zusam-
menhang schon einmal Schwierigkeiten? 
(Mehrfachantworten möglich)

Prozent6050403020100 8070

Rechtliche Schwierigkeiten 
(z.B. bei Einzelförderung)
  7,6
Organisatorische Schwierigkeiten 
(z. B. unklare Aufteilung der Kompeten-
zen, hoher bürokratischer Aufwand)
 13,9
Legitimationsschwierigkeiten 
(z. B. Verdrängung der Stiftungsaufgaben 
durch staatliche Angebote, Konkurrenz 
durch privatwirtschaftliche Anbieter)
 3,9
Andere Schwierigkeiten
 11,3
Keine Schwierigkeiten
 74,3

Interview mit Prof. Dr. Burkhard 
Küstermann, Leiter Initiative 
 Bürgerstiftungen

Das Bildungspaket der Bundesregierung 
unterstützt gezielt 2,5 Millionen Kinder 
und Jugendliche. Die aktuellen Umfrage-
ergebnisse zeigen, dass bislang weniger 
als 10 Prozent der befragten Stiftungen 
rechtliche Probleme im Umgang mit dem 
Bildungspaket hatten. Herr Küstermann, 
warum reagieren gleichwohl immer 
wieder Stiftungen beunruhigt auf das 
 Vorhaben?

Stiftungen, die sich im mildtätigen Bereich 
zur Förderung von Kindern und Jugend-
lichen engagieren, möchten Hilfebedürfti-
gen eine Leistung zugute kommen lassen, 
die die Leistungen des Staates ergänzt. 
Der Staat soll aus seiner Pflicht, für die 
Grundsicherung von bedürftigen Kindern 
aus Geringverdienerfamilien zu sorgen, 
nicht entlassen werden. Stiftungen wollen 
eine darüber hinausgehende Unterstüt-
zung erbringen. Aufgrund der neuen 
Gesetzeslage zum Bildungs- und Teilha-
bepaket sind zahlreiche Stiftungen verun-
sichert, ob ihre Leistungen künftig in grö-
ßerem Umfang auf staatliche Leistungen 
anzurechnen sind, als bisher. Von einigen 
Stiftungen haben wir bereits die Rückmel-
dung erhalten, dass die Arbeitsagenturen 
ihre Anrechnungspraxis wesentlich strik-
ter handhaben als in den vergangenen 
Jahren. Das kann zu einer unmittelbaren 
Beeinträchtigung der Förderung von Kin-
dern und Jugendlichen führen.

Ist diese Befürchtung aus Ihrer Sicht 
 gerechtfertigt? Wie sehen die rechtlichen 
Regelungen zur Anrechnung aus?

Es gibt eine zentrale Norm zur Nicht-
berücksichtigung von Einkommen, die 
sich im Rahmen der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende mit der Anrechnung von 
 Leistungen Dritter befasst. Danach kommt 

n = 382
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Auf den Punkt gebracht

  Stiftungen wünschen sich 
 gezieltere Informationen zum 
 Bildungspaket.

  Die meisten Stiftungen wissen 
bislang nicht, welche Rolle sie bei 
der Umsetzung des Bildungspakets 
spielen können und haben dem-
entsprechend noch keine Schritte 
unternommen.

  Stiftungen sind grundsätzlich 
bereit, ihre Aktivitäten in den 
Bereichen Kultur, Lernförderung, 
Freizeit, Sport sowie Eltern- und 
Familienbegleitung zu intensivie-
ren – allerdings nicht im Rahmen 
des Bildungspakets, sondern 
 ergänzend.

  Eigene Gestaltungsmöglichkeiten 
sind Stiftungen wichtig und werden 
als Voraussetzung für eine Beteili-
gung am Bildungspaket angesehen.

  Die Zuständigkeiten der ver-
schiedenen Akteure sollten beim 
Bildungspaket klar kommuniziert 
werden, verbunden mit einem ge-
ringen bürokratischen Aufwand für 
die Teilnahme.

  Rechtliche Schwierigkeiten sind 
bislang die Ausnahme.

eine Anrechnung von Stiftungsleistungen 
nur in Ausnahmefällen in Betracht. Das 
gilt insbesondere bei regelmäßigen und 
hohen finanziellen Unterstützungen. Nur 
dann erreichen sie eine solche Bedeu-
tung, dass es schlichtweg nicht mehr ge-
rechtfertigt wäre, wenn die Betroffenen 
daneben noch staatliche Leistungen ganz 
oder auch nur teilweise beziehen würden. 
Das gilt auch für Leistungen im Bereich 
des Bildungspakets. Bei einer zutreffend 
engen Auslegung kommt es also nicht zu 
einer Einschränkung der Stiftungsarbeit!

Was heißt das in die Zukunft gerich-
tet? Wie sollte aus Ihrer Sicht die 
Anrechnungs praxis künftig gehandhabt 
werden?

Aus Sicht der Stiftungen ist eine klare, 
einfache und restriktive Handhabung der 
Anrechnungsregelung wünschenswert. 
Sie ist auch vor dem gesetzlichen Hinter-
grund geboten. Es war nicht die Intention 
des Gesetzgebers, durch die Novellierung 
des SGB II den Anwendungsbereich der 
Anrechnungsregelung auszuweiten. 
Diese Überlegung sollte auch die Arbeits-
agenturen bei ihrer Arbeit leiten. Um 
die mildtätigen Stiftungen noch stärker 
als bisher mit dem rechtlichen Rahmen 
ihrer Arbeit vertraut zu machen, wird der 
Bundesverband Deutscher Stiftungen 
2012 eine Sonderveranstaltung speziell 
zu dieser Thematik durchführen, denn 
die Problematik der Anrechnung findet 
sich z. B. auch im Bereich der Pflege und 
Eingliederungshilfe. Das Stiftungswesen 
findet im sozialen Bereich seinen Ur-
sprung. Die ersten mildtätigen Stiftungen 
wurden bereits im frühen 12. Jahrhundert 
errichtet. Diese Tradition setzt sich heute 
fort: Noch heute ist jede dritte Stiftung 
eine Sozialstiftung. Gemeinsames Ziel 
muss es daher sein, diese erfolgreiche 
Arbeit von sozialen Stiftungen auch in die 
Zukunft zu tragen.

3 – Ergebnisse der Stiftungsbefragungen
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E. Offene Nennungen

Der Online-Fragebogen ermöglichte den 
teilnehmenden Stiftungen, in einer offe-
nen Nennung Anregungen und Kritik zum 
Bildungs- und Teilhabepaket zu äußern. 
Hier eine Zusammenfassung:

Stiftungen fühlen sich nicht aus-
reichend informiert. Viele Stif-
tungen weisen darauf hin, dass 
sie sich nicht ausreichend über 
die neuen Regelungen informiert 
fühlen. Es fehle an Transparenz und 
Auskunftsbereitschaft seitens der 
zuständigen staatlichen Stellen, so 
dass „völlig unklar“ sei, was von 
den Stiftungen erwartet wird und 
wie sich Stiftungen konkret ein-
bringen können. 

Stiftungen identifizieren vielfältige 
Potenziale. Zur Verbesserung der 
bestehenden Strukturen des Bil-
dungspakets schlagen Stiftungen 
vor, die eigenen Netzwerke ver-
stärkt zur Verbreitung der Informa-
tionen über die neuen Regelungen 
zu nutzen und die Öffentlichkeits-
arbeit so zu intensivieren. Dazu 
gehört auch die individuelle Bera-
tung und Begleitung der leistungs-
berechtigten Familien. Besonders 
Bürgerstiftungen können „auf-
grund ihrer örtlichen Einbindung 
und Bekanntheit“ zur Verbreitung 
des Bildungspakets beitragen. 
Zudem können Stiftungen die 
Lebenssituation der betroffenen 
Kinder und Jugendlichen darstellen 
und Aufklärungsarbeit leisten.

Stiftungen signalisieren Koopera-
tionsbereitschaft. Stiftungen 
zeigen durchaus Bereitschaft, im 
Rahmen des Bildungs- und Teil-
habepakets neue Kooperationen 
einzugehen bzw. ihre Netzwerke 
einzubringen – besonders auf 
regio naler und kommunaler Ebene. 
Voraussetzung dafür ist aber, dass 
sie „als Ansprechpartner akzeptiert 
und eingebunden werden“.

Angebote können ergänzt werden. 
Die Stiftungen weisen ausdrück-
lich darauf hin, dass staatliche 
Programme immer Vorrang vor 
Stiftungsmitteln haben; Stiftungen 
sind aber bereit, die Leistungen 
des Bildungs- und Teilhabepakets 
punktuell zu ergänzen, etwa durch 
Aufstockung der finanziellen För-
derung von Freizeitaktivitäten oder 
durch Ergänzung des vorhandenen 
Angebots der kommunalen Kinder-
und Jugendförderung. 

Stiftungen agieren als Watchdogs. 
Stiftungen können „die notwendige 
Kritik an der Praxis der staatlichen 
Institutionen intensivieren und 
damit einen Beitrag zur Etablierung 
einer Fehlerkultur sowie eines 
nachhaltigen Verbesserungs-
managements leisten“. Mit ihren 
kritischen Fragen und Hinweisen 
tragen Stiftungen dazu bei, dass 
Kommunen effizienter arbeiten und 
Bildung als gemeinschaftliche Auf-
gabe verstanden wird. Stiftungen 
sind außerdem in der Lage „Pro-
zesse zwischen unterschiedlichen 
Partnern zu moderieren“.
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A. Teilhabe und Förderung von 
 Kindern und Jugendlichen

Welches Verständnis von Teilhabe hat 
Ihre Stiftung?

Stiftungen verstehen unter Teilhabe:

  die Möglichkeit und Fähigkeit, die eige-
ne Zukunft selbstbestimmt zu gestalten

  die Möglichkeit, seine Talente zu ent-
decken, zu entwickeln und einzubringen

  die produktive Beteiligung an der 
 gesellschaftlichen Wertschöpfung

  das Ernstnehmen, Informieren und 
Einbeziehen aller Menschen

  die Teilnahme an und Gestaltung von 
gesellschaftlichen Prozessen auf sozialer, 
politischer und wirtschaftlicher Ebene 
sowie auf der Bildungsebene

  die Unabhängigkeit von Chancen und 
Lebensumständen bzw. äußeren Faktoren 

  die Möglichkeit der Übernahme gesell-
schaftlicher Verantwortung

  die Möglichkeit für Eltern, ihre Kinder 
am gesellschaftlichen Leben teilhaben zu 
lassen

Junge Menschen sollten die Gesell-
schaft unabhängig von der eigenen 
sozialen Herkunft mitgestalten 
können. 

Die Basis für eine gelungene Teil-
habeförderung ist, Kinder und 
Jugendliche ernst zu nehmen, sie 
zu informieren und einzubezie-
hen. Es gehe vor allem darum, 
jungen Menschen zu ermöglichen, 
an gesellschaftlichen Prozessen 
auf sozialer, politischer und wirt-
schaftlicher Ebene sowie auf der 
Bildungsebene teilzunehmen und 
diese mitzugestalten. „Teilhabe 
heißt: Kinder können die Talente, 
die sie haben, entdecken, ent-
wickeln und in die Gesellschaft 
 einbringen.“    

Ergebnisse der Expertenbefragung
Was verstehen Stiftungen unter Teilhabe? Was ist bei Kooperationen wichtig und 
welche Besonderheiten ergeben sich bei der Zusammenarbeit mit dem Staat? Welche 
Erfahrungen haben Stiftungen mit dem Bildungs- und Teilhabepaket und wo sehen 
sie Verbesserungsbedarf? Die Experteninterviews mit 22 Stiftungsvertreterinnen 
und -vertretern zeigen konkrete Meinungen und Positionen zu den verschiedenen 
Fragestellungen. Die Befragung wurde von Mitte September bis Mitte Oktober 2011 
anhand eines Interviewleitfadens durchgeführt. Die Aussagen wurden anschließend 
 zusammengefasst.

„Teilhabe bedeutet, 
Zukunft gestalten zu können.“

3 – Ergebnisse der Stiftungsbefragungen
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Wo sehen Sie bei der Förderung 
von Kindern und Jugendlichen die 
größten Schwierigkeiten?

Die größten Schwierigkeiten ergeben sich 
aus:

  der Bildungsferne der Eltern und der 
mangelnden Sprachkompetenz der Eltern 
und Kinder

  den veralteten didaktischen Methoden, 
dem einseitigen Themenfokus (auf MINT-
Fächer) und der mangelnden Betreuung 
in Bildungseinrichtungen

  der Heterogenität der Problemgruppen
  der Kopplung von Bildungschancen und 

sozialer Herkunft
  der mangelnden demokratischen Teil-

habe von Kindern und Jugendlichen
  dem Nicht-Ernstnehmen der Kinder und 

Jugendlichen

Eine angemessene Betreuung 
von  Kindern und Jugendlichen ist 
schwer zu realisieren.

Besonders die Ansprache und 
Einbeziehung der Zielgruppe wird 
als Schwierigkeit wahrgenommen. 
Es sei „eine große Herausforde-
rung, die Jugendlichen überhaupt 
zu erreichen und ein Bewusstsein 
für die existierenden Angebote 
zu schaffen“. Auch die Eltern der 
benachteiligten jungen Menschen 
stellen für Stiftungen eine wich-
tige Zielgruppe dar. Sie müssen 
ebenfalls langfristig und bereits in 
einem möglichst frühen Stadium 
ihrer Elternschaft motiviert, bera-
ten und unterstützt werden. 

„Es darf nicht darum gehen, 
 jemanden nur zu belehren. Projekte 
und Programme müssen auf Eigen-
aktivität setzen.“

Wo sehen Sie bei der Förderung von 
Kindern und Jugendlichen die größten 
Herausforderungen?

Die größten Herausforderungen liegen 
darin:

  die Zielgruppe zu erreichen und 
 einzubeziehen

  Kinder gemäß ihrer individuellen 
 Charakteristika zu fördern

  die Eltern zu motivieren, zu beraten 
und zu unterstützen

  ausreichende Angebote auf freiwilliger 
Basis bereitzustellen

  Sprachkompetenz zu vermitteln
  sektorenübergreifende Kooperationen 

zu etablieren
  benachteiligende Faktoren im 

 (Bildungs-)System zu identifizieren
  umfassende Bildungsinstitutionen 

einzurichten
  das schulische Selbstverständnis zu 

verändern

„Die größte Herausforderung ist, die 
Jugendlichen überhaupt zu erreichen 
und ein Bewusstsein für die exis-
tierenden Angebote zu schaffen.“
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Im Bereich der Förderung von 
 Kindern und Jugendlichen identifi-
zieren  Stiftungen anspruchsvolle 
Aufgaben.

Die individuelle Förderung von 
Kindern und Jugendlichen betrach-
ten die Experten als besondere 
Herausforderung. Hier müsse es 
genügend Angebote geben, die die 
jungen Menschen freiwillig und 
selbstbestimmt nutzen können. 
Dazu sind sektorenübergreifen-
de Kooperationen notwendig, 
die die Einrichtung umfassender 
Bildungsinstitutionen erleichtern.

Wo sehen Sie bei der Förderung von 
Kindern und Jugendlichen besonderen 
Handlungsbedarf?

Besonderer Handlungsbedarf liegt darin:

  Chancen und soziale Herkunft zu ent-
koppeln

  die Autonomie, Selbstbestimmung und 
Entwicklung des demokratischen Ver-
ständnisses aller Menschen zu stärken

  Bildungseinrichtungen als zentrale Or-
ganisatoren von Lernprozessen zu stärken

  die systemischen Gründe der Verhinde-
rung von Teilhabe zu analysieren

  eine stärkere Lobby für Kinder zu 
 entwickeln

  die sozialen Kompetenzen von Kindern 
und Jugendlichen individuell zu fördern

  die Eltern einzubeziehen und zu 
 vernetzen

Stiftungen erkennen notwendige 
 Ver änderungen bei der Förderung 
von Kindern und Jugendlichen.

Bildungsinstitutionen, wie Kitas 
und Schulen, sollten nach Mei-
nung der Befragten als zentrale 
Organisatoren von Lernprozessen 
wahrgenommen und dementspre-
chend organisiert und ausgerüs-
tet werden. Damit einher gehe 
eine verbesserte individuelle 
Förderung und Stärkung sozialer 
Kompetenzen von Kindern und 
Jugendlichen und letztendlich die 
Entkopplung von Chancen und 
sozialer Herkunft.  

„Der Staat sollte den Akteuren 
vor Ort mehr vertrauen.“

Was ist die spezifische Rolle der 
 Stiftungen bei der Förderung von Kindern 
und Jugendlichen?

Bei der Förderung von Kindern und 
 Jugendlichen:

  erreichen Stiftungen andere Bevölke-
rungsgruppen als der Staat

  können Stiftungen Zielgruppen auf 
Augenhöhe ansprechen

  sind Stiftungen flexibler als der Staat
  können Stiftungen staatliche Handlun-

gen ergänzen
  sind Stiftungen Mittler zwischen ver-

schiedenen gesellschaftlichen Bereichen
„Die Gesellschaft muss es schaffen, 
dass die finanzielle Situation der 
Eltern keine Konsequenzen für das 
Aufwachsen der Kinder hat.“

3 – Ergebnisse der Stiftungsbefragungen
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  agieren Stiftungen als Watchdogs und 
können auf Missstände hinweisen

  initiieren Stiftungen Kooperationen 
zwischen unterschiedlichen Akteuren

  entwickeln Stiftungen anschluss-
fähige Modelllösungen und Konzepte für 
 Problemlagen

  können Stiftungen Veränderungs-
prozesse anstoßen

  setzen Stiftungen mit ihrer Förder-
politik Akzente

  agieren Stiftungen als Multiplikatoren 
für neue Ideen

  bauen Stiftungen persönliche 
 Beziehungen auf

Stiftungen sind nah an der Ziel-
gruppe, verfügen über umfassende 
Erfahrungen und stoßen neue 
 Entwicklungen an.

Stiftungen erreichen andere Be-
völkerungsgruppen als der Staat. 
Sie „sind als neutrale Organi-
sationen in der Lage, verschie-
denste gesellschaftliche Gruppen 
anzusprechen“ und persönliche 
Beziehungen aufzubauen. In die-
sem Zusammenhang betonen die 
Interviewten, dass ihre Organisa-
tionen staatliche Handlungen zwar 
ergänzen, Stiftungen aber „keine 
Flächenversorger, sondern Impuls- 
und Ideengeber“ sind. 

B. Kooperationen

Stiftungen kooperieren mit 
 Organisationen aller Sektoren. 

Organisationen des Dritten Sektors

Stiftungen

Wohlfahrtsverbände

Nachhilfeinstitute

Erziehungsberatungsstellen

Bildungszentren für Jugendliche

Ehrenamtsnetzwerke

gemeinnützige Vereine vor Ort

Kultureinrichtungen

Bibliotheken

Jugendclubs

Jugendeinrichtungen

Kinderschutzbund

Deutsches Rotes Kreuz

freie Träger

staatlichen Organisationen

Ministerien

Schulen

Schulaufsicht

Schulträger

Schulamt

staatliche Schulverwaltungen 

Hochschulen

Agenturen für Arbeit

Kommunen

Länder

Unternehmen
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Welche Voraussetzungen/Bedingungen 
müssen bei einer Kooperation erfüllt 
sein?

Für eine Kooperation ist es wichtig, dass:

  der Nutzen der Kooperation höher ist 
als ihre Kosten

  alle Akteure konkret in die Arbeit einge-
bunden werden

  die vorhandenen Kompetenzen sinnvoll 
genutzt werden

  Kooperationspartner respektvoll mit-
einander umgehen, sich gegenseitig ernst 
nehmen und mit einer positiven Grund-
einstellung zusammenarbeiten

  der Kooperationspartner integer ist
  der Kooperationspartner eine gewisse 

Reputation hat
  der Kooperationspartner vernünftig mit 

Geld umgehen kann 
  sich der Kooperationspartner zu den 

gemeinsamen Zielen bekennt und sich 
erkennbar dafür engagiert

  sich Kooperationspartner gegenseitig 
vertrauen

  Kooperationspartner im Dialog 
 miteinander stehen 

  verbindliche Vereinbarungen oder 
Verträge abgeschlossen werden

Stiftungen haben hohe Anforde-
rungen an Kooperationen.

Aufgrund ihrer Erfahrungen wissen 
Stiftungen, worauf es bei erfolg-
reichen Kooperationen ankommt. 
Dazu zählt, „Akteure für ein Pro-
jekt zu begeistern, damit sie lang-
fristig mitarbeiten“, aber auch der 
respektvolle Umgang miteinander, 
eine positive Grundeinstellung und 
gegenseitiges Vertrauen. Wichtig 
sind außerdem verbindliche Ver-
einbarungen oder Verträge, die so 
flexibel und autonomieschützend 
sind, dass sie eine Verlässlichkeit 
und einen strukturierten Freiraum 
herstellen.

Welche Besonderheiten ergeben sich bei 
Kooperationen zwischen dem Staat und 
Stiftungen?

Bei Kooperationen zwischen dem Staat 
und Stiftungen:

  können Stiftungen etablierte Hand-
lungsabläufe hinterfragen

  agieren Stiftungen als Ideengeber und 
können langfristige Projekte anbieten

  ist es wichtig, dass das Stiftungs-
handeln unabhängig bleibt

  wird die Flexibilität des Stiftungs-
handelns eingeschränkt, da sich staat-
liche Akteure Misserfolge weniger leisten 
können als Stiftungen

  müssen sich die Partner der unter-
schiedlichen Positionen bewusst sein

3 – Ergebnisse der Stiftungsbefragungen
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  sollten sich beide Seiten gut über den 
Kooperationspartner informieren

  ist ein intensiver Austausch notwendig
  spielt Vertrauen eine wichtige Rolle
  müssen Verträge abgeschlossen 

 werden
  sollten politische Interessen möglichst 

keine Rolle spielen

Bei Kooperationen mit staat-
lichen  Akteuren ist ein intensiver 
 Austausch notwendig.

Wenn Staat und Stiftungen zusam-
menarbeiten, achten die Verant-
wortlichen auf Stiftungsseite vor 
allem darauf, dass das Stiftungs-
handeln unabhängig bleibt. Die 
Kooperationspartner müssen sich 
der unterschiedlichen Positionen 
und Handlungslogiken bewusst 
sein. Beide Seiten sollten deshalb 
eine möglichst hohe Transparenz 
schaffen und sich im Vorfeld gut 
über den Kooperationspartner 
informieren. 

„Die Denke ist eben doch eine 
deutlich andere. Dessen sollte man 
sich bewusst sein.“

C. Das Bildungs- und Teilhabepaket

Welche Rolle nehmen Stiftungen im 
 Rahmen des Bildungs- und Teilhabe-
pakets ein?

Im Rahmen des Bildungs- und Teilhabe-
pakets können Stiftungen:

  ihre Netzwerke einbringen
  Kooperationen vor Ort managen
  vor Ort dazu beitragen, dass aus-

reichend Angebote vorhanden sind bzw. 
Angebote punktuell erweitern

  dazu beitragen, dass die staatlichen 
Leistungen bei den Empfängern ankom-
men, z.B. durch Öffentlichkeitsarbeit

  bedürftige Kinder und Jugendliche 
unterstützen, die nicht leistungsberech-
tigt sind

  erfolgreiche Lösungen vor Ort 
 entdecken und unterstützen

  nicht staatliche Aufgaben übernehmen

„Stiftungen können als vermitteln-
de Institutionen auf staatliche 
 Angebote aufmerksam machen.“
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Stiftungen können Vermittler vor 
Ort sein.

Im Rahmen des Bildungs- und 
Teilhabepakets können Stiftungen 
ihre Netzwerke einbringen und 
vor Ort dazu beitragen, dass aus-
reichend Angebote vorhanden 
sind bzw. Angebote punktuell 
erweitern. „Stiftungen können 
ihre Erfahrungen einbringen und 
das Teilhabepaket evaluativ be-
gleiten.“ Sie können dafür sorgen, 
dass die staatlichen Leistungen 
bei den Empfängern ankommen, 
und sie können bedürftige Kinder 
und Jugendliche unterstützen, die 
nicht leistungsberechtigt sind.

Welche Erfahrungen haben Stiftungen 
mit dem Bildungs- und Teilhabepaket 
gemacht?

Die bisherigen Erfahrungen der 
 Stiftungen ergeben, dass:

  viele Stiftungen kaum oder gar nicht 
über das Bildungs- und Teilhabepaket 
informiert sind

  Stiftungsmittel dank des Bildungs- und 
Teilhabepakets teilweise in anderen Be-
reichen eingesetzt werden können

  versäumt wurde, bereits vorhandene 
Konzepte in das Bildungs- und Teilhabe-
paket zu integrieren und Praktiker bei der 
konkreten Ausgestaltung einzubeziehen

  die Zuständigkeiten der Behörden aus 
Sicht der Stiftungen nicht ausreichend 
geklärt sind

  das Bildungs- und Teilhabepaket zu 
bürokratisch angelegt ist, viele Familien 
damit überfordert sind und nur wenige 
die Leistungen in Anspruch nehmen

  etablierte Programme und Projekte 
aufgrund der Einführung des Bildungs- 
und Teilhabepakets eingestellt wurden 

  das Personal der Jobcenter bisher nicht 
ausreichend informiert und geschult ist

  es bei Einzelförderungen zu Schwierig-
keiten kommen kann

  sich die Situation der Kinder und 
 Jugendlichen bisher nicht merklich 
 verbessert hat

Stiftungen üben Kritik am 
Bildungspaket. Viele fühlen sich 
nicht ausreichend  informiert.

Die bisherigen Erfahrungen er-
geben, dass zunächst einmal 
viele Stiftungen kaum oder keine 
Informationen über das Bildungs- 
und Teilhabepaket haben. Daraus 
folgt, so die Expertinnen und 
Experten im Interview, dass viele 
Stiftungen nicht verstanden ha-
ben, dass das Paket zur Sicherung 
des Existenzminimums in den 
Bereichen Bildung und Teilhabe 
konzipiert wurde und dementspre-
chend auf die Grundbedürfnisse 
der leistungsberechtigten Kinder 
und Jugendlichen zielt. An welchen 
Stellen sich Stiftungen sinnvoll 
einbringen und das vorhandene 
Angebot ergänzen können, ist 
bisher unklar.

„Das Bildungs- und Teilhabepaket 
ist nicht niedrigschwellig genug 
– die Bürokratie überfordert viele 
Eltern.“

3 – Ergebnisse der Stiftungsbefragungen
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Welche Verbesserungsmöglichkeiten 
sehen Stiftungen in Bezug auf das 
 Bildungs- und Teilhabepaket?

Zur Verbesserung des Bildungs- und Teil-
habepakets schlagen Stiftungen vor:

  dass die staatlichen Stellen Stiftungen 
gezielter informieren und Transparenz 
schaffen

  dass die staatlichen Akteure stärker auf 
Stiftungen zugehen und sie  auffordern, 
sich zu beteiligen

  dass das Bildungs- und  Teilhabepaket 
stärker mit bestehenden Strukturen 
 verknüpft und abgestimmt wird

  Kindern und Jugendlichen den Zugriff 
auf die Leistungen zu erleichtern

  Familien nicht noch stärker in eine 
Bittsteller-Rolle zu drängen, indem sie 
noch mehr Anträge ausfüllen müssen

  den Armutsdiskurs anders zu führen 
und Stigmatisierung zu vermeiden

  den Akteuren vor Ort mehr 
 Gestaltungsspielraum zu lassen

  das Bildungs- und Teilhabepaket 
 komplett zu überdenken und stattdessen 
Bildungsinstitutionen zu fördern

Die meisten Stiftungen wünschen 
sich eine stärkere Verknüpfung mit 
bestehenden Angeboten.

Das Bildungspaket sollte stärker 
mit bestehenden Strukturen ver-
knüpft und abgestimmt werden. 
Zudem wäre es notwendig, „die 
bereits vorhandenen Angebote 
transparent zu machen, so dass 
jeder weiß: wo gibt es wann was 
und für wen“. Die Interviewpartne-
rinnen und -partner weisen au-
ßerdem darauf hin, dass Kindern 
und Jugendlichen der Zugriff auf 
die Leistungen erleichtert werden 
müsste. Viele Stiftungen kritisie-
ren die Informationspolitik der 
Bundesregierung. Sie wünschen 
sich, dass der Staat „ehrlich auf 
Stiftungen zugeht, sie informiert 
und auffordert mitzumachen“.

„Die Ergebnisse der Befragun-
gen zeigen, dass sich Stiftungen 
von der Bundesregierung eine 
adressaten orientierte und intensi-
vere  Informationspolitik wünschen. 
Aber auch Stiftungen haben eine 
Holschuld und sollten die vor-
handenen Informationen zum Bil-
dungs- und Teilhabepaket nutzen.“

Prof. Dr. Hans Fleisch, General-
sekretär des Bundesverbandes 
Deutscher Stiftungen
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Was erwarten Sie in Bezug auf die 
 Förderung der Teilhabe von Kindern und 
Jugendlichen vom Staat?

Stiftungen erwarten, dass:

  der Staat die Förderung von Kindern 
und Jugendlichen in erster Linie als seine 
Aufgabe betrachtet

  Bund, Länder und Kommunen offener 
zusammenarbeiten und vor allem auch 
Ministerien ihre Programme im Bereich 
Bildung und Teilhabe stärker aufeinander 
abstimmen

  der Staat die Förderung von Kindern 
und Jugendlichen als gesamtgesellschaft-
liche Verantwortung betrachtet

  der Staat bei der Förderung von Kin-
dern und Jugendlichen die Zivilgesell-
schaft stärker einbezieht und den Bil-
dungsraum für Kooperationen öffnet

  der Staat auf die entsprechenden 
 Akteure zugeht, die hier unterstützend 
wirken können, deren Feedback einholt 
und die vorhandene Expertise nutzt

  der Staat stärker institutionell fördert 
und Schulen mehr finanziellen und perso-
nellen Gestaltungsspielraum bekommen

  eine bessere Qualitätssicherung von 
Bildungsprozessen eingerichtet wird

  die Interessen und Bedürfnisse von 
Kindern und Jugendlichen von der Politik 
ernster genommen werden

Stiftungen haben konkrete Erwar-
tungen an staatliches Handeln.

Die Förderung von Kindern und 
Jugendlichen wird von den Stif-
tungen als gesamtgesellschaft-
liche Verantwortung wahrgenom-
men. Zivilgesellschaft und Staat 
sollten gemeinsam daran arbeiten, 
die Chancen junger Menschen zu 
verbessern. Dazu gehöre auch, 
dass Bund, Länder und Kommunen 
besser zusammenarbeiten und die 
Ministerien ihre Programme im Be-
reich Bildung und Teilhabe stärker 
aufeinander abstimmen.

„Schulen und zivilgesellschaft-
liche Akteure müssten stärker 
zusammenarbeiten.“

3 – Ergebnisse der Stiftungsbefragungen
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Kooperationen – gelungene 
 Beispiele

Beispiele für erfolgreiche kooperative 
Programme im Bereich Teilhabe sind 
etwa „Ein Quadratkilometer Bildung“ der 
Freudenbergstiftung, „Early Excellence“ 
der Karl Kübel Stiftung, „Bündnisse für 
Chancengleichheit“ der Deutschen Kin-
der- und Jugendstiftung, der „Lübecker 
Bildungsfonds“ oder die Bildungsinitia-
tive „Lernen vor Ort“.

All diese Programme setzen auf die 
Vernetzung verschiedener Akteure, also 
Einrichtungen und Dienste im Bildungs- 
und Sozialbereich, Kommunen, Länder 
und Stiftungen, die materielle und finan-
zielle Leistungen einbringen. Das gemein-
same Ziel ist es, Kinder und Jugendliche 
möglichst schnell und unbürokratisch zu 
unterstützen und dabei auch die Familien 
im Blick zu behalten. 

Staatliche und zivilgesell-
schaftliche Angebote – sinnvoll 
 verknüpfen

Bei der Zusammenarbeit von Stiftun-
gen mit staatlichen Stellen achten die 
Stiftungsakteure vor allem darauf, ihre 
Unabhängigkeit zu wahren. Beide Seiten 
verfolgen unterschiedliche Handlungs-
logiken und sollten sich deshalb im Vor-
feld gut über ihre Kooperationspartner 
informieren. 

Stiftungen betrachten Kooperationen mit 
dem Staat als sinnvoll, da es notwendig 
ist, staatliche und zivilgesellschaftliche 
Angebote zu verknüpfen. Grundsätzlich 
räumen sie staatlichen Programmen Vor-
rang vor der Vergabe von Stiftungsmitteln 
ein. Dies gilt auch für das Bildungs- und 
Teilhabepaket, das viele Stiftungen vor al-
lem wegen des bürokratischen Aufwands 
und der mangelnden Verbindung mit be-
reits vorhandenen Angeboten kritisieren. 

Zusammenfassung der bisherigen  Erkenntnisse
Stiftungen sind Expertinnen, wenn es um Bildung und Teilhabe von Kindern und 
 Jugendlichen geht. Fast die Hälfte aller deutschen Stiftungen verfolgt soziale Zwecke 
(30,8 Prozent) oder engagiert sich für Bildung und Erziehung (15,3 Prozent). Inves-
titionen in die Bildungs- und Teilhabeinfrastrukturen vor Ort werden bei den Stiftun-
gen großgeschrieben: Vor allem Schulen und Kitas sowie Organisationen des Dritten 
 Sektors bekommen Unterstützung. 
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Förderung von Teilhabe – 
 ergänzend zum Staat

Stiftungen plädieren für pragmatische 
Lösungen und proaktives Handeln: Wo 
junge Menschen frühzeitig gefördert 
werden, lassen sich nachhaltige Effekte 
erzielen. Stiftungen begreifen sich als 
neutrale Expertinnen, sie verfügen über 
praktische Erfahrungen und sind häufig 
„Informationsschnittstellen“.

Die Förderung von Kindern und Jugend-
lichen ist in den Augen der Stiftungen 
in erster Linie eine staatliche Aufgabe. 
Stiftungsaktivitäten können hier ergän-
zend wirken. Die Voraussetzung dafür 
ist, dass die entsprechenden staatlichen 
Stellen, z. B. Kommunen, bereit sind, die 
Zivilgesellschaft einzubeziehen, auf die 
entsprech enden Akteure zuzugehen und 
deren Feedback einzuholen. Vor allem 
die regionalen Netzwerke der Stiftungen 
können einen Mehrwert bieten. 

Aus den gesammelten Erkenntnissen 
 lassen sich Empfehlungen für den wei-
teren Umgang mit dem Bildungs- und 
 Teilhabepaket und für zukünftige Koope-
rationen zwischen dem Staat und Stiftun-
gen ableiten.

3 – Ergebnisse der Stiftungsbefragungen
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Die Rezepte für bessere Teilhabe von 
Kindern und Jugendlichen sind bekannt. 
Die zentrale Herausforderung besteht 
darin, die vielfältigen Angebote unter-
schiedlicher Akteure in einen gemein-
samen Zusammenhang zu stellen. Das ist 
in erster Linie eine Kommunikations- und 
Koordinationsaufgabe. Hier besteht bis-
lang eine Leerstelle.

Die Empfehlungen des wissenschaft-
lichen Beirats des Bundesverbandes 
Deutscher Stiftungen sind in erster Linie 
an staatliche Stellen und Stiftungen ge-
richtet. Doch auch weitere Akteure des 
Dritten Sektors werden hier angespro-
chen, wie Wohlfahrtsverbände, Vereine 
und andere Non-Profit-Organisationen. 
Darüber hinaus zählen Unternehmen zu 
den Organisationen, die junge Menschen 
fördern, z.B. in Form von Corporate-
Social- Responsibility-Aktivitäten (CSR). 

Die Organisationen der verschiedenen 
Sektoren und auch die Akteure, die 
innerhalb eines bestimmten Sektors 
verortet werden können, unterscheiden 
sich deutlich voneinander. Bei Stiftungen 
äußert sich dies unter anderem in ihrer 
Verwirklichung: Manche fördern Projekte 
oder Programme, andere stellen Einzel-
förderungen zur Verfügung und wieder 
andere sind operativ tätig. Diese Hetero-
genität der Organisationen ist Chance 
und  Herausforderung zugleich.

Die folgenden Empfehlungen des wis-
senschaftlichen Beirats basieren auf der 
Auswertung der beiden vorangestellten 
Befragungen. Sie zielen darauf, die Teil-
habechancen von Kindern und Jugend-
lichen zu verbessern, indem sie vor allem 
die Rolle der Stiftungen und des Staats in 
diesem Bereich genauer definieren. Die 
sechs Empfehlungen münden schließlich 
in einer Synthese.

4 – Empfehlungen
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Wenn es darum geht, sich um das Wohl und die Zukunftsperspektiven junger Men-
schen zu kümmern, sehen Stiftungen zuvorderst den Staat in der Pflicht. Viele Stif-
tungen halten es mit ihrem Selbstverständnis für unvereinbar, staatliche Leistungen 
zu ersetzen, doch sie sind bereit (und in der Lage) unterstützend einzugreifen. Sozial-
staatliche Fürsorge zu ergänzen, entspricht ihrem Selbstbild sehr viel besser. Wo diese 
nicht ausreicht, werden Stiftungen auf unterschiedliche Weise aktiv. 

 Freiräume lassen und 
 Vertrauen aufbauen

 Es gibt viele Wege, wie Stif-
tungen und Staat jungen Menschen zu 
mehr Chancengerechtigkeit verhelfen 
können. Stiftungen legen großen Wert 
auf ihre Autonomie. Sie möchten staat-
liche Leistungen nur ergänzen – auch im 
Hinblick auf das Bildungs- und Teilhabe-
paket. Darum sollten alle Akteure die 
Freiräume erhalten, die sie brauchen, um 
ihre Ideen für mehr Teilhabe umsetzen zu 
können. Die klare Formulierung eigener 
Vorstellungen und Erwartungen an die 
Partner ist für eine langfristige Koope-
ration entscheidend. Das gilt besonders 
dann, wenn Organisationen mit unter-
schiedlichen Handlungslogiken aufein-
andertreffen. Denn auch wenn sich die 
Beteiligten auf ein übergeordnetes Ziel 
verständigen, müssen ihre individuellen 
Interessen bekannt sein und akzeptiert 
werden. Nur wenn sich niemand einge-
engt oder gar instrumentalisiert fühlt, 
kann eine Vertrauensbasis entstehen. Sie 
ist die Voraussetzung für die Bereitschaft 
zu kooperieren.

 Vor Ort kommunizieren 
 und  kooperieren

 Häufig sind es fehlende 
Finanzmittel oder die Bildungsferne der 
Familie, die die Teilhabe von Kindern und 
Jugendlichen erschweren. Diese Faktoren 
lassen sich zwar generell feststellen – 
wie die zur Verfügung stehenden Mittel 
sinnvoll eingesetzt werden können, muss 
aber auf kommunaler Ebene entschieden 
werden. Denn nur die Engagierten vor Ort 
kennen die spezifischen Gegebenheiten 
und die damit verbundenen Herausfor-
derungen. Übergeordnete staatliche 
Verwaltungs ebenen wie Bund und Länder 
können nur normierte Leistungen bereit-
stellen; die individuellen Lebenssitua-
tionen bleiben unberücksichtigt. Umso 
wichtiger ist der ständige Austausch 
zwischen den lokalen Expertinnen und 
Experten, die die Situation der Familien 
kennen. Dazu zählen neben Stiftungen 
und anderen Non-Profit-Organisationen 
auch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
kommunaler Behörden. Sie wissen, mit 
welchen Schwierigkeiten Eltern, Kinder 

4 – Empfehlungen
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und Jugendliche täglich konfrontiert sind 
und welche Leistungen ergänzend, z. B. 
zum Bildungs- und Teilhabepaket und 
anderen  Sozialleistungen, angeboten 
werden müssen. Daher ist die Stärkung 
der Gemeinden im Hinblick auf ihre Auto-
nomie und ihre Verantwortung für soziale 
Aufgaben von zentraler Bedeutung. 

 Staatliche und 
 zivilgesellschaftliche 
 Leistungen koordinieren

Wenn sichergestellt werden soll, dass 
jedes Kind die bestmögliche Unter-
stützung erhält, ist die Koordination 
staatlicher und zivilgesellschaftlicher 
Leistungen unabdingbar. Gemeinsame, 
sektoren übergreifende Anstrengungen 
können die verschiedenen Angebote 
zu umfassenden lokalen Bildungs- und 
Teilhabe-Infrastrukturen vereinen und 
so eine kollektive Wirkung erzielen.36 Der 
Anspruch sollte sein, konkrete Ziele zu 
vereinbaren und klare Aufgabenbereiche 
abzu stecken. Eine solche Abstimmung 
gelingt nur, wenn auf kommunaler Ebene 
Verantwortliche eingesetzt werden, die 
eine Mittlerfunktion zwischen Kommune, 
Zivilgesellschaft und Wirtschaft ein-
nehmen. Diese Verantwortung müssen 
Personen übernehmen, die über das 
notwendige Know-how und Netzwerke 
in der Region verfügen. Sie sollten nicht 
nur über die lokalen Lebenswelten und 
Angebotsstrukturen Bescheid wissen, 
sondern auch das Vertrauen der verschie-
denen Akteure genießen. Solche Koordi-
nierungsstellen für Teilhabe einzurichten 
und mit entsprechendem Personal zu 
besetzen ist eine große Herausforderung. 
Der Aufbau dieser Teilhabe-Knoten-
punkte muss als langfristige Aufgabe 
betrachtet werden.

 Koordination 
 finanzieren 

 Koordination kostet Zeit und 
Geld. Dieser wichtige Faktor wird bisher 
massiv unterschätzt – speziell im Bereich 
Bildung und Teilhabe. Wo Koordination 
funktioniert, sind häufig hochmotivierte, 
engagierte Menschen am Werk, die 
ihre Zeit freiwillig einbringen. Will man 
allerdings beständige lokale Teilhabe-
Infrastrukturen für Kinder und Jugend-
liche etablieren, muss eine Strategie 
ausgearbeitet werden. Auch die Umset-
zung bedarf der ständigen Betreuung und 
Koordination der Einzel leistungen durch 
klar definierte Verantwortliche, die für 
ihre Arbeit bezahlt werden. Stetige Inves-
titionen, nicht in Innova tionen, sondern 
vielmehr in Kontinuität, sind hier unab-
dingbar. Da die benötigten Mittel dauer-
haft bereitgestellt werden müssen, sind 
in unterschiedlichen Regionen verschie-
dene Geldgeber gefragt: Dazu können 
staatliche Stellen, aber auch Stiftungen 
oder – im Rahmen ihrer CSR-Aktivitäten – 
Wirtschaftsorganisationen zählen.

 Das Know-how der 
 Stiftungen  nutzen

 Stiftungen können dabei 
helfen, Teilhabe-Knotenpunkte zu etablie-
ren und mit entsprechendem Wissen zu 
versorgen. Besonders bei der Teilhabe-
förderung von Kindern und Jugendlichen 
verfügen sie über langjährige Erfahrung 
und Kontakte – nicht nur zu anderen 
 Leistungserbringern, sondern auch zu 
den Familien. Stiftungen sollten verstärkt 
als Ansprechpartnerinnen wahrgenom-
men werden – und wollen das auch. Ins-
besondere Bürgerstiftungen37 und kom-
munale Stiftungen38 sind für diese Aufga-
be prädestiniert, da sie vor Ort vernetzt 
sind, über langjährige Erfahrungen und 
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die entsprechende Expertise verfügen. 
Außerdem können Bürgerstiftungen als 
Multiplikatoren wirken und Informationen 
über Angebote für Kinder und Jugendliche 
verbreiten. Wo es der Stiftungszweck er-
laubt, können kommunale Stiftungen ihre 
Leistungen dem Bedarf vor Ort entspre-
chend anpassen oder ausbauen. Es hilft 
dem gemeinsamen Ziel, die Rolle dieser 
Stiftungsgruppen zu stärken.

 An guten Beispielen 
 orientieren

 Die Entwicklung von inno-
vativen Lösungen für soziale Probleme 
ist prestigeträchtig und wird gerne un-
terstützt. Allerdings entstehen dadurch 
im Bereich Bildung und Teilhabe häufig 
Doppelstrukturen. Dabei zeigen viele 
Kooperationsbeispiele, wie Leistungen 
gebündelt und Ressourcen optimal ein-
gesetzt werden können, wenn sich die 
verschiedenen Akteure abstimmen. Diese 
Netzwerke berücksichtigen die Autono-
mie der teilnehmenden Organisationen, 
sind aber zugleich auf ein langfristiges 
„commitment“ angewiesen. Ein Beispiel 
dafür ist die Initiative „Lernen vor Ort“, 
die ein „kohärentes Bildungsmanage-
ment vor Ort“ anstrebt.39 Kommunen 
greifen hier auf Stiftungsnetzwerke und 
-expertise zurück. Auch START – das 
Schülerstipendienprogramm für enga-
gierte Schülerinnen und Schüler mit 
 Migrationshintergrund, an dem Partner 
in 14 Bundesländern beteiligt sind – bie-
tet ein solches Beispiel.40 Erfolgreiche 
Ideen und Konzepte gibt es bereits an 
vielen  Orten in Deutschland. Sie können 
im Sinne eines systematischen Projekt-
transfers übernommen und an die lokalen 
Gegebenheiten angepasst werden.

Der wissenschaftliche Beirat

  Prof. Dr. Sebastian Braun 
 leitet das Forschungszentrum für 
Bürgerschaftliches Engagement 
an der Humboldt-Universität zu 
Berlin. 

  Prof. Dr. Rainer Hüttemann 
ist geschäftsführender Direktor 
des Instituts für Steuerrecht der 
Rheinischen Friedrich-Wilhelms-
Universität Bonn.

  Prof. Dr. Karl-Heinz Paqué ist 
Inhaber des Lehrstuhls für Inter-
nationale Wirtschaft und Dekan 
der Fakultät für Wirtschafts-
wissenschaft der Otto-von- 
Guericke-Universität Magdeburg.

  Prof. Dr. Berit Sandberg ist 
 Professorin für Public und Non-
profit-Management an der Hoch-
schule für Technik und Wirtschaft 
Berlin. 
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Vom Kind her denken! 

Das Wohl des Kindes steht an erster 
Stelle. Erfolgreiche Bildungs- und Teil-
habestrukturen für Kinder und Jugend-
liche zu etablieren bedeutet dementspre-
chend, den jungen Menschen genau die 
Leistungen zu bieten, die sie brauchen. 
Dies können Lernmaterialien sein, die aus 
dem Bildungs- und Teilhabepaket bezahlt 
werden, Einzelförderungen für besonders 
Begabte oder Sport- und Freizeitangebote 
von Stiftungen. Für die jungen Menschen 
spielt es dabei keine Rolle, welche Orga-
nisation die benötigten Leistungen zur 
Verfügung stellt. Die Unterstützung muss 
ankommen – das zählt. 

Die Herausforderung dabei ist die Koor-
dination der Angebote. Hier müssen Ver-
antwortliche vor Ort eingesetzt werden, 
die das Vertrauen der unterschiedlichen 
Akteure genießen und zugleich Kristalli-
sationspunkte für Kommunikation sind. 
Zudem müssen die vorhandenen Ange-
bote transparent sein. Sie sollten flexibel 

und bedarfsgerecht gestaltet werden und 
möglichst wenigen bürokratischen Zwän-
gen unterliegen.  

Die Koordinatoren vor Ort können dann 
überblicken, welche ergänzenden Ange-
bote etwa eine in der Kommune ansäs-
sige Stiftung macht, damit ein Kind z. B. 
neben dem Beitrag zum Sportverein aus 
dem Bildungspaket noch ein „Stiftungs-
paket“ mit Fußballschuhen bekommt. 
Die Verantwortlichen wissen außerdem, 
welche Kinder nicht leistungsberechtigt, 
aber dennoch bedürftig sind, und sorgen 
als Mittler dafür, dass hier die Vereins-
beiträge bezahlt und die Fußballschuhe 
geschnürt werden können. So kann auch 
diese nicht eben kleine Gruppe vom Netz 
der Zivilgesellschaft aufgefangen werden.

Das qualifizierte Personal für diese 
 Koordinationsstellen ist nicht umsonst zu 
haben – erfolgreiche Programme in ganz 
Deutschland zeigen aber, wie durch die 
Initiative und die Kooperation verschie-
dener Organisationen Teilhabechancen 
von Kindern und Jugendlichen verbessert 
werden können.

SUCHE BIETE
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Anhang

Angaben zur Datenerhebung und 
-auswertung 41

  1 Online-Befragung von  
 Stiftungen

Charakteristika

Für die Datenerhebung wurde u. a. das 
 Instrument der Online-Befragung ge-
wählt, da diese, z. B. im Vergleich zur 
 postalischen Befragung, einige Vorteile 
bietet: Die Online-Befragung ist wesent-
lich kostengünstiger und erlaubt eine 
höhere Zahl der in die Untersuchung 
einzubeziehenden Stiftungen. Des 
Weiteren lassen sich Fehler in der Daten-
übertragung minimieren. Das Internet 
eröffnet außerdem die Möglichkeit der 
 Filterführung.

Grundgesamtheit und Stichprobe

Da es sich bei „Teilhabe von Kindern und 
Jugendlichen“ um ein Querschnittsthema 
handelt und die Grundgesamtheit des-
halb nur schwer zu ermitteln ist, war es 
zunächst notwendig, anhand des bereits 
zur Verfügung stehenden Materials ein 
genaueres Bild der Aktivitäten deutscher 
Stiftungen in diesem Bereich zu zeichnen. 

Im Juli und August 2011 wurden deshalb 
die Einträge der Datenbank des Bundes-
verbandes Deutscher Stiftungen mit rund 
25.000 Datensätzen zu Stiftungen sowie 
die Registratur mit einer ähnlich großen 
Zahl von Akten zu den einzelnen Stiftun-
gen ausgewertet. Darüber hinaus wurde 
die Spezialbibliothek des Bundesver-
bandes mit Jahresberichten und andere 
Veröffentlichungen von Stiftungen zurate 
gezogen.  

Die auf Basis dieser Recherchen gefilterte 
Stichprobe und der daraufhin erstell-
te Verteiler für die Online-Befragung 
umfassten rund 3.500 Stiftungen. Die 
Stiftungen wurden bewusst aufgrund 
ihres Bezugs zum Thema Teilhabe von 
Kindern und Jugendlichen ausgewählt. 
Unter den angeschriebenen Stiftungen 
befanden sich sowohl Bildungs-, Kultur-, 
Umwelt- und Sportstiftungen als auch 
Bürgerstiftungen (mit dem Gütesiegel des 
Bundesverbandes Deutscher Stiftungen), 
kommunale Stiftungen sowie Sparkas-
senstiftungen.

Anhang
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Fragebogen

Das wissenschaftliche Projektteam des 
Bundesverbandes Deutscher Stiftungen 
konzipierte im August 2011 den Frage-
bogen. Zur Qualitätsverbesserung wurde 
die vorläufige Fassung des Fragebogens 
mit Hilfe eines Pretests von Stiftungs-
vertretern und stiftungsnahen Fachleuten 
überprüft. Der Fragebogen wurde auf 
Verständlichkeit, Antwortwahrschein-
lichkeit und Vollständigkeit geprüft und 
entsprechend modifiziert.

Der endgültige Fragebogen gliederte 
sich in vier Blöcke: In Block A wurden 
allgemeine Strukturdaten der Stiftung, 
wie z. B. die Rechtsform oder das Kapital-
volumen, abgefragt. Block B thematisier-
te die Stiftungspraxis, also die Aktivitäten 
der Stiftung auf dem Gebiet der Teilhabe 
von Kindern und Jugendlichen. Hier wurde 
auch ermittelt, wie sich die Stiftung zum 
Thema Teilhabe positioniert. Besonders 
relevant waren zudem die bisherigen 
Kooperationserfahrungen der Stiftungen 
im Bereich Teilhabe – diese Daten wurden 
in Block C erhoben. Es sollte so greifbar 
wie möglich eruiert werden, wie Koope-
rationen bzw. Vernetzungen im Rahmen 
des Bildungs- und Teilhabepakets aus-
sehen können. Im abschließenden Block 
D wurde die Position der Stiftung zu den 
neuen Regelungen des Bildungs- und 
Teilhabepakets der Bundesregierung 
erfragt. In einer offenen Nennung hatten 
die Befragungs-Teilnehmer außerdem die 
Möglichkeit, Anregungen zur Umsetzung 
des Bildungs- und Teilhabepakets zu 
geben.

Ablauf

Mit einem professionellen Dienstleister 
für Online-Befragungen wurde die Um-
frage zu den bisherigen und geplanten 
 Aktivitäten von Stiftungen auf dem 

Gebiet der Teilhabe von Kindern und 
Jugendlichen im Zeitraum vom 16. bis 
30. September 2011 durchgeführt. Aus 
der Befragung ergibt sich eine validere 
Einschätzung der aktuellen Situation und 
sie liefert Hinweise auf Potenziale zur 
Intensivierung der Aktivitäten sowie zur 
Kooperation mit anderen Akteuren.

Sämtliche Daten wurden anonym erho-
ben. Die Stiftungen wurden durch An-
schreiben auf die Befragung aufmerksam 
gemacht, die im Namen des Vorstands-
vorsitzenden des Bundesverbandes 
Deutscher Stiftungen, Dr. Wilhelm Krull, 
und des Generalsekretärs, Prof. Dr. Hans 
Fleisch, verschickt wurden. Etwa nach der 
Hälfte des Befragungszeitraums wurden 
die Stiftungen über einen „Reminder“ 
an die Online-Befragung erinnert. Stif-
tungen, deren E-Mail-Adresse nicht be-
kannt war bzw. die nicht über einen Inter-
netzugang verfügen, wurden postalisch 
angeschrieben.

Rücklauf

Innerhalb des Erhebungszeitraums von 
zwei Wochen nahmen 558 Stiftungen an 
der Online-Befragung teil. Dies entspricht 
einer sehr guten Rücklaufquote von ca. 
16 Prozent und lässt die Gewinnung aus-
sagekräftiger Ergebnisse zu.

Die Überprüfung des Rücklaufs in Bezug 
auf wesentliche Merkmale ergibt folgen-
des Bild: Die befragten Stiftungen sind 
mehrheitlich selbstständige Stiftungen 
bürgerlichen Rechts (75,5 Prozent)42, sie 
sind zu einem großen Teil fördernd (48,6 
Prozent) oder fördernd und operativ tä-
tig (37,8 Prozent)43 und die meisten von 
ihnen verfügen über ein Kapital zwischen 
100.000 und 500.000 Euro (31,3 Prozent) 
bzw. 1 Million bis 10 Millionen Euro (30,5 
Prozent)44. Wie oben bereits angedeutet, 
ist es nicht möglich, die Repräsentativi-
tät der Ergebnisse festzustellen, da die 
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Grundgesamtheit (Stiftungen, die Teil-
habe von Kindern und Jugendlichen för-
dern) nicht klar benannt werden kann.45

Datenauswertung

Die erhobenen Daten wurden vom 
wissenschaftlichen Projektteam des 
Bundesverbandes mit Hilfe des Statistik-
programms SPSS ausgewertet. Die 
Analyse erfolgte überwiegend mittels 
deskriptiver, univariater Statistiken wie 
Häufigkeitsverteilungen und statistische 
Kennwerte (Mittelwert, Median).

Es wurden außerdem bivariate Statis-
tiken anhand von Kreuztabellen erstellt. 
Die Zellen der Kreuztabellen enthalten 
(sofern nicht zwei Variablen mit Mehr-
fachantworten kreuztabelliert wurden) 
die absoluten Häufigkeiten, erwartete 
Häufigkeiten, Residualhäufigkeiten und 
die standardisierten Residuen. 

Erwartete Häufigkeiten sind diejenigen 
Häufigkeiten, die aufgrund der Rand-
häufigkeiten zu erwarten wären, wenn 
kein Zusammenhang zwischen den 
 Variablen bestünde. Es gilt die Faust-
regel, dass ein standardisiertes  Residuum 
von 2 oder größer eine signifikante 
Abweichung der beobachteten von der 
erwarteten Häufigkeit anzeigt.

  2 Experteninterviews

Charakteristika

Neben der Online-Befragung wurden 
für die Datenerhebung auch offene, 
leitfaden orientierte Experteninterviews 
eingesetzt. Hierbei nehmen die Interview-
partner, als Quelle von Spezialwissen 
über die zu erforschenden Sachverhalte, 
die Rolle von „Experten“ ein.46 Mit Hil-
fe von Experteninterviews lassen sich 
Meinungen und Positionen genauer 

erkennen. Sie haben sich in der Praxis 
vielfach bewährt und wurden vom Bun-
desverband Deutscher Stiftungen auch in 
anderen Studien erfolgreich angewendet. 
Die Experten interviews runden das Bild 
ab, welches sich aus der Auswertung der 
bereits erhobenen Daten ergibt. Sie eröff-
nen die Möglichkeit, bspw. das Verständ-
nis der Stiftungen von Teilhabe bzw. von 
ihrer Rolle im Rahmen des Bildungs- und 
Teilhabepakets konkreter zu ermitteln. 

Auswahl

Als Interviewpartner wurden Personen 
in Schlüsselpositionen verschiedener 
Stiftungen aus der Grundgesamtheit 
gewählt, die aufgrund ihrer Expertise und 
Akzeptanz für den Stiftungssektor spre-
chen können. Die Stichprobe wurde nicht 
im Voraus festgelegt, sondern im Laufe 
der Untersuchung bestimmt. Anhalts-
punkt bildeten auch hier die vorangegan-
genen Recherchen. 

Ablauf

Im Zeitraum von Mitte September bis 
 Mitte Oktober 2011 wurden Interviews 
mit 22 Bildungsexpertinnen und Bil-
dungsexperten aus Stiftungen geführt. 
Um die Vergleichbarkeit der Aussagen zu 
gewährleisten, wurde ein Interviewleit-
faden erstellt, welcher allen Experten-
gesprächen zugrunde lag. So war es 
möglich, bei der Analyse der Einzelfälle 
gemeinsame Muster sichtbar zu machen. 
Die Datenaufbereitung bestand in der 
Transkription und Kodierung anhand der 
Fragestellung. Das Auswertungsverfah-
ren orientierte sich an der qualitativen 
Inhaltsanalyse nach Mayring47: Im ersten 
Schritt wurden die Analyseeinheiten 
ausgewählt und die inhaltstragenden 
Interviewsequenzen im zweiten Schritt 
paraphrasiert. Im dritten Schritt wurden 
bedeutungsgleiche Paraphrasen durch 
Selektion reduziert.

Anhang
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Es wurden Experteninterviews mit Vertreterinnen und Vertretern 
folgender Stiftungen geführt:

Bürgerstiftung 
Braunschweig
Braunschweig
www.buergerstiftung-
braunschweig.de

Bürger.Stiftung.Halle
Halle
www.buergerstiftung-
halle.de

children for a better 
world e.V.
München
www.children.de

Deutsche Kinder- und 
Jugendstiftung 
gemeinnützige GmbH
Berlin
www.dkjs.de

Deutsche Telekom 
 Stiftung
Bonn
www.telekom-stiftung.de

Freudenberg Stiftung
Weinheim
www.freudenbergstiftung.
de

Stiftungsverwaltung
Hansestadt Lübeck
Lübeck
www.stiftungsverwaltung-
luebeck.de

Joachim Herz Stiftung
Hamburg
joachim-herz-stiftung.de

Karl Kübel Stiftung für 
Kind und Familie
Bensheim
www.kkstiftung.de

Kreuzberger 
Kinderstiftung
Berlin
www.kreuzberger-
kinderstiftung.de

Körber-Stiftung
Hamburg
www.koerber-stiftung.de

MPC Münchmeyer 
Petersen Capital Stiftung
Hamburg
www.mpc-capital-
stiftung.de

Stiftung Ökologie & 
Landbau (SÖL)
Bad Dürkheim
www.soel.de

Landeshauptstadt 
München – Sozialreferat
Abteilung Stiftungs-
verwaltung
München
www.muenchen.de/
rathaus/Stadtverwaltung/
Sozialreferat/
Stiftungsverwaltung.html

Stiftung Braunschwei-
gischer Kulturbesitz
Braunschweig
www.sbk-bs.de

Stiftung Bürger für Leipzig
Leipzig
www.buerger-fuer-
leipzig.de

Stiftung der Deutschen 
Wirtschaft e.V.
Berlin
www.sdw.org

Stiftung Mittagskinder
Hamburg
www.stiftung-
mittagskinder.de

Stiftung Persönlichkeit
Nürnberg
www.stiftung-
persoenlichkeit.de

Stiftung Polytechnische 
Gesellschaft 
Frankfurt am Main
www.sptg.de

Stiftung Waisenhaus
Frankfurt am Main
www.waisenhaus-
frankfurt.de

Stiftung Zukunft 
schenken!
Oestrich-Winkel
www.zukunftschenken.de
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500.000 bis 1 Million Euro, 30,5 Prozent 
verfügen über 1 Million bis 10 Millio-
nen Euro, 7,2 Prozent verfügen über 10 
 Millionen bis 100 Millionen Euro und 3,4 
Prozent verfügen über ein Kapital in Höhe 
von 100 Millionen Euro und mehr (n=531).
45 Bezogen auf die Grundgesamtheit aller 
Stiftungen in Deutschland sind die Merk-
male Rechtsform und Verwirklichung 
durchaus repräsentativ abgebildet, Stif-
tungen mit einem Vermögen bis 100.000 
Euro sind in der Befragung leicht unter-
repräsentiert und Stiftungen mit einem 
Vermögen bis 10.000.000 Euro leicht 
überrepräsentiert. (Vgl. Bundesverband 
Deutscher Stiftungen: Zahlen, Daten, 
Fakten zum deutschen Stiftungswesen, 
Band 1. Verlag Deutscher Stiftungen, 
Berlin 2011.)
46 Gläser, Jochen; Laudel, Grit: Experten-
interviews und qualitative  Inhaltsanalyse, 
Wiesbaden 2009: 12. 
47 Mayring, Philipp: Qualitative Inhalts-
analyse. Grundlagen und Techniken. 
Weinheim und Basel 2008.







www.stiftungen.org

Bundesverband 
Deutscher Stiftungen
Mauerstraße 93
10117 Berlin
Telefon (030) 89 79 47-0  |  Fax -71

ISBN 978-3-941368-19-4

Gefördert von: 



Antje 
Bischoff        

Burkhard 
Küstermann

Stiftungen 
und Teilhabe 
von Kindern und 
Jugendlichen

Sebastian 
Bühner        

Andrea 
Lassalle        

Miriam 
Rummel

STUDIE



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /CMYK
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<

    /BGR <>
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /CZE <>
    /DAN <>
    /DEU <>
    /ESP <>
    /ETI <>
    /FRA <>
    /GRE <>

    /HRV (Za stvaranje Adobe PDF dokumenata najpogodnijih za visokokvalitetni ispis prije tiskanja koristite ove postavke.  Stvoreni PDF dokumenti mogu se otvoriti Acrobat i Adobe Reader 5.0 i kasnijim verzijama.)
    /HUN <>
    /ITA <>
    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /LTH <>
    /LVI <>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /POL <>
    /PTB <>
    /RUM <>
    /RUS <>
    /SKY <>
    /SLV <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /TUR <>
    /UKR <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /ConvertToCMYK
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles false
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


